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Jahreswirtschaftsbericht 1976 der Bundesregierung 


Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
hiermit dem Bundestag und dem Bundesrat den Jahreswirt- 
schaftsbericht 1976 vor. Dieser Bericht enthält: 

A. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundes- 
regierung angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele. Die in der Form der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung dargestellte Jahresprojektion 1976 ist zusammen 
mit einem Rückblick auf das Jahr 1975 als Anlage beigefügt; 

B. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik; 

C. die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Jahresgut- 
achten des Sachverständigenrates aufgrund von § 6 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständi- 
genrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung vom 14. August 1963 in der Fassung des Gesetzes 
vom 8. November 1966. 

Wie in den vorhergehenden Jahreswirtschaftsberichten nimmt 
die Bundesregierung nicht nur im Teil C (Stellungnahme im 
engeren Sinne), sondern auch in den übrigen Teilen im Sach- 
zusammenhang zum Jahresgutachten 1975 des Sachverständi- 
genrates Stellung. 
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A. Für 1976 angestrebte wirtschafts- und 


I. Ausgangslage 

1 . Die Weltwirtschaft ist in den letzten Jahren in 
eine schwere Krise geraten, von der sie sich nur 
langsam und bei engem Zusammenwirken der 
wichtigsten am weltwirtschaftlichen Geschehen be- 
teiligten Länder wieder erholt. Die Wirtschafts- 
entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
kann nur in diesem Zusammenhang gesehen und 
beurteilt werden. 

Bei einer Diagnose der Veränderungen in der Welt- 
wirtschaft muß weit zurückgegriffen werden. Als 
erster Punkt ist hier eine seit Mitte der 60er Jahre 
in vielen Staaten der Welt deutlich gewordene 
Überforderung der Leistungsfähigkeit der Volks- 
wirtschaften zu nennen. Daraus entstanden sich 
wechselseitig verstärkende Inflationstendenzen und 
in einer Reihe von Ländern beträchtliche Zahlungs- 
bilanzdefizite. Die unausweichliche Folge war der 
Zusammenbruch wesentlicher Eckpfeiler des alten 
Weltwährungssystems. Angesichts der enormen 
Devisenzuflüsse war eine wirksame Stabilitäts- 
politik in der Bundesrepublik Deutschland lange 
Zeit praktisch nicht möglich. Erst mit dem weit- 
gehenden Verzicht auf feste Wechselkurse wurden 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß die 
geld- und finanzpolitischen Bremsen wieder grei- 
fen konnten. Gleichzeitig wurde aber auch die Po- 
sition der deutschen Wirtschaft im internationalen 
Wettbewerb schwieriger. 

Zusätzlich wurde die westliche Welt Ende 1973 
mit der spektakulären Verteuerung des Rohöls kon- 
frontiert. Die daraus entstandenen Belastungen und 
strukturellen Verwerfungen haben auch die deut- 
sche Wirtschaft erheblich getroffen, wenngleich ihr 
dadurch keine ernsten Zahlungsbilanzprobleme er- 
wuchsen. Für eine große Zahl von Industrie- und 
Entwicklungsländern führte die Ölpreisverteuerung 
zu einer schwerwiegenden Verschlechterung ihrer 
Leistungsbilanzen. Das hatte Konsequenzen für den 
Welthandel und damit auch für die deutsche Wirt- 
schaft. 

Inflationsgewöhnung, Funktionsschwäche des alten 
Weltwährungssystems und Rohölverteuerung führ- 
ten zusammen zu einer weltweiten Rezession, die 
nahezu alle Industrie- und Entwicklungsländer, 
aber auch die meisten Staatshandelsländer erfaßte. 
Auch die deutsche Wirtschaft konnte sich dieser 
Entwicklung nicht entziehen. 

Da in dieser Lage nationale Maßnahmen allein 
keine hinreichende Abhilfe schaffen konnten, hat 
sich die Bundesregierung deshalb schon frühzeitig 
darum bemüht, in intensiven und stetigen interna- 
tionalen Verhandlungen die weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen wieder zu verbessern. 

Für die stark exportabhängige deutsche Wirtschaft 
war es von großer Bedeutung, daß eine allgemeine 


finanzpolitische Ziele 


Zuflucht der Regierungen zu protektionistischen 
Maßnahmen vermieden werden konnte. Die Bun- 
desregierung hat sich sehr für das Zustandekom- 
men der in der OECD verabredeten handelspoliti- 
schen Stillhaltevereinbarung (Trade Pledge) ein- 
gesetzt. 

Zugleich hat die Bundesregierung nicht gezögert, 
sich im Rahmen des Möglichen an multilateralen 
Zahlungsbilanzhilfen zu beteiligen und in beson- 
deren Fällen bilaterale Stützungskredite zu gewäh- 
ren (Beispiel Italien). Auf der Sitzung des Interims- 
Ausschusses des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) in Jamaika hat sie darüber hinaus einer Er- 
weiterung des Kreditspielraums des IWF in ver- 
tretbarem Ausmaß sowie zusätzlichen Vergünsti- 
gungen für die Entwicklungsländer zugestimmt und 
dazu beigetragen, daß die Reform des internationa- 
len Währungssystems zu einem vorläufigen Ab- 
schluß gebracht werden konnte. 

Besonderes Gewicht hat die Bundesregierung den 
Bemühungen um eine intensive internationale Ko- 
operation zur Überwindung der Weltrezession und 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beigemessen. 
Die Staats- und Regierungschefs der großen Indu- 
strieländer haben in Rambouillet erneut ihren fe- 
sten Willen bekundet, die hohe Arbeitslosigkeit und 
die anhaltende Inflation im Wege internationaler 
Zusammenarbeit möglichst rasch zu überwinden. 

Erste Erfolge dieser Politik beginnen sich inzwi- 
schen abzuzeichnen. Die weltwirtschaftlichen Per- 
spektiven haben sich gebessert, wenngleich noch 
erhebliche Risiken bestehen. In wichtigen Industrie- 
ländern, insbesondere den Vereinigten Staaten, ist 
der konjunkturelle Tiefpunkt offensichtlich über- 
wunden; in anderen zeichnet sich eine Stabilisie- 
rung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ab. 
Die Nachfrage aus dem Ausland tendiert in der 
deutschen Industrie seit Mitte des Jahres wieder 
nach oben. 

2 . Zu Beginn des Jahres 1976 befindet sich die 
deutsche Wirtschaft in einer Phase der konjunk- 
turellen Erholung: 

— die von der Bundesregierung und der Bundes- 
bank ergriffenen Expansionsmaßnahmen haben 
zusammen mit der Steuer- und Kindergeldreform 
insbesondere seit der zweiten Jahreshälfte 1975 
eine Belebung der inländischen Nachfrage be- 
wirkt. Unternehmer und Konsumenten sind zu- 
versichtlicher geworden. Die Bestände an inlän- 
dischen Aufträgen haben in der Industrie wie- 
der zugenommen und übertrafen am Jahres- 
ende nicht unerheblich das Niveau von Ende 
1974. Dabei hat sich — vor allem im Zusammen- 
hang mit der Investitionszulage — die Auftrags- 
situation in wichtigen Bereichen der Investi- 
tionsgüterindustrie spürbar gebessert, was be- 
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reits zu Anschlußaufträgen in vorgelagerten Be- 
reichen geführt zu haben scheint. Auch die zuvor 
sehr schwache Nachfrage in der Bauwirtschaft 
hat sich in den letzten Monaten, namentlich im 
gewerblichen Bau, aber auch im Wohnungsbau, 
wieder verstärkt. 

— Unternehmen und Privatpersonen haben in den 
letzten Monaten wieder deutlich mehr Kredite 
in Anspruch genommen. 

— Die industrielle Produktion nimmt saisonberei- 
nigt seit Mitte 1975 wieder zu, wobei freilich 
von Branche zu Branche erhebliche Unterschiede 
bestehen. 

— Am Arbeitsmarkt ist zwar in den kommenden 
Wochen saisonbedingt eventuell noch mit einem 
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu rechnen, doch 
könnte der konjunkturelle Höhepunkt der Ar- 
beitslosigkeit bereits überschritten sein. Erfah- 
rungsgemäß reagiert der Arbeitsmarkt erst mit 
Verzögerung auf eine konjunkturelle Erholung. 

— Der Preisanstieg hat sich insgesamt weiter ver- 
langsamt. Im Dezember 1975 waren die indu- 
striellen Erzeugerpreise um 2,5 ®/o und die Ver- 
braucherpreise um 5,4 ^/o höher als ein Jahr zu- 
vor. Die Bundesrepublik Deutschland steht da- 
mit zusammen mit der Schweiz und Dänemark 
am unteren Ende der internationalen Preisstei- 
gerungsskala. 

3 , Die von der Konjunkturpolitik 1975 ausgehen- 
den Impulse sind somit nach anfänglichem Zögern 
von Unternehmern und Verbrauchern positiv auf- 
genommen worden. Sie werden 1976 in beträcht- 
lichem Umfang weiterwirken. Gleichwohl ist gegen- 
wärtig jede Prognose über Intensität und Nach- 
haltigkeit der konjunkturellen Aufwärtsentwicklung 
noch mit erheblichen Unsicherheiten belastet. Vor 
allem ist eine hinlänglich sichere Aussage darüber 
kaum möglich, ob sich die Belebung der Wirtschafts- 
tätigkeit im Ausland gradlinig fortsetzen wird. In 
einigen wichtigen Partnerländern bestehen nach wie 
vor erhebliche strukturelle Anpassungsprobleme, 
Zahlungsbilanzungleichgewichte und Inflationsten- 
denzen, die eine neue Aufwärtsbewegung belasten 
und einer expansiven Konjunkturpolitik Grenzen 
setzen. Abgesehen von den außenwirtschaftlichen 
Faktoren bestehen für die weitere konjunkturelle 
Entwicklung in der Bundesrepublik auch im Bereich 
des Konsum- und Investitionsverhaltens noch Un- 
wägbarkeiten. Zwar kann davon ausgegangen wer- 
den, daß die verbesserten Erwartungen die bisher 
noch verhaltene Dispositions- und Kaufbereitschaft 
von Unternehmern und Verbrauchern erhöhen, doch 
ist gegenwärtig noch schwer abzuschätzen, in wel- 
chem Ausmaß dies zu einem sich selbst verstärken- 
den Konjunkturaufschwung führen wird. 

4 . Die derzeitigen Probleme insbesondere im Be- 
schäftigungsbereich müssen im Zusammenhang mit 
den mittel- und längerfristigen Entwicklungsper- 
spektiven für die deutsche Wirtschaft gesehen wer- 
den. Durch Strukturwandel und Konjunkturein- 
bruch sind viele Arbeitsplätze verlorengegangen. 


Da in den nächsten Jahren geburtenstarke Jahrgänge 
ins Berufsleben eintreten, wird überdies die Zahl 
deutscher Erwerbspersonen zum ersten Mal seit den 
fünfziger Jahren wieder zunehmen. Der Bedarf an 
neuen Arbeitsplätzen wächst daher beträchtlich. Er 
erfordert in erster Linie eine nachhaltige Verstär- 
kung der Investitionstätigkeit, was nicht zuletzt aus- 
reichende Erträge der Unternehmen und länger- 
fristig eine deutliche Begrenzung der Kreditauf- 
nahme der öffentlichen Hand voraussetzt. Dabei 
geht es letztlich darum, im Rahmen der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung die Wirtschaftsstruktur so an- 
zupassen und weiterzuentwickeln, daß die deutsche 
Wirtschaft auch in Zukunft sich auf die veränderten 
Marktbedingungen einstellen und im internationa- 
len Wettbewerb bestehen kann. Nur so kann auch 
mittelfristig die Beschäftigungslage verbessert und 
das Risiko neu auftretender Arbeitslosigkeit ver- 
mindert werden. 

5 . Die Wirtschaftspolitik muß sich somit im binnen- 
wirtschaftlichen Bereich 1976 darauf konzentrieren, 

— ■ die derzeitige Konjunkturerholung zu festigen, 

— die Grundlage für einen nachhaltigen inflations- 
freien Aufschwung zu verbessern, 

— und unter Berücksichtigung der wachsenden Zahl 
deutscher Erwerbspersonen längerfristig ausrei- 
chende Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. 

Im internationalen Bereich gilt es vor allem, den 
begonnenen Nord-Süd-Dialog zu vertiefen und die 
Kooperation zur Überwindung der weltwirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten zu intensivieren. Die Bundes- 
regierung ist sich dabei ihrer besonderen internatio- 
nalen Verantwortung bewußt. 


II. Wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 

6 . Die Lösung insbesondere der sich in längerfristi- 
ger Sicht abzeichnenden wirtschaftspolitischen Pro- 
bleme kann nicht von heute auf morgen erreicht 
werden. Angesichts der derzeitigen Ausgangslage 
sind jedoch im Jahre 1976 wesentliche Fortschritte 
möglich und nötig. Nachdem der konjunkturelle Tief- 
punkt offenbar bereits im vergangenen Jahr durch- 
schritten wurde und die gesamtwirtschaftlichen Auf- 
triebskräfte seitdem — nicht zuletzt aufgrund der 
konjunkturpolitischen Maßnahmen im In- und Aus- 
land — in den letzten Monaten an Kraft gewonnen 
haben, hält die Bundesregierung 1976 ein Wirt- 
schaftswachstum für erreichbar, bei dem der Aus- 
lastungsgrad der Kapazitäten wieder ansteigt und 
sich die Arbeitsmarktlage allmählich bessert. Gleich- 
zeitig dürfte die erwartete Abschwächung der Stück- 
kostenentwicklung weitere Fortschritte bei der Sta- 
bilisierung des Preisniveaus möglich madien. Dem 
mittelfristig angestrebten außenwirtschaftlichen 
Gleichgewicht ist die Bundesrepublik bereits im letz- 
ten Jahr erheblich näher gekommen, wobei aller- 
dings der unerwartet schnelle Abbau der hohen 
Außenhandelsüberschüsse des Jahres 1974 zu 
Lasten anderer — binnenwirtschaftlicher — Zielset- 
zungen gegangen ist. Die für 1976 erwartete Ver- 
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Stärkung der Binnenkonjunktur dürfte auch bei wie- 
der ansteigendem Welthandel einer unerwünschten 
Zunahme des Außenhandelssaldos entgegenwirken. 

7 . Unter Berücksichtigung sowohl der bereits ge- 
troffenen konjunkturpolitischen Maßnahmen als 
auch der von der Bundesbank vorgesehenen Geld- 
mengenausweitung strebt die Bundesregierung eine 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung an, bei der im 
Jahresdurchschnitt 1976 

— das reale Bruttosozialprodukt um 4 bis 5 ®/o zu- 
nimmt, 

— durch eine deutliche Verringerung der Arbeits- 
losigkeit im Jahresverlauf die Arbeitslosenquote 
auf rd. 4 V 2 ^/o begrenzt werden kann (saisonbe- 
reinigt bedeutet dies gegen Ende des Jahres rd. 

40/0), 

— die Verbraucherpreisrate auf 5 bis 4 V 2 V 0 (d. h. 
rd. 4 V 2 Vo im 2, Halbjahr 1976) zurückgeführt 
wird und 

— der Außenbeitrag (Differenz der Aus- und Ein- 
fuhr von Waren und Dienstleistungen) trotz des 
zu erwartenden Anstiegs der Auslandsnachfrage 
den Vorjahresanteil von etwa 2 V 2 Vo des Brutto- 
sozialprodukts nicht übersteigt. 

Wenn diese Größenordnungen auch noch nicht dem 
entsprechen, was erst auf mittlere Sicht erreichbar 
ist, so würde mit ihrer Realisierung doch eine ent- 
scheidende Weichenstellung in Richtung des mittel- 
fristig Notwendigen erfolgen. Ob sich die Wirt- 
schaftsentwicklung 1976 in dem projektierten Rah- 
men hält, wird zu einem erheblichen Teil von dem 
nur bedingt voraussehbaren Verlauf der Weltkon- 
junktur und nicht zuletzt auch vom Verhalten der im 
Inland am Wirtschaftsprozeß Beteiligten abhängen. 
Gerade die Erfahrungen des Jahres 1975 haben die 
Problematik und die Grenzen wirtschaftlicher Zu- 
kunftsaussagen erneut deutlich gemacht. Die Bun- 
desregierung unterstreicht in diesem Zusammen- 
hang die Ausführungen des Sachverständigenrates 
über die begrenzte Aussagekraft von Prognosen 
und Projektionen (JG 1975, Ziffern 237 bis 244). Vor- 
ausschätzungen der zukünftigen Wirtschaftsentwick- 
lung sind naturgemäß mit erheblichen Unsicherhei- 
ten behaftet und damit Irrtümern ausgesetzt. Da 
politisches Handeln jedoch stets zukunftsgerichtet 
ist, kann die Wirtschaftspolitik auf dieses Hilfsmit- 
tel nicht verzichten. 

8 . Das im Jahresdurchschnitt 1976 angestrebte 
reale Wirtschaftswachstum von 4 bis 5 % muß auf 
dem Hintergrund des z. Z. vorhandenen Wachs- 
tumsspielraums gesehen werden. Durch den Sozial- 
produktsrückgang im Vorjahr bei — allerdings ge- 
ringerem — weiterem Zuwachs des Produktions- 
potentials dürfte der gesamtwirtschaftliche Aus- 
lastungsgrad der Kapazitäten im Jahresdurchschnitt 
1975 auf etwa 91 Vo der mittleren Auslastung der 
Vergangenheit zurückgegangen sein. Dabei ist noch 
nicht berücksichtigt, daß es in der Rezession durch 
Schließung bzw. Stillegung von Betrieben oder Be- 
triebsteilen teilweise zu Kapazitätseinbußen und da- 
mit zu einer — in der Größenordnung allerdings nur 


grob abzuschätzenden — Minderung des Produk- 
tionspotentials gekommen sein dürfte. Wenn man 
diesen Potentialverlust auf etwa 1 Vo veranschlagt 
und andererseits berücksichtigt, daß das Produk- 
tionspotential auch 1976 weiter zunehmen wird, 
nämlich um voraussichtlich rd. 2 ‘Vo, so ergibt sich für 
dieses Jahr ein theoretischer Wachstumsspielraum 
in der Größenordnung von etwa 10 Vo. 

Bei dem für 1976 angestrebten Wirtschaftswachstum 
würde der Auslastungsgrad der Kapazitäten danach 
wieder zunehmen (im Jahresdurchschnitt um 2 bis 
3Vo), aber gleichwohl noch deutlich unter dem län- 
gerfristigen Durchschnitt der Vergangenheit liegen. 
Ein wesentlich höherer Sozialproduktszuwachs er- 
scheint jedoch aus heutiger Sicht kaum wahrschein- 
lich. 

9. Wie stets, wenn ein Konjunktur auf schwung auf 
einem niedrigen Niveau der Kapazitätsauslastung 
einsetzt, wird das Wirtschaftswachstum auch 1976 
zunächst kaum zu einer Ausweitung des Arbeits- 
volumens führen, sondern vorwiegend vom Produk- 
tivitätsfortschritt getragen werden. Eine deutlichere 
Verbesserung der Arbeitsmarktlage kann daher erst 
im weiteren Jahresverlauf erwartet werden. Die 
übliche zeitliche Verzögerung zwischen Produktions- 
belebung und Beschäftigungsanstieg könnte in die- 
sem Jahr sogar eher noch ausgeprägter sein als in 
der Vergangenheit, da die Zahl der Kurzarbeiter 
bis zuletzt außerordentlich hoch gewesen ist und 
somit in vielen Unternehmen zuerst die durchschnitt- 
liche Arbeitszeit der Beschäftigten ausgeweitet wer- 
den dürfte, bevor Neueinstellungen vorgenommen 
werden. 

1976 wird deshalb das Ziel der Vollbeschäftigung 
noch nicht erreicht werden können (jahresdurch- 
schnittliche Arbeitslosenquote: 4 V 2 Vo). Bis zum Jah- 
resende wird jedoch eine spürbare Verbesserung 
der Arbeitsmarktlage möglich sein; die saisonbe- 
reinigte Arbeitslosenquote dürfte bis zum Jahres- 
ende auf rd. 4 Vo zurückgehen. Die Verbesserung 
wird deutlicher ausfallen können, wenn das Wirt- 
schaftswachstum an der Obergrenze der projektier- 
ten Entwicklung liegt. 

10 . Bei dem für 1976 angestrebten Wirtschafts- 
wachstum von 4 bis 5 Ao ist eine weitere Reduzie- 
rung der Verbraucherpreisrate auf +5 bis + 4 V 2 Vo 
im Jahresdurchschnitt erreichbar (das bedeutet für 
das 2. Halbjahr 1976 rd. +4V2®/o); denn die mit dem 
Hineinwachsen der Produktion in unausgelastete 
Kapazitäten verbundene Degression der Fixkosten 
je Produktionseinheit dürfte der Stabilisierung des 
Preisniveaus förderlich sein. Allerdings wird es 
ebenso von der Entwicklung der übrigen Kosten so- 
wie dem Preisverhalten der Unternehmen abhängen, 
ob das für dieses Jahr gesetzte Stabilisierungsziel 
voll verwirklicht werden kann. Jedenfalls bestehen 
gute Voraussetzungen dafür, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland im internationalen Vergleich der 
westlichen Industrieländer auch 1976 wiederum zu 
den Ländern mit den geringsten Preissteigerungen 
gehört. Trotzdem kann die für 1976 angestrebte Re- 
duzierung der Preisrate — gemessen an der mittel- 
fristigen Zielsetzung — noch keineswegs befriedi- 
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gen. Stabilisierungsfortschritte sind jedoch insbe- 
sondere angesichts der internationalen Preisentwick- 
lungen und -erwartungen für ein so stark außen- 
handelsorientiertes Land nur begrenzt und zudem 
schrittweise zu erreichen. 

11 . Die Entwicklung der Weltkonjunktur dürfte in 
diesem Jahr voraussichtlich dadurch bestimmt sein, 
daß die in vielen Ländern koordiniert ergriffenen 
Expansionsmaßnahmen allmählich Früchte tragen 
und zu einer weltweiten Belebung der Wirtschafts- 
aktivität führen werden. Angesichts der in vielen 
Ländern vorhandenen freien Kapazitäten ist freilich 
noch unklar, in welchem Umfang und Tempo sich die 
Erholung der Binnenkonjunkturen in einer Verstär- 
kung des internationalen Warenaustauschs nieder- 
schlagen wird. In der Jahresprojektion wurde — 
als mittlere Annahme — eine Ausweitung des Welt- 
handelsvolumens im Jahre 1976 um 5 bis 6 unter- 
stellt. Die Ausfuhr der Bundesrepublik könnte da- 
bei — insbesondere, wenn sich das Investitions- 
klima in anderen Ländern spürbar verbessert — im. 
laufenden Jahr eher noch etwas stärker als das ge- 
samte Welthandelsvolumen expandieren, weil nach 
dem starken Rückgang im Vorjahr 1976 wahrschein- 
lich wieder mit einer Zunahme des deutschen An- 
teils am Weltmarkt zu rechnen ist. Auf der anderen 
Seite dürfte 1976 mit der erwarteten Belebung der 
Binnenkonjunktur auch die Einfuhrentwicklung der 
Bundesrepublik, die bereits im vergangenen Jahr er- 
heblich zur Abstützung der Wirtschaftsentwicklung 
bei unseren Handelspartnern beigetragen hat, be- 
schleunigt zunehmen. Der Außenbeitrag (Differenz 
der Aus- und Einfuhr von Waren und Dienstleistun- 
gen) würde danach 1976 mit nominal etwa 24 bis 
27 Mrd. DM die Größenordnung des Vorjahres nicht 
wesentlich überschreiten und sein Anteil am Brutto- 
sozialprodukt mit 2V2 ®/o nur wenig über die mittel- 
fristigen Zielvorstellungen der Bundesregierung hin- 
ausgehen. Eine solche Begrenzung des Außenbeitrags 
würde — wie bereits im Vorjahr — zur Verminde- 
rung der internationalen Zahlungsbilanzprobleme 
beitragen. 

12 . Die Realisierungsaussichten der für 1976 ange- 
strebten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wer- 
den von den einkommenspolitischen Entscheidun- 
gen der Tarifvertragsparteien mitbestimmt. Vor al- 
lem das zentrale Ziel der Wirtschaftspolitik, die Be- 
schäftigungssituation bei gleichzeitigen weiteren 
Fortschritten in der Preisstabilisierung nachhaltig zu 
verbessern, wird nur erreicht werden können, wenn 
es gelingt, die Erträge der Unternehmen von der 
Kostenseite her — und nicht über höhere Preise — 
zu stärken. Ohne eine nachhaltige Besserung der 
Ertragserwartungen dürfte die nicht nur konjunk- 
turell, sondern auch mittelfristig notwendige Bele- 
bung der Investitionstätigkeit und damit die Er- 
richtung von neuen Arbeitsplätzen in ausreichen- 
dem Umfang nicht zu erreichen sein. 

Diesen Erfordernissen entsprechend wurde der Jah- 
resproduktion die Annahme zugrunde gelegt, daß 
die Gesamtsumme des Bruttoeinkommens aus un- 
selbständiger Arbeit im Jahresdurchschnitt 1976 um 
6V2 bis 7V2 Uo (nach gut 4 Uo im Vorjahr) zunimmt 


und damit langsamer wächst als das Volkseinkom- 
men (8V2 bis 9V2V0). Dabei wurde berücksichtigt, 
daß einerseits die Zahl der Beschäftigten im Jahres- 
durchschnitt 1976 nochmals etwas — wenn auch ein- 
deutig schwächer als 1975 — zurückgehen dürfte und 
andererseits die in dieser Einkommensabgrenzung 
enthaltenen Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche- 
rung 1976 ansteigen werden; ferner liegt der pro- 
jektierten Entwicklung des Einkommens aus un- 
selbständiger Arbeit die Erwartung zugrunde, daß 
die Effektivlöhne 1976 u. a. durch den Abbau von 
Kurzarbeit stärker zunehmen werden als das Tarif- 
lohnniveau. Deshalb darf die projektierte Zuwachs- 
rate für das Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit nicht mit dem Ausmaß möglicher Tariflohn- 
erhöhungen verwechselt werden. 

Für die rechnerische Restgröße Bruttoeinkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen ergäbe sich — 
bei dem unterstellten nominalen Wachstum des So- 
zialprodukts von 8V2 bis 9V2V0 — dann eine Zu- 
nahme von 12 bis 14 Vo. Bei dieser für 1976 angenom- 
menen überproportionalen Zuwachsrate muß jedoch 
berücksichtigt werden, daß sich die Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen in den vergangenen Jah- 
ren stets unterproportional entwickelt hatten. Die 
Unternehmensgewinne allein sind 1974 sogar um 
2V2 Uo zurückgegangen und dürften auch 1975 weiter 
rückläufig gewesen sein. Außerdem ist zu beachten, 
daß die Vermögenseinkünfte in Form von Zinsen, 
Mieten etc. zu einem Teil auch Nichtunternehmer- 
haushalten zufließen; sie umfassen auch die Ein- 
künfte aus prämienbegünstigtem Sparen. Bei Einbe- 
ziehung der für 1976 unterstellten Entwicklung hät- 
te sich das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen im Zeitraum von 1970 bis 1976 
um 45 Vo erhöht. In der gleichen Zeit wäre das 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit dage- 
gen um 73 ^/o gestiegen, wobei die Vermögensein- 
künfte der Arbeitnehmerhaushalte einschließlich der 
Einkünfte aus prämienbegünstigtem Sparen nicht 
einbezogen sind. 

13 . Die von der Bundesregierung für das Jahr 1976 
angestrebten gesamtwirtschaftlichen Ziele dürfen 
nicht nur unter kurzfristigen Gesichtspunkten be- 
urteilt, sondern müssen gleichzeitig vor dem Hinter- 
grund der mittelfristigen Aufgaben — insbesondere 
der Wiedergewinnung eines hohen Beschäftigungs- 
standes und damit einer Verringerung der derzei- 
tigen Arbeitslosigkeit — gesehen werden. Das Ziel 
der Wirtschaftspolitik muß also sein, den erwarte- 
ten Wirtschaftsaufschwung einerseits länger an- 
dauern zu lassen als die entsprechenden Konjunktur- 
phasen in der Vergangenheit und gleichzeitig die 
Möglichkeiten zu schaffen, die hohe Zahl von Ar- 
beitssuchenden in den Produktionsprozeß einzuglie- 
dern. Andererseits darf der Anstiegswinkel des 
Aufschwungs nicht zu steil sein, damit die Risiken 
eines neuen Inflationsschubes mit allen damit ver- 
bundenen Konsequenzen vermieden werden können. 

Auch wenn die Wirtschaftsentwicklung im Jahre 
1976 zunächst von einem extrem niedrigen Ausla- 
stungsgrad des Produktionspotentials seinen Aus- 
gang nimmt und das primäre Anliegen daher eine 
Ausweitung der Gesamtnachfrage ist, müßten die 
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Anlageinvestitionen möglichst bald überproportio- 
nal zunehmen, um die mittelfristig erforderlichen 
Arbeitsplätze zu schaffen. Zwar sind die Investi- 
tionsmotive der Unternehmen im einzelnen viel- 
fältig; stets spielen jedoch Absatz- und Ertragser- 
wartungen sowie allgemeine branchenspezifische 
und einzelwirtschaftliche Finanzierungsbedingungen 
eine entscheidende Rolle. Gerade die Ertragslage 
der Unternehmen hatte sich in den zurückliegenden 
Jahren insgesamt gesehen deutlich verschlechtert, 
wodurch der Finanzierungsspielraum für Investi- 
tionen stark eingeengt wurde. 

Mit ihren auf die Belebung der Nachfrage abzielen- 
den konjunkturpolitischen Maßnahmen schuf die 
Bundesregierung zugleich wichtige Voraussetzungen 
für eine Besserung der Absatz- und Ertragslage der 
Unternehmen und damit für die Beschäftigungslage. 


Die zu erwartende Zunahme der Auslandsnachfrage 
würde auch zu einer Erhöhung der Kapazitätsaus- 
lastung beitragen und die Ertragslage ebenfalls ver- 
bessern. Im Interes 3 e der notwendigen nachhaltigen 
Stärkung der Investitionstätigkeit und damit der Ver- 
besserung der Beschäftigung müssen diese Effekte 
auch mittelfristig von der Kostenseite her unterstützt 
werden. Dies ist um so wichtiger, als es unter stabili- 
tätspolitischen Aspekten notwendig bleibt, die Spiel- 
räume für Kostenüberwälzungen eng zu halten. Zum 
Teil entzieht sich die Kostenseite der Beeinflussung 
durch die nationale Politik (Rohstoffpreise) bzw. 
sind die Handlungsspielräume begrenzt (Kapital- 
kosten). Damit erhöht sich das Gewicht, das der Ein- 
kommens- und Preisentwicklung für die Wiederge- 
winnung und Aufrechterhaltung eines angemessenen 
Wachstumspfads und eines hohen Beschäftigungs- 
standes auch mittelfristig zufällt. 
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B. Für 1976 geplante Wirtschafts- und Finanzpolitik 


14 . Im folgenden werden die wirtschafts- und fi- 
nanzpolitischen Entscheidungen und Planungen für 
1976 dargelegt. Sie stehen im Einklang mit der ange- 
strebten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und ba- 
sieren auf dem derzeitigen Erkenntnisstand über den 
im In- und Ausland 1976 wahrscheinlichen Wirt- 
schaftsverlauf. Wie die Erfahrungen in den vergan- 
genen Jahren deutlich gezeigt haben, sind jedoch 
wesentliche Änderungen der nationalen und interna- 
tionalen Lage nicht auszuschließen. Bundesregie- 
rung und Bundesbank müssen dann unter Beachtung 
der grundsätzlichen Zielsetzung flexibel reagieren. 

Wie in den bisherigen Jahreswirtschaftsberichten 
konzentrieren sich die Ausführungen auf die ge- 
samtwirtschaftlich bedeutsamen Teile der geplanten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. 


I. Politik zur globalen Beeinflussung des 
Wirtschaftsprozesses 

15 . Die Bundesregierung hat mit ihrer Konjunktur- 
politik 1974/75 entscheidende Daten für die Konjunk- 
turerholung gesetzt (zum Abwicklungsstand der 
Konjunktur- und Sonderprogramme vgl. Anlage II). 
Die Impulse, die von den ergriffenen Maßnahmen 
auf Nachfrage, Produktion, Beschäftigung und Ein- 
kommen ausgehen, wirken 1976 noch fort, teilweise 
kommen sie erst voll zur Wirkung. Dies gilt insbe- 
sondere für die befristete Gewährung der Investi- 
tionszulage, für die Verbesserung der Kaufkraft der 
privaten Haushalte durch die Steuer- und Kinder- 
geldreform und für das im Herbst 1975 verabschiede- 
te Programm zur Stärkung von Bau- und anderen In- 
vestitionen. Der in Gang befindliche Prozeß der 
Konjunkturerholung wird dadurch weiter gestützt 
werden. 

16 . Darüber hinaus hält die Bundesregierung für 
1976 folgende Wirtschafts- und Finanzpolitik für er- 
forderlich: 

Geld- und Kreditpolitik 

a) Bundesregierung und Bundesbank stimmen in 
der Auffassung überein, daß die Geldpolitik 1976 
so geführt wird, daß von der monetären Seite 
her die Voraussetzungen für die Überleitung der 
Konjunktur erholung in eine sich selbst tragende 
konjunkturelle Aufwärtsbewegung gegeben sind 
und gleichzeitig weitere Fortschritte in der Ein- 
dämmung des Preisanstiegs erzielt werden. Aus 
heutiger Sicht erscheint mit dieser Zielsetzung 
eine Zunahme der Zentralbankgeldmenge (Bar- 
geldumlauf und von den Banken für ihre Inlands- 
verbindlichkeiten unter der Hypothese unver- 
änderte Reservesätze zu unterhaltende Mindest- 
reserven) im Durchschnitt des Jahres 1976 um 8 Vo 


vereinbar. Da die Zentralbankgeldmenge gegen 
Jahresende 1975 beschleunigt zunahm und vor- 
aussichtlich auch in den ersten Monaten 1976 
stärker wachsen wird als die angestrebte Durch- 
schnittsrate, bedeutet dies, daß ihr Anstieg im 
Laufe des Jahres 1976 deutlich schwächer werden 
muß, damit das gesetzte Ziel eingehalten werden 
kann. Die im Jahresdurchschnitt 1976 angestreb- 
te Zunahme der Zentralbankgeldmenge darf nicht 
als Spielraum für individuelle Einkommenser- 
höhungen oder Preisanhebungen mißverstanden 
werden. Bundesregierung und Bundesbank setzen 
voraus, daß alle Beteiligten am Wirtschaftsprozeß 
den abgesteckten monetären Rahmen für eine 
Ausweitung von Produktion und Beschäftigung, 
nicht dagegen zur Erhöhung von Preisen und 
Stückkosten nutzen. 

Die Zinspolitik der Bundesbank wird im Einklang 
mit dem oben genannten Ziel für die Ausweitung 
der Zentralbankgeldmenge geführt. Der Bund 
wird im Rahmen seiner Möglichkeiten darauf 
achten, daß es auf den Kreditmärkten nicht zu 
Spannungen infolge der Kreditaufnahme der öf- 
fentlichen Hand kommt. Dazu trägt bei, daß der 
Bund durch kontinuierliche Kreditaufnahme auch 
über den endgültigen Haushaltsbedarf 1975 hin- 
aus bereits jetzt einen erheblichen Teil seines 
Nettokreditbedarfs für 1976 gedeckt hat. 

Haushaltspolitik 

b) Für die öffentlichen Haushalte stellt sich 1976 zu- 
nächst noch die Aufgabe, die gesamtwirtschaft- 
liche Nachfrage zu stützen. Gleichzeitig muß je- 
doch in dem konjunkturpolitisch vertretbaren 
Rahmen die eingeleitete mittelfristige Konsoli- 
dierung der Staatsfinanzen fortgeführt werden. 
Der Entwurf für den Bundeshaushaltsplan 1976 
trägt dieser doppelten Zielsetzung Rechnung. 

— Der dem Bundestag und dem Bundesrat von 
der Bundesregierung vorgelegte Entwurf des 
Bundeshaushaltsplanes 1976 sieht gegenüber 
den Ansätzen im Haushaltsplan 1975 (ein- 
schließlich Nachtragshaushalt) eine Steige- 
rung der Ausgaben um 4,1 Vo vor. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß das nicht 
im Haushaltsentwurf 1976 enthaltene Kon- 
junkturprogramm vom 27. August 1975 im er- 
sten Halbjahr 1976 weiterwirkt. • 

— Durch Vorziehen von Investitionsausgaben 
und Auftragsvergaben des Staates in die 
erste Jahreshälfte sollen außerdem die öffent- 
lichen Haushalte dazu beitragen, daß die ex- 
pansiven Impulse der öffentlichen Nachfrage 
möglichst rasch wirksam werden. Der Bund 
hat dieser Notwendigkeit durch entsprechen- 
de Ausgestaltung der Vorschriften zur vor- 
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läufigen Haushaltsführung vom 12. Dezember 
1975 bereits entsprochen. Danach kann über 
Ausgaben für neue Investitionsvorhaben und 
über Verpflichtungsermächtigungen mit Zu- 
stimmung des Bundesfinanzministers bereits 
nach Billigung des Haushaltsausschuses des 
Bundestages verfügt werden. Länder und Ge- 
meinden sollten sich in Ihrem Haushaltsvoll- 
zug von denselben Überlegungen leiten las- 
sen. 

— Es ist vorgesehen, die Kreditaufnahme der 
öffentlichen Hand möglichst weitgehend in 
die erste Jahreshälfte 1976 vorzuziehen. Da- 
durch soll eine Kumulation der öffentlichen 
Kreditnachfrage mit der privaten Kreditnach- 
frage, die bei sich verstärkender Investitions- 
tätigkeit auftreten wird, vermieden werden. 
Erleichternd kommt hinzu, daß der Bund 1975 
„in Vorgriff" auf 1976 bereits den Kredit- 
markt in Anspruch genommen hat. 

Sollte sich das Steueraufkommen bei einer 
stärkeren Konjunkturbelebung günstiger als 
bisher unterstellt entwickeln, werden diese 
Mehreinnahmen das öffentliche Defizit weiter 
verringern. 

— Die Bundesregierung hat mit dem Gesetz zur 
Verbesserung der Haushaltsstruktur und den 
weiteren Einsparungsmaßnahmen den ent- 
scheidenden Schritt zur Eindämmung der Aus- 
gaben auf mittlere Sicht getan; dabei hat die 
Bundesregierung darauf geachtet, den Bereich 
der investiven Ausgaben soweit als mög- 
lich von den Einsparungsmaßnahmen auszu- 
nehmen. Zur Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte gehört auch die Entlastung des 
Bundeshaushalts auf der Ausgabenseite durch 
die Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosen- 
versicherung. Außerdem bekräftigt die Bun- 
desregierung ihre Absicht, ab 1977 im Rahmen 
von den Konsum belastenden Steueränderun- 
gen, die im nachfolgenden Abschnitt darge- 
legt sind, zur dauerhaften Verbesserung der 
Einnahmesituation beizutragen. 

— Auch im Bereich der Länder und Gemeinden 
ist ein Abbau der Haushaltsdefizite einge- 
leitet worden. Die Bundesregierung hofft, daß 
Länder und Gemeinden ihre Investitionsaus- 
gaben ebenfalls möglichst von Kürzungen 
ausnehmen. 

— Für den öffentlichen Gesamthaushalt — ein- 
schließlich der Konjunkturprogramme — ist 
für das laufende Jahr eine Zunahme der Aus- 
gaben von 6 bis 7 ^/o gegenüber dem ge- 
schätzten Ist von 1975 unterstellt. Das Finan- 
zierungsdefizit des öffentlichen Gesamthaus- 
halts dürfte 1976 eine Größenordnung von 
65 bis 70 Mrd. DM erreichen und damit ten- 
denziell etwas höher ausfallen als 1975 mit 
rund 65 Mrd. DM. Die Nettokreditaufnahme 
der öffentlichen Haushalte kann im laufenden 
Jahr aus den oben dargelegten Gründen je- 
doch niedriger sein als 1975. Wie auch in An- 
lage 1 (Jahresprojektion 1976, Ziffer 19) dar- 
gelegt, wird bei insgesamt ausreichendem 


Finanzierungsrahmen die öffentliche Kredit- 
aufnahme auch 1976 flexibel bleiben müssen, 
um eine störungsfreie Kreditversorgung der 
Gesamtwirtschaft zu gewährleisten. 

— Für längerfristige Finanzierungsvorhaben 
zur Wirtschaftsförderung sind 1976 ERP-Mit- 
tel in Höhe von rund 2,7 Mrd. DM vorgesehen. 
Der Schwerpunkt der ERP-Hilfen liegt in der 
Bereitstellung langfristiger Darlehen an kleine 
und mittlere Unternehmen. Für diesen Be- 
reich ist eine Erhöhung der Ansätze im ERP- 
Wirtschaftsplan 1976 auf 657 Millionen DM 
(1975 475 Millionen DM) vorgesehen; er- 

gänzend hierzu stellen die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau und die Lastenausgleichsbank 
ebenfalls langfristige Darlehensmittel zur Ver- 
fügung. 

Im Rahmen des Programms zur Stärkung von 
Bau- und anderen Investitionen wurde ein 
Teil der ERP-Mittel 1976 bereits Ende 1975 
für Umweltschutzaufgaben zugesagt; zusam- 
men mit Vorgriffen auf die nächsten beiden 
Jahre wurden für diese Aufgaben 500 Millio- 
nen DM ERP-Mittel bereitgestellt. Weitere 
500 Millionen DM hat die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau für Infrastrukturvorhaben der 
Gemeinden zugesagt. 


c) Mit der Steuer- und Kindergeldreform hat die 
Bundesregierung die materielle Situation weiter 
Bevölkerungskreise in sozial ausgewogener 
Weise spürbar verbessert. Sie hat damit auch 
einen wesentlichen Beitrag zur Überwindung der 
Rezession geleistet. 

In der Steuerpolitik geht es nunmehr ergänzend 
darum, einerseits die Investitionsfähigkeit der 
Unternehmen, die für die Lösung der anstehen- 
den Beschäftigungs- und Wachstumsprobleme 
eine sehr große Bedeutung hat, auf kurze und 
mittlere Sicht zu stärken und andererseits auch 
von der Einnahmeseite her einen wesentlichen 
Beitrag zur Konsolidierung der Staatsfinanzen 
zu erreichen. 

d) Zur Stärkung der Investitionstätigkeit der Unter- 
nehmen sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

— Die Ende 1974 eingeführte befristete Investi- 
tionszulage wird entsprechend der gesetz- 
lichen Regelung zum überwiegenden Teil im 
Jahre 1976 zur Auszahlung kommen. Durch 
die von den obersten Finanzbehörden ge- 
troffene Regelung, nach der bereits aufgrund 
der Stellung eines Antrags auf Investitions- 
zulage eine entsprechende Steuerstundung 
möglich ist, kann die Liquiditätswirkung bei 
den Unternehmen zeitlich erheblich vorge- 
zogen werden. 

— Die Bundesregierung geht davon aus, daß der 
Gesetzentwurf zur Einführung eines auf 5 Mil- 
lionen DM je Steuerpflichtigen begrenzten 
einjährigen Verlustrücktrages — ohne Ver- 
kürzung des fünfjährigen Verlustvortrages — 


Steuerpolitik 
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bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
möglichst rasch verabschiedet wird. Mit die- 
ser Maßnahme soll namentlich bei den vor- 
übergehend in eine Verlustsituation gerate- 
nen kleinen und mittleren Unternehmen die 
Liquiditäts- und Finanzierungssituation — 
mit entsprechend positiven Auswirkungen 
auf Investitionen und Beschäftigung — er- 
leichtert werden; sie dient auch der kon- 
junkturellen Verstetigung. Zugleich wird 
eine dauerhafte strukturelle Verbesserung 
des Steuerrechts erreicht. Die Regelung soll 
mit Rückwirkung für das Jahr 1975 in Kraft 
gesetzt werden, so daß erstmals Verluste des 
Jahres 1975 mit Gewinnen des Jahres 1974 
verrechnet werden können. Eine stärkere 
Rückwirkung durch Rücktrag der Verluste 
früherer Jahre scheidet schon wegen der da- 
mit verbundenen erheblichen Verwaltungs- 
schwierigkeiten aus. 

Da der Verlustrücktrag für alle Einkunfts- 
arten gelten wird — und auch der Verlust- 
vortrag entsprechend ausgedehnt wird — , 
können die positiven Effekte auch Arbeitneh- 
mern und anderen Nichtunternehmern zugute 
kommen. 

— Die Bundesregierung hat die gesetzgebenden 
Körperschaften gebeten, am fristgerechten 
Inkrafttreten der Körperschaftsteuerreform 
zum 1. Januar 1977 festzuhalten. Mit diesem 
wichtigen dritten Teil der Steuerreform soll 
die bestehende Doppelbelastung der Gewinne 
der Körperschaften durch Einführung des 
Anrechnungsverfahrens beseitigt werden. 
Durch die Körperschaftsteuerreform soll die 
bisherige steuerliche Erschwerung der In- 
vestitionfsfinanzierung durch neues haften- 
des Kapital beseitigt werden. Gleichzeitig 
sollen dadurch die Auslesefunktion des Ka- 
pitalmarktes verstärkt, die Transformation 
von Ersparnissen in Eigenkapital der Unter- 
nehmen erleichtert, der privilegierende Groß- 
aktionärseffekt, soweit er steuerlich bedingt 
ist, und die strukturzementierende Wirkung 
des Schachtelprivilegs sowie die wettbe- 
werbsverfälschende Privilegierung auslän- 
discher Muttergesellschaften beseitigt und 
steuerliche Wettbewerbsneutralität für die 
verschiedenen Unternehmensformen herge- 
stellt werden. 

e) Im Zusammenhang mit den Bemühungen um 
eine dauerhafte Verbesserung der Haushalts- 
struktur sind folgende Maßnahmen beschlossen 
worden bzw. vorgesehen: 

— Im Vorgriff auf die Körperschaftsteuerreform 
wurden die bisher im Kreditgewerbe beste- 
henden Steuerprivilegien für einzelne In- 
stitutsgruppen und Spezialinstitute, die im 
Wettbewerb mit anderen Kreditunternehmen 
stehen, partiell ab 1. Januar 1976 abgebaut. 

— Ab i, Januar 1977 sollen 

— der allgemeine Steuersatz der Mehrwert- 
steuer von 11 auf 13 Vo und der ermäßigte 
Steuersatz von 5,5 auf 6,5 ^/o angehoben, 


— die Tabaksteuer um 18 Vo und die Brannt- 
weinsteuer um 20 ®/o erhöht 

werden. 

Arbeitsmarktpolitik 

f) Die Wirtschafts- und finanzpolitischen Bemühun- 
gen zur Beschäftigungssicherung bedürfen der 
arbeitsmarktpolitischen Absicherung; daher 
mißt die Bundesregierung arbeitsmarktpoliti- 
schen Maßnahmen große Bedeutung bei. 

Die Möglichkeiten des Arbeitsförderungsgeset- 
zes werden auch im Jahre 1976 voll genutzt, 
insbesondere: 

— Die für den strukturellen Anpassungsprozeß 
erforderliche Mobilität und Flexibilität der 
Arbeitnehmer wird durch die Arbeitsförde- 
rungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Ar- 
beit unter Verstärkung des arbeitsmarkt- 
orientierten Einsatzes weiter gestützt. 

— Die Förderung der beruflichen Bildung von 
arbeitslosen Jugendlichen mit unzureichen- 
der Ausbildung wird gezielt fortgesetzt. 

— Die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen aus 
Haushaltsmitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beit werden weitergeführt. 

— Die Bundesregierung wird die konjunktur- 
stabilisierenden Einkommensleistungen (Ar- 
beitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Unterhalts- 
geld) durch ihre Finanzhilfen sichern (1975/76 
2,45 Mrd. DM Darlehen; 10,3 Mrd. DM Zu- 
schüsse). 

Darüber hinaus hält die Bundesregierung fol- 
gende Maßnahmen in Anlehnung an die Rege- 
lung des Arbeitsförderungsgesetzes für not- 
wendig: 

— Zusätzliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
für besondere Personengruppen des Arbeits- 
marktes (z. B. ältere Arbeitnehmer, Schwer- 
vermittelbare), 

— zusätzliche Maßnahmen zur individuellen 
Förderung der Berufsvorbereitung, der be- 
ruflichen Fortbildung und der beruflichen Um- 
schulung arbeitsloser Jugendlicher ohne Be- 
rufsausbildungsabschluß, 

— zusätzliche Hilfen über institutionelle Förde- 
rung zur Beseitigung von Engpässen 

= bei der Durchführung berufsbegleitender 
Maßnahmen zugunsten leistungsgemin- 
derter Jugendlicher ohne Ausbildungs- 
platz und arbeitsloser Jugendlicher ohne 
Berufsausbildungsabschluß, 

bei der Berufsausbildung behinderter Ju- 
gendlicher und 

=- in Werkstätten für Behinderte. 

Für diese Maßnahmen sieht die Bundesregie- 
rung bis zu 200 Millionen DM zusätzlich vor. 

Als wichtige Voraussetzung des Abbaus kon- 
junktureller und struktureller Arbeitslosigkeit 
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wird der Anwerbestopp — im Interesse der 
deutschen und der hier lebenden ausländi- 
schen Arbeitnehmer — auch mittelfristig unein- 
geschränkt aufrechterhalten. Gleichzeitig wird 
die Bundesregierung ihre Politik der sozial ver- 
antwortlichen Konsolidierung der Ausländerbe- 
schäftigung, wie sie im Aktionsprogramm zur 
Ausländerbeschäftigung vom 6. Juni 1973 be- 
schlossen wurde, fortsetzen und sich auch wei- 
terhin darum bemühen, den in der Bundesrepu- 
blik bereits lebenden und arbeitenden Auslän- 
dern die Eingliederung in das gesellschaftliche 
Leben unseres Landes zu erleichtern. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die Unter- 
nehmensleitungen und Belegschaften vor Über- 
schreitung der tariflichen Arbeitszeit für die be- 
reits Beschäftigten alle Möglichkeiten zur Neu- 
einstellung, insbesondere von Arbeitslosen, aus- 
schöpfen. Dazu gehört, daß der bestehende Rah- 
men der Arbeitszeitvorschriften von Unterneh- 
mensleitungen und Belegschaften nicht zu Lasten 
der Arbeitslosen ausgenutzt wird. 

Berufsbildungspolitik 

g) Die Sicherung eines qualitativ und quantitativ 
ausreichenden Angebotes an Ausbildungsplätzen 
ist eines der wichtigsten bildungspolitischen 
Ziele dieser Bundesregierung. Dem trägt vor 
allem das von der Bundesregierung vorgelegte 
Berufsbildungsgesetz Rechnung, durch das die 
gesetzlichen Grundlagen für die erforderlichen 
Maßnahmen geschaffen werden sollen. Die Bun- 
desregierung hält eine baldige Verabschiedung 
des Gesetzes für dringend erforderlich. Dane- 
ben werden insbesondere folgende bereits ein- 
geleitete kurzfristig wirksame Maßnahmen in 
verstärktem Umfange fortgesetzt und ergänzt: 

— Förderung überbetrieblicher Ausbildungs- 
stätten im Rahmen des Schwerpunktpro- 
gramms der Bundesregierung zur Erhaltung 
und Erweiterung der Ausbildungskapazität 
vor allem kleiner und mittlerer Betriebe, 

- - Ausweitung der Modellversuche zur Erpro- 

bung neuer Ausbildungsmöglichkeiten in der 
Wirtschaft und im staatlichen Bereich, 

— erhebliche Vergrößerung der Kapazitäten im 
Berufsgrundbildungsjahr und in berufsbefä- 
higenden Bildungsgängen nach dem Stufen- 
plan der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung zu Schwerpunkten der beruf- 
lichen Bildung (Ausbauplanung bis 1978: 
100 000 Plätze), 

— Erschließung neuer Ausbildungsmöglichkeiten 
durch Schaffung zeitgerechter Ausbildungs- 
ordnungen. 

Im übrigen betont die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit, öffentliche Mittel im Rahmen des 
Kosten- und Finanzierungsplans der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung vor- 
rangig zum Ausbau der Berufsschulen und zur 
Behebung des Lehrermangels zu verwenden. 


In der gegenwärtigen Übergangssituation sieht 
die Bundesregierung zusätzlich als notwendig 
an: 

— Hilfen zur Ausschöpfung vorhandener, aber 
nicht genutzter Ausbildungskapazitäten im 
öffentlichen Bereich (insbesondere bei Bahn 
und Post), 

— Hilfen zur intensiveren Nutzung überbetrieb- 
licher Ausbildungsplätze zum Ausgleich re- 
gionaler Ungleichgewichte im Ausbildungs- 
platzangebot, 

— Hilfen insbesondere für die Nutzung über- 
betrieblicher Ausbildungsplätze zur Fortset- 
zung begonnener Ausbildungsverhältnisse 
von Jugendlichen, die infolge von Betriebs- 
stillegungen oder Betriebseinschränkungen 
ihren Ausbildungsplatz verloren haben. 

Für die vorgenannten Maßnahmen sieht die 
Bundesregierung Haushaltsmittel in Höhe bis 
zu 100 Millionen DM zusätzlich vor. 

Im Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" wird die Bundesregierung mit den Ländern 
erörtern, wie im Rahmen der regionalen Wirt- 
schaftspolitik die Schaffung von zusätzlichen 
Ausbildungsplätzen gefördert werden kann. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
verschiedenen Maßnahmen der Länder zur Ver- 
besserung des Angebots im Bereich der schu- 
lischen und der beruflichen Bildung fortgesetzt 
und intensiviert werden. Sie wird darüber hin- 
aus nach der bevorstehenden Verabschiedung 
des Berufsbildungsgesetzes unverzüglich die 
dann gegebenen Möglichkeiten nutzen und, 
wenn dies erforderlich werden sollte, weitere 
Maßnahmen einleiten und durchführen. 

Preis- und einkommenspolitisches Verhalten 

h) Zentrales Problem für die Wirtschaftspolitik in 
den kommenden Jahren ist die Sicherung eines 
hohen Beschäftigungsniveaus. Bundesregierung 
und Bundesbank haben durch ihre Wirtschafts- 
und Finanzpolitik die Weichen dafür gestellt, 
daß die Konjunkturerholung zunehmend in eine 
sich selbst tragende konjunkturelle Aufwärts- 
bewegung mit fortschreitender Stabilisierung des 
Preisniveaus übergeht, womit die Grundlage für 
eine wesentliche Verbesserung der Beschäfti- 
gungslage auf mittlere Sicht gelegt wird. Der 
Erfolg dieser Politik hängt entscheidend von dem 
Verhalten der wirtschaftlichen und sozialen 
Gruppen und ihrer Verbände ab. Die Bundes- 
regierung stellt allen Beteiligten mit diesem 
Jahreswirtschaftsbericht und der Jahresprojek- 
tion gemäß § 3 des Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetzes Orientierungsdaten für 1976 zur Ver- 
fügung. Sie geht davon aus, daß Unternehmen 
und Tarifpartner bei ihren Entscheidungen den 
beschäftigungs- und wachstumspolitischen Not- 
wendigkeiten Rechnung tragen. Dabei ist von 
allen Beteiligten vor allem zu berücksichtigen, 
daß nur dann von Zahl und Qualität her künftig 
genügend Arbeitsplätze zur Verfügung stehen 
werden, wenn die Investitionen möglichst bald 
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und ausreichend (d. h. im Vergleich zum Sozial- 
produkt überdurchschnittlich) wieder zunehmen. 
Diese Investitionsentwicklung muß mit einer 
nachhaltigen Verbesserung der Ertragslage der 
Unternehmen durch Begrenzung des Kosten- 
anstiegs einhergehen. Zwar wird die erwartete 
höhere Kapazitätsauslastung bereits in diese 
Richtung wirken; sie bedarf jedoch der Ergän- 
zung durch eine entsprechende Entwicklung der 
wichtigsten Kostenelemente, insbesondere der 
Lohnkosten. Die Unternehmen ihrerseits sollten 
beachten, daß sie mit ihrem Preisverhalten nicht 
neue Verteilungskonflikte hervorrufen, die zu- 
mindest mittelfristig die Aussichten für Wachs- 
tum, Beschäftigung und Stabilität wieder ver- 
schlechtern würden. Ertragsverbesserungen, 
durch die sich auch die Basis der Unternehmen 
für die Aufnahme von Fremdmitteln erhöhen 
würde, sollten zur Verstärkung der Investitio- 
nen dienen. Der Staat wird seinerseits durch die 
mittelfristig vorgesehene Verminderung der öf- 
fentlichen Kreditaufnahme dafür Sorge tragen, 
daß der für die Investitionsfinanzierung notwen- 
dige Fremdmittelbedarf der Unternehmen insge- 
samt nicht durch die Kreditwünsche des Staates 
in Frage gestellt wird. 

Bei einkommenspolitischen Überlegungen sollte 
auch berücksichtigt werden, daß die verfügbaren 
Reallöhne in den vergangenen Jahren stärker 
gestiegen sind (vgl. Ziffer 12) als die Erträge 
der Unternehmen und der künftige Spielraum 
für die Steigerung der realen Arbeitnehmerein- 
kommen mittelfristig größer wird, wenn es ge- 
lingt, durch eine Belebung der Investitionen Be- 
schäftigung und Wachstum nachhaltig zu ver- 
bessern. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die 
verteilungspolitischen Überlegungen durch die 
begrenzte Aussagefähigkeit der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung über die Entwicklung 
einzelner Einkommenskategorien, insbesondere 
der Unternehmereinkommen, erschwert wird. Sie 
wird deshalb einen Vorschlag zur Verbesserung 
der Informationen über die Einkommensent- 
wicklung vorlegen. 

i) Die Bundesregierung stellt mit Befriedigung fest, 
daß ihr Bemühen, die Vermögensbildung breiter 
Schichten der Bevölkerung zu fördern, in den 
letzten Jahren erfolgreich gewesen ist. 

— Heute bilden mehr als 16 Millionen Arbeit- 
nehmer Vermögen nach dem Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetz (624-DM-Gesetz), da- 
von rd. 15 Millionen mit tarifvertraglich ver- 
einbarten vermögenswirksamen Leistungen 
der Arbeitgeber. 1969 — unter dem 312-DM- 
Gesetz — sind es nur 5,7 Millionen Arbeit- 
nehmer gewesen. Der durchschnittliche Spar- 
betrag hat 1975 rd. 600 DM betragen. 

— Im Jahr 1975 wurden Sparbeträge in Höhe 
von rd. 7,5 Mrd. DM nach dem Sparprämien- 
gesetz und von rd. 13 Mrd. DM nach dem 
W ohnungsbau-Prämiengesetz angelegt. 

— Die öffentliche Hand hat zur Förderung die- 
ser Entwicklung der Vermögensbildung mit 


erheblichen Mitteln in Form von Sparzulage, 
Sparprämie, Bausparprämie, Sonderausgaben- 
abzug usw. beigetragen; 1975 haben die 
staatlichen Aufwendungen für Vermögens- 
bildung insgesamt rd. 8,7 Mrd. DM betra- 
gen. 

Die Bundesregierung ermutigt die Tarifvertrags- 
parteien, den erfolgreich beschrittenen Weg fort- 
zusetzen und konstruktiv auszuweiten. 
Hinsichtlich der Bemühungen zur gesetzlichen 
überbetrieblichen Beteiligung breiterer Schich- 
ten am Zuwachs des Produktivvermögens konnte 
keine befriedigende Lösung erzielt werden. Die 
Arbeiten der hierfür eingesetzten intermini- 
steriellen Arbeitsgruppe haben ergeben, daß 
eine ausgewogene und rationelle Gesamtlösung 
wegen rechtlicher und technischer Gründe auf 
z. Z. nicht lösbare Schwierigkeiten stößt. Insbe- 
sondere kann eine Gleichbehandlung von Unter- 
nehmen verschiedener Rechtsformen nicht ver- 
wirklicht werden. Darüber hinaus fehlen geeig- 
nete Maßstäbe für die Bewertung von Unter- 
nehmensanteilen, die nicht an der Börse gehan- 
delt werden. Außerdem wäre der erforderliche 
Verwaltungsaufwand im Verhältnis zum Auf- 
kommen unangemessen hoch. 

Soweit betriebliche und/oder tarifvertragliche 
Leistungen als Unternehmensbeteiligung ausge- 
staltet und die Interessen der Arbeitnehmer bei 
Arbeitsplatzwechsel gewahrt sind, ist die Bun- 
desregierung bereit, solche Beteiligungen bei 
einer möglichen späteren gesetzlichen über- 
betrieblichen Lösung anzurechnen. Dasselbe gilt 
für betrieblich und/oder tarifvertraglich verein- 
barte vermögenswirksame Leistungen, die als 
verbürgte Darlehen an das Unternehmen ausge- 
staltet sind, wenn die Interessen der Arbeitneh- 
mer bei Arbeitsplatzwechsel und im Insolvenz- 
fall gewahrt sind. 

17 . Die beschäftigungs-, Wachstums- und einkom- 
menspolitischen Probleme, die sich auf kurz- und 
mittelfristige Sicht stellen, waren Gegenstand der 
Erörterung in der Konzertierten Aktion am 25. No- 
vember 1975. 

Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand befaßte 
sich am 27. Januar 1976 mit der Wirtschaftslage 
und den Entwicklungsaussichten für den weiteren 
Jahresverlauf. Er erörterte insbesondere den Ent- 
wurf des Jahreswirtschaftsberichts 1976 mit den Eck- 
werten der Jahresprojektion. 


II. Wirtschaftspolitik im europäischen und inter- 
nationalen Zusammenhang 

18 . Die Staats- bzw. Regierungschefs von Frank- 
reich, Italien, Großbritannien, den USA, Japan 
und der Bundesrepublik Deutschland haben am 
17. November 1975 in Rambouillet angesichts der 
weltwirtschaftlichen Lage ihre gemeinsame Verant- 
wortung zur Lösung der großen internationalen Pro- 
bleme unterstrichen. Sie haben die bisherigen Maß- 
nahmen geprüft und festgestellt, daß die Zielset- 
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Zungen und Maßnahmen sich gegenseitig ergänzen 
und daß die Erholung auf gutem Wege ist. Sie be- 
kräftigten ihre Entschlossenheit, die hohe Arbeits- 
losigkeit, die anhaltende Inflation und die Ener- 
gieprobleme durch weitere international koordi- 
nierte Anstrengungen zu überwinden. Sie machten 
insbesondere deutlich, daß sie weder ein Scheitern 
der wirtschaftlichen Erholung, auf die alle Kräfte 
auszurichten seien, zulassen, noch eine neue Be- 
schleunigung der Inflation hinnehmen würden. Zu- 
dem appellierten sie an alle Handelspartner, ihre 
Verpflichtungen hinsichtlich der Grundsätze der in 
der OECD verabredeten Stillhaltevereinbarung (Tra- 
de Pledge) zu bestätigen und nicht zu restriktiven 
und einseitigen Handelspraktiken Zuflucht zu neh- 
men, um damit ihre Probleme auf Kosten anderer 
zu lösen. Die multilateralen Handelsverhandlungen 
im GATT, die sogenannte Tokio-Runde, soll viel- 
mehr beschleunigt werden. Ziel dieser Verhand- 
lungen sind vor allem wesentliche Zollsenkungen, 
eine bedeutende Steigerung des Handels mit land- 
wirtschaftlichen Produkten und eine Verringerung 
nicht-tarifärer Handelshemmnisse. 

Die Bundesregierung wird ihre Politik an diesen 
gemeinsamen Zielen orientieren. Sie betont, daß 
sie angesichts der Risiken, welche die Konjunktur- 
erholung belasten, weiterhin ein hohes Maß an An- 
passungsfähigkeit in der Wirtschaftspolitik der 
westlichen Industrieländer für notwendig hält. Sie 
mißt der internationalen Abstimmung und Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitik auch in Zukunft 
hohe Bedeutung bei, damit es nicht erneut zu ähn- 
lichen Fehlentwicklungen wie in den vergangenen 
Jahren kommt. 

In die wirtschaftspolitischen Überlegungen für 1976 
sind dabei nicht zuletzt auch die Erfahrungen einzu- 
beziehen, die fast alle westlichen Industrieländer 
im vergangenen Jahr gemacht haben. Zu diesen 
internationalen Erfahrungen gehört vor allem die 
Erkenntnis, daß eine Stabilisierungskrise mit 
schwerwiegenden Beschäftigungsproblemen dann 
nahezu unausweichlich wird, wenn die Wirtschafts- 
politik nicht rechtzeitig, nachhaltig und koordiniert 
gegen rasch um sich greifende und sich inter- 
national wechselseitig verstärkende Inflationsten- 
denzen angeht. Expansive Politik verliert im In- 
flationsprozeß sehr bald ihre beschäftigungsfördern- 
den Effekte; Inflation und Arbeitslosigkeit treten 
dann gemeinsam auf. Ein einzelnes Land kann sich 
solchen Wirkungen kaum entziehen. Die Grenzen 
autonomer nationaler Expansionspolitik sind gerade 
im letzten Jahr überdeutlich sichtbar geworden. 

Die deutsche Wirtschaftspolitik wird auch 1976 
bestrebt sein, daß die Bundesrepublik — wie im 
Jahre 1975, als sie bei schrumpfendem Sozialpro- 
dukt ihre Einfuhren aus den Hauptpartnerländern 
real sogar noch erhöhte — ihren Beitrag zur Siche- 
rung der konjunkturellen Aufwärtsbewegung in der 
Weltwirtschaft und vor allem in der EG leistet. 


Europäische Wirtschafts- und Währungspoiitik 

19 . Den vielfältigen Anforderungen, denen die 
Wirtschaftspolitik 1976 in der Gemeinschaft gerecht 


werden muß, sollen die wirtschaftspolitischen Leit- 
linien Rechnung tragen, die der EG-Rat Ende 1975 
für die nächsten Monate beschlossen hat. Dement- 
sprechend soll die konjunkturstützende Haushalts- 
politik fortgesetzt und die flankierende Geld- und 
Kreditpolitik in den meisten Ländern beibehalten 
werden. Die Länder der Gemeinschaft werden ihre 
Wirtschaftspolitik weiterhin verstärkt auf die ge- 
meinschaftliche Solidarität ausrichten und dabei die 
Konsultationsmechanismen der Gemeinschaft nut- 
zen. 

Die Bundesregierung hält in der Gemeinschaft einen 
expansiven Kurs der Wirtschaftspolitik, der den 
notwendigen Stabilisierungsprozeß nicht aufhält und 
zugleich neue inflationäre Impulse vermeidet, wei- 
terhin für angemessen. Sie weist indessen darauf 
hin, daß die Intensität der bevorstehenden Kon- 
junkturerholung sowie das Tempo im Abbau der 
Arbeitslosigkeit in allen EG-Ländern nicht zuletzt 
von einer nachhaltigen Verbesserung der Investi- 
tionstätigkeit der privaten Wirtschaft abhängen. Der 
belgische Premierminister Tindemans hat Anfang 
dieses Jahres seinen Bericht über die Europäische 
Union vorgelegt, der auch Lösungsvorschläge für 
das Voranbringen der Wirtschaftsintegration ent- 
hält. Die Bundesregierung begrüßt die Grundlinie 
dieses Berichtes, wobei sie sich jedoch eine sorg- 
fältige Prüfung einzelner Vorschläge Vorbehalten 
muß. 

20 . Die Währungspolitik muß auch im Jahre 1976 
darauf ausgerichtet sein, den europäischen Wech- 
selkursverbund (Schlange) auf der Grundlage einer 
koordinierten Wirtschaftspolitik zu festigen und für 
weitere Partner offenzuhalten. Die Rückkehr der frei 
floatenden Mitgliedswährungen in den Wechsel- 
kursverbund und die Assoziierung Dritter ist nach 
Auffassung der Bundesregierung allerdings nur 
dann sinvoll und möglich, wenn keine gravieren- 
den Unterschiede in der Wirtschaftsentwicklung 
zwischen diesen Ländern und den am Wechselkurs- 
verbund beteiligten Ländern bestehen. So ist die von 
der Bundesregierung begrüßte Rückkehr des Franzö- 
sischen Franken in die Schlange am 10. Juli 1975 
erst durch Stabilisierungserfolge der französischen 
Wirtschaftspolitik ermöglicht worden. 

Eine enge Kooperation der Mitgliedstaaten in der 
Wirtschafts- und Währungspolitik ist um so not- 
wendiger, als mit der Wiederbelebung der Konjunk- 
tur im Jahre 1976 in einigen Ländern erneut Zah- 
lungsbilanzprobleme akut werden könnten. 

Das Instrument „Gemeinschaftsanleihe" wird wei- 
ter zur Verfügung stehen, um Mitgliedstaaten mit 
ölpreisbedingten Zahlungsbilanzproblemen gegebe- 
nenfalls zu unterstützen. Diese müssen allerdings 
bereit sein, wirtschaftspolitische Auflagen zu akzep- 
tieren, die — ähnlich den Auflagen beim mittelfristi- 
gen Beistand der Gemeinschaft — die Überwindung 
der äußeren und inneren Ungleichgewichte zum 
Ziel haben. 

21 . In der Europäischen Agrarpolitik wird die Bun- 
desregierung angesichts der Bedeutung der Agrar- 
preise für die Entwicklung des gesamtwirtschaft- 
lichen Preisniveaus im Jahre 1976 bemüht sein. 
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daß die anstehenden Agrarpreisbeschlüsse auch den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen in allen Län- 
dern der Europäischen Gemeinschaft Rechnung tra- 
gen. Sie wird dabei insbesondere auch die Haus- 
haltstage und die handelspolitischen Zusammen- 
hänge beachten. Darüber hinaus wird sie unter 
Berücksichtigung der von ihr initiierten und von 
den EG-Agrarministern inzwischen vorgelegten Bi- 
lanz der gemeinsamen Agrarpolitik 1976 für eine 
noch stärkere Einbindung agrarpolitischer Entschei- 
dungen in den gesamtwirtschaftlichen Rahmen ein- 
treten. 


Internationale Währungspolitik 

22. Die gegenwärtigen Tendenzen in der Weltwirt- 
schaft lassen erwarten, daß in den Leistungsbilan- 
zen der großen Ländergruppen (Industrie-, Erdöl- 
export- und Entwicklungsländer) 1976 keine grund- 
legenden Änderungen eintreten werden. Dies 
schließt erhebliche Unterschiede in der Position ein- 
zelner Länder nicht aus. Nicht wenige Defizitlän- 
der werden zunehmend mit ihrer über die vergange- 
nen Jahre hinweg kumulierten Auslandsverschul- 
dung konfrontiert werden. Erhebliche Anforderun- 
gen zur Aufrechterhaltung und Verbesserung ihrer 
Kreditwürdigkeit müssen deshalb in die Eigenan- 
strengungen dieser Länder gestellt werden. 

In der internationalen währungspolitischen Zusam- 
menarbeit wird es zudem besonderer Wachsam- 
keit bedürfen, damit die erforderliche Kanalisierung 
der verfügbaren Mittel in die bedürftigen Länder 
auch weiterhin störungsfrei vor sich geht. Eine 
besondere Verantwortung tragen dabei die Öl- 
exportländer. Wünschenswert ist eine möglichst un- 
mittelbare Anlage der Überschüsse in denjenigen 
Ländern, die sie zum Zahlungsbilanzausgleich be- 
nötigen. Zur Absicherung und Erleichterung des Ka- 
nalisierungsprozesses sind im übrigen vielfältige 
Vorkehrungen getroffen, an denen die Bundesrepu- 
blik mitgewirkt hat, wie die EG-Anleihe und die 
dem Bundestag zur Ratifizierung vorliegende Teil- 
nahme an der finanziellen Unterstützungsverein- 
barung im Rahmen der OECD. 

23, In Rambouillet sind die sechs großen Industrie- 
länder am 15. /17. November 1975 auch übereinge- 
kommen, größere Stabilität in den internationalen 
Währungsbeziehungen anzustreben. Die Staats- und 
Regierungschefs haben betont, daß dazu auch An- 
strengungen um die Wiederherstellung größerer 
Stabilität in den grundlegenden wirtschaftlichen 
und finanziellen Bedingungen der Weltwirtschaft 
gehören. Gleichzeitig sollen die Währungsbehörden 
Maßnahmen ergreifen, um gestörten Marktbedin- 
gungen oder unberechenbaren Wechselkursschwan- 
kungen entgegenzuwirken. Die Bundesregierung be- 
absichtigt jedoch nicht, auf eine Kursbeeinflussung 
hinzuwirken, die den grundlegenden Markttenden- 
zen zuwiderläuft. 

Die Beschlüsse von Rambouillet auf dem Wechsel- 
kursgebiet gehen in die Änderungen des Abkom- 
mens über den Internationalen Währungsfonds 
(IWF) ein. Bei seiner Sitzung in Jamaika am 7./8. Ja- 


nuar 1976 hat der Interims- Ausschuß des IWF durch 
Klärung der letzten offenen Fragen endgültig den 
Weg für die Abkommensänderungen freigemacht. 
Sie werden in den nächsten Wochen durch den 
Gouverneursrat verabschiedet. 

Die Sitzung des Interims-Ausschusses hat damit 
die Reform des Währungssystems zu einem vor- 
läufigen Abschluß gebracht. Die Aktionsmöglich- 
keiten des IWF werden überdies durch Erhöhung 
seiner Quoten um rund ein Drittel erheblich ver- 
bessert. Außerdem hat die Konferenz in Jamaika 
durch Erweiterung des Kreditspielraums des IWF 
und durch Beschlüsse über die Verwertung eines 
Teils des IWF-Goldes zusätzliche Vergünstigungen 
geschaffen, die vor allem den Entwicklungslän- 
dern zugute kommen sollen. 


Außenwirtschaftspolitik 

24, Die Außenwirtschaftspolitik steht derzeit einer 
im Vergleich zu früheren Jahren stark veränder- 
ten Problem- und Aufgabenkonstellation gegen- 
über. So gilt es, nicht nur zur Überwindung der Re- 
zession der Weltwirtschaft beizutragen. Es müssen 
auch Lösungen für die vielschichtigen Probleme 
entwickelt werden, die Gegenstand des Nord-Süd- 
Dialogs, insbesondere der Konferenz für internatio- 
nale wirtschaftliche Zusammenarbeit (KI WZ), sind. 
Die auf der Pariser Tagung geschaffenen vier Kom- 
missionen für Energie-, Rohstoff-, Entwicklungs- und 
damit zusammenhängende Finanzfragen werden ihre 
Arbeit unverzüglich aufnehmen, damit auf der für 
Ende 1976 vorgesehenen nächsten Ministerkonfe- 
renz erste Schlußfolgerungen gezogen werden kön- 
nen. 

Die aktuellen Probleme der Weltwirtschaft verlan- 
gen Lösungen, die auf marktwirtschaftlicher Grund- 
lage über den Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaft hinaus in einer verstärkten weltweiten wirt- 
schaftlichen und politischen Zusammenarbeit ge- 
sucht werden müssen. Dabei wird auch der beson- 
deren Lage der Entwicklungsländer Rechnung zu 
tragen sein. Unabdingbar für eine weitere Wohl- 
standssteigerung, an der alle Länder partizipieren, 
ist die Freizügigkeit des internationalen Güter- und 
Leistungsaustausches. Die Wahrung dieser Funk- 
tionsbedingungen verdient um so mehr Beachtung, 
als sich gerade in letzter Zeit vielfältige Neigungen 
zu verstärkten protektionistischen Praktiken zeig- 
ten. 

Weitere Fortschritte in der Verbesserung der han- 
delspolitischen Kooperation und ein Zurückdrän- 
gen protektionistischer Tendenzen erwartet die Bun- 
desregierung auch von den GATT-Verhandlungen 
im Rahmen der Tokio-Runde. Als ein erstes Ergeb- 
nis wird 1976 vor allem ein Abbau der Handels- 
hemmnisse bei den Einfuhren tropischer Erzeugnisse 
angestrebt. In der Europäischen Gemeinschaft, die 
bei den GATT-Verhandlungen mit einer Stimme 
spricht, wird sich die Bundesregierung aktiv für 
einen weltweiten Zollabbau, eine möglichst weit- 
gehende Beseitigung nicht-tarifärer Handelshemm- 
nisse, für Erleichterungen im Agrarhandel sowie 
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für Schutzklauselregelungen einsetzen, die auf mehr 
objektiven Kriterien beruhen und einen wirksamen 
Überwachungsmechanismus enthalten. In der Orga- 
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) wird sie sich mit Nachdruck 
um eine Verlängerung der Mitte 1976 auslaufenden 
„Trade Pledge"' bemühen. 

25 . Trotz unterschiedlicher Zielvorstellungen über 
die Errichtung einer „neuen Weltwirtschaftsord- 
nung" hat sich in der 7. Sondergeneralversammlung 
der Vereinten Nationen erstmals der Wille aller 
Beteiligten zur Zusammenarbeit gezeigt. Dies stellt 
eine wichtige Etappe in dem Bemühen um eine 
Versachlichung des Dialogs zwischen den Industrie- 
und Entwicklungsländern dar. Allerdings wird sich 
die Zusammenarbeit in den bevorstehenden inter- 
nationalen Konferenzen noch zu bewähren haben. 
Die Konferenz für internationale wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit wird in diesem Zusammenhang eine 
wichtige Rolle spielen. Im Mittelpunkt der im Früh- 
jahr 1976 stattfindenden IV. Welthandels- und Ent- 
wicklungskonferenz werden die Fragen des Han- 
dels, des Technologietransfers, der Finanzierung 
und vor allem der Rohstoffpolitik stehen. Die west- 
lichen Industrieländer müssen sich hier namentlich 
mit den Forderungen des von den Entwicklungslän- 
dern geforderten „Integrierten Rohstoffprogramms“ 
auseinandersetzen. 

26 . Im Wirtschaftsverkehr mit den Staatshandels- 
ländern werden die Grenzen für die Steigerung der 
deutschen Exporte immer deutlicher. Sie liegen 
hauptsächlich in der Struktur des Angebots der 
Staatshandelsländer, das diese nur schrittweise der 
Nachfrage (auf den deutschen Märkten) anpassen 
können. Zur Beschleunigung dieses Prozesses und 
damit zur Verbesserung der Lieferfähigkeit der 
Staatshandelsländer kann vor allem die Unterneh- 
menskooperation beitragen. Die Bundesregierung 
wird daher diese Kooperation, insbesondere durch 
Informations- und Kontaktvermittlung, weiterhin 
nachdrücklich unterstützen. Verhandlungen und Ent- 
scheidungen über konkrete Kooperationsgeschäfte 
bleiben auf deutscher Seite Sache der Unternehmen. 
Konkrete Ansätze bieten die verschiedenen Koopera- 
tionsausschüsse und Fachgruppen für bestimmte Wirt- 
schaftsbereiche, die im Zusammenwirken mit der 
Bundesregierung und den Regierungen der Staats- 
handelsländer auf der Grundlage bestehender Ko- 
operations-Rahmenabkommen gebildet wurden, und 
an denen die deutsche gewerbliche Wirtschaft maß- 
geblich beteiligt ist. 

27 . Bei der Zusammenarbeit mit denjenigen Ent- 
wicklungsländern, welche in absehbarer Zeit in den 
Kreis der Industrieländer eintreten werden, kommt 
es vor allem darauf an, entsprechend dem Wunsch 
der Partnerländer ein umfassendes Angebot zur Zu- 
sammenarbeit zu machen, das neben dem Einsatz 
der bereits zur Verfügung gestellten öffentlichen 
Mittel insbesondere privatwirtschaftliche Koopera- 
tionsformen vorsieht. Dabei sollte, vor allem bei 
der Bereitstellung dieser öffentlichen Mittel, die 
Bewältigung von Engpässen im Planungs-, Bera- 
tungs- und Ausbildungswesen unterstützt werden. 


Die Bundesregierung begrüßt besonders solche pri- 
vaten Direktinvestitionen in Entwicklungsländern, 
die partnerschaftlich angelegt sind und z. B. durch 
technologische Ausstrahlung, Nutzung und Entfal- 
tung heimischer Ressourcen, Ergänzung einheimi- 
scher Produktionsstrukturen, Exportdiversifizierung 
und Beschäftigung in besonderem Maße den wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Bedürfnissen der 
Entwicklungsländer dienen. Insbesondere in bilate- 
ralen Gremien für bestimmte Sektoren und geeig- 
nete Projekte wird die Bundesregierung sich dabei 
auch dafür einsetzen, für die deutschen Unterneh- 
men optimale Kooperationsvoraussetzungen zu 
schaffen. 

Darüber hinaus wird sich die Bundesregierung be- 
sonders darum bemühen, daß auch mittlere und 
kleinere Unternehmen die Vorteile der industriel- 
len Kooperation mit dem Ausland wahrnehmen kön- 
nen. 

28 . In der internationalen Diskussion gewinnen 
Probleme der Rohstoffpolitik zunehmend an Bedeu- 
tung, einmal unter dem Gesichtspunkt einer ge- 
sicherten Rohstoffversorgung für die Verbraucher- 
länder, zum anderen im Hinblick auf die von den 
Entwicklungsländern erhobenen Forderungen auf 
Erlössicherung. Die Bundesregierung ist bemüht, bei 
der Erarbeitung von Lösungen im internationalen 
Rahmen auf eine Berücksichtigung beider Kompo- 
nenten hinzuwirken und damit zu einem Interessen- 
ausgleich zwischen rohstofferzeugenden und -ver- 
brauchenden Ländern beizutragen. Dementspre- 
chend strebt sie vor allem an 

— stabilere Exporterlöse, vor allem für die ärmsten 
unter den rohstoffexportierenden Entwicklungs- 
ländern, 

— die Beseitigung extremer Preisschwankungen im 
Interesse von Erzeugern und Verbrauchern, 

— die Sicherung einer stetigen und ausreichenden 
Versorgung der Wirtschaft mit Rohstoffen zu 
Wettbewerbspreisen. 

Für die Erlössicherung zugunsten der Entwicklungs- 
länder hält die Bundesregierung in erster Linie eine 
Stabilisierung der Rohstoffexporterlöse der ärmsten 
Entwicklungsländer für sinnvoll. Sie hat daher die 
Verbesserung und Ausdehnung der bestehenden 
kompensatorischen Finanzierung des IWF zum Aus- 
gleich von Exporterlösschwankungen der Rohstoff- 
länder unterstützt und zusätzliche Maßnahmen 
für die ärmsten Rohstoffländer aus Verkaufser- 
lösen eines Teils des IWF-Goldes gefordert. Der 
Weg der Stabilisierung der Rohstoffexporterlöse 
hat gegenüber anderen Lösungen den Vorteil der 
gezielten Hilfe und der Vermeidung nachteiliger 
Folgen für die Wettbewerbsposition sowie die Struk- 
turentwicklung. Lösungen, die auf Preisindexierung 
hinauslaufen, wird die Bundesregierung dagegen 
auch weiterhin ablehnen. 

Die Bundesregierung hat außerdem im IWF-Inte- 
rimsausschuß in Jamaika am 7./8. Januar d. J. einer 
45prozentigen Ausdehnung der Kredittranchen des 
IWF zugestimmt, die insbesondere den Entwick- 
lungsländern zugute kommt. 
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Die Bundesregierung ist auch bereit, den Beitritt 
zu internationalen Rohstoffabkommen für einzelne 
Rohstoffe zu erwägen, wenn solche Abkommen ge- 
eignet sind, extreme Preisschwankungen auf einem 
Rohstoffmarkt zu beseitigen und die Preise auf 
einem Niveau zu stabilisieren, das Angebot und 
Nachfrage langfristig auszugleichen vermag. Außer- 
dem muß ein vertretbares Verhältnis zwischen Ko- 
sten und Nutzen eines solchen Abkommens gewähr- 
leistet sein. 

Die Sicherung der Rohstoffversorgung durch privat- 
wirtschaftliche Aktivitäten wird die Bundesregie- 
rung weiterhin durch flankierende Maßnahmen ver- 
schiedener Art fördern, insbesondere durch Explo- 
rationszuschüsse, durch das außenwirtschaftliche 
Finanzierungs- und Garantieinstrumentarium, durch 
die Förderung verbesserter Explorations-, Abbau- 
und Aufbereitungstechnologien, rohstoffsparender 
Verfahren sowie durch den Einsatz der Bundes- 
anstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe. Hier- 
bei ist sie bestrebt, durch verstärkte und verbesserte 
internationale Kooperation die Initiativen der Un- 
ternehmen zu unterstützen. Den Investitionen zur 
Erschließung von Lagerstätten kommt besondere 
Bedeutung zu. Die Bundesregierung wird sich be- 
mühen, daß außenwirtschaftliche Garantieinstrumen- 
mentarium unter dem Gesichtspunkt der Intensivie- 
rung der unternehmerischen Aktivitäten weiterzu- 
entwickeln sowie den Unternehmen ihre primäre 
Verantwortung für eine ausreichende Vorratshal- 
tung zu verdeutlichen, um den neuen besonderen 
Gegebenheiten im Rohstoffbereich Rechnung zu tra- 
gen. 

29 . Auch bei der bevorstehenden Seerechtskonfe- 
lenz stehen wirtschaftspolitisch bedeutende Fragen 
an. Vor allem die Entwicklungsländer fordern eine 
Neuverteilung der Nutzungsrechte an den Welt- 
meeren. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein 
Kurzküstenstaat mit engem Festlandsockel, mit einer 
von freien internationalen Handelswegen und von 
Rohstoffeinfuhren stark abhängigen Wirtschafts- 
struktur. Sie steht damit bei den wichtigsten The- 
men im Interessengegensatz zur Konferenz-Mehrheit 
und muß auf ausgewogene Lösungen, vor allem 
beim Zugang zu den Rohstoffen des Meeresbodens, 
besonderen Wert legen. 


III. Ordnungs- und Strukturpolitik 

30 . Auch 1976 werden erhebliche strukturelle An- 
passungsprobleme in der Wirtschaft bestehen. Viele 
Anzeichen deuten darauf hin, daß sich angesichts der 
eingetretenen Wachstumsabschwächung die Auswir- 
kungen der strukturellen Veränderungen verstärkt 
haben. Das veränderte Gefüge der Weltwirtschaft so- 
wie das inzwischen erreichte, im Verhältnis zum Aus- 
land sehr hohe deutsche Lohnniveau, das unter an- 
derem ein Reflex des industriellen Reifegrades un- 
serer Wirtschaft ist, dürften auch 1976 erhebliche 
Anpassungen der Produktions- und der Beschäfti- 
gungsstruktur bewirken. Dieser Anpassungsprozeß 
ist allerdings bereits ein gutes Stück vorangekom- 
men. Die Arbeitsmarkt-, Sozial- und Regionalpolitik 


der Bundesregierung hat dabei zu einer Abfederung 
der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der 
weltweiten Rezession beigetragen. 

Die Bundesregierung wird diese Politik fortsetzen 
und weiterentwickeln. Sie bekräftigt zugleich ihre 
Auffassung, daß die Steuerung der Strukturen durch 
den Markt sowohl aus Gründen der Effizienz als 
auch zur Erhaltung der autonomen Entscheidungs- 
fähigkeit der am Wirtschaftsprozeß Beteiligten auf- 
rechterhalten bleiben muß: Investitionsge- und -ver- 
böte würden die Elastizität und die Anpassungs- 
fähigkeit der Wirtschaft an sich ständig verändernde 
Markt- und Produktionsbedingungen erheblich be- 
einträchtigen. Auf der Grundlage einer stärker mit- 
telfristig orientierten Globalsteuerung wird sich die 
Bundesregierung auch künftig darum bemühen, den 
Strukturwandel durch Gestaltung der Rahmenbedin- 
gungen und durch allgemeine, als „Hilfe zur Selbst- 
hilfe" verstandene Maßnahmen — vor allem zur 
Förderung des technologischen Fortschritts, zur Er- 
höhung der Mobilität der Produktionsfaktoren Ar- 
beit und Kapital und damit des Wachstums — zu er- 
leichtern sowie bruchartigen Entwicklungen, insbe- 
sondere übermäßigen regionalen und sektoralen 
Friktionen, die zu unerwünschten gesamtwirtschaft- 
lichen Folgen oder unzumutbaren sozialen Härten 
führen könnten, entgegenzuwirken. Dabei wird es 
jedoch darauf ankommen, die Maßnahmen der ver- 
schiedenen Aktionsbereiche zunehmend aufeinander 
abzustimmen und sie im Lichte der Erfahrungen und 
unter Beachtung der marktwirtschaftlichen Funk- 
tionsbedingungen weiterzuentwickeln. Insbesondere 
in den Bereichen, in denen die Marktsteuerung nur 
unzureichend funktioniert — sei es, weil es schwer- 
wiegende natürliche Hindernisse für die Entfaltung 
des Wettbewerbs gibt, sei es, weil der Staat aus 
übergeordneten politischen Gesichtspunkten be- 
stimmte Teilbereiche nicht oder nur unvollständig 
den Regeln der Marktsteuerung unterworfen hat — , 
müssen die Wirkungen staatlicher Interventionen 
weiter untersucht und mögliche ökonomische Kon- 
flikte eingegrenzt werden. 

Auch in Zukunft kann die staatliche Antwort auf die 
verstärkten Anforderungen des strukturellen Wan- 
dels allerdings weder in einer branchenbezogenen 
Wachstumspolitik noch in einer staatlichen Einfluß- 
nahme auf die einkommenspolitischen Entscheidun- 
gen der autonomen Gruppen gesehen werden. Viel- 
mehr ist es primär Sache der Tarifpartner, die Zu- 
sammenhänge zwischen einer branchenmäßig wenig 
differenzierten Arbeitskostenentwicklung und dem 
Verlust von Arbeitsplätzen in strukturell schwachen 
Branchen zu berücksichtigen. Die Lohnstruktur ist 
ein wesentlicher Bestimmungsfaktor für die Produk- 
tionsstruktur und ist damit mitverantwortlich für die 
Gesamtbeschäftigung. 

Vollbeschäftigung und Geldwertstabilität werden in 
den kommenden Jahren stärker als bisher auch von 
einem strukturgerechten Verhalten von Unterneh- 
men und Gewerkschaften bestimmt sein. Wichtigstes 
staatliches Mittel, darauf hinzuwirken, bleibt neben 
der Globalsteuerung vor allem eine konsequente 
Politik zur Erhaltung eines wirksamen Wettbewerbs 
auf den Produktionsgüter- und Konsumgütermärk- 
ten unserer Volkswirtschaft. 
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Wettbewerbspolitik 

31 - In der konjunkturellen Schwächeperiode hat 
sich in vielen Bereichen der Wirtschaft der Wettbe- 
werbsdruck verstärkt. In dieser Situation hat die 
Wettbewerbspolitik besonders darauf zu achten, daß 
notwendige Anpassungsprozesse nicht durch Wett- 
bewerbsbeschränkungen verfälscht werden. Als vor- 
dringlich gilt hierbei die Aufgabe, die wettbewerbs- 
beschränkende Unternehmenskonzentration zu ver- 
hindern, machtbedingte Wettbewerbsverzerrungen 
abzuwehren sowie die leistungssteigernde Koope- 
ration kleiner und mittlerer Unternehmen zu för- 
dern. 

— Die Bundesregierung wird nach Verabschiedung 
der „Gemeinsamen Erklärung zur Sicherung des 
Leistungswettbewerbs" durch die Spitzenorgani- 
sationen des Handels, des Handwerks und der 
Industrie die Bemühungen der Wirtschaft um den 
Abbau wettbewerbsverzerrender Praktiken wei- 
terhin aktiv unterstützen und gemeinsam mit den 
beteiligten Verbänden prüfen, ob und inwieweit 
die bestehenden kartellgesetzlichen Möglichkei- 
ten gegenüber Mißbräuchen und diskriminieren- 
den Praktiken marktstarker Unternehmen weiter 
verbessert werden können. 

— Die Bundesregierung rechnet damit, daß der 
Deutsche Bundestag seine Beratungen über den 
Entwurf für eine Dritte Kartellnovelle, durch die 
— den besonderen Gegebenheiten im Pressewe- 
sen entsprechend — die Fusionskontrolle im 
Pressewesen ausgedehnt werden soll, 1976 ab- 
schließen wird. 

— Die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit wird 
im Rahmen des Wettbewerbsrechts weiter ge- 
fördert werden. Diesem Ziel dient insbesondere 
die Neuauflage der Kooperationsfibel durch das 
Bundeswirtschaftsministerium, nachdem bereits 
zuvor die Merkblätter über die Anwendungsmög- 
lichkeiten der Kooperationserleichterungen der 
Kartellgesetznovelle von 1973 („Mittelstandsko- 
operationen" und „Mittelstandsempfehlungen") 
herausgegeben worden sind. 

— über die Erfahrungen mit den in der Kartellge- 
setznovelle neu geregelten unverbindlichen 
Preisempfehlungen für Markenwaren wird die 
Bundesregierung entsprechend der Resolution 
des Deutschen Bundestages vom 14. Juni 1973 zu 
Beginn der neuen Legislaturperiode einen Bericht 
vorlegen. Sollten sich die Preisempfehlungen dem 
Bericht zufolge negativ für Verbraucher und Han- 
del ausgewirkt haben, wird die Bundesregierung 
dafür eintreten, die entsprechenden Bestimmun- 
gen im Kartellgesetz zu ändern. 

— Die Wettbewerbsverhältnisse auf dem Baumarkt 
sollen im Laufe des Jahres 1976 im Rahmen eines 
vom Bundesminister für Wirtschaft und vom Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau am 8. Dezember 1975 gebildeten Ge- 
sprächskreises erörtert werden. Anlaß waren die 
1975 abgeschlossenen Verfahren des Bundeskar- 
tellamtes gegen 300 Unternehmen der Bauwirt- 
schaft wegen kartellrechtswidriger Preisabspra- 
chen. Dabei ist erkennbar geworden, daß solche 


Submissionsabsprachen möglicherweise ein Bran- 
chenproblem darstellen. In dem Gesprächskreis 
werden neben den öffentlichen Auftraggebern 
auch Spitzenverbände der Bauwirtschaft mitwir- 
ken. 


Spezielle Preispolitik 

32 . Die von der Bundesregierung im Oktober 1975 
beschlossenen Eckwerte zur Neuordnung des Arz- 
neimittelmarktes und der Gesetzentwurf über Rege- 
lungen auf dem Arzneimittelmarkt stehen 1976 in 
den gesetzgebenden Körperschaften zur Beratung 
an. Dabei geht es neben dem Gesetz über Regelun- 
gen auf dem Arzneimittelmarkt um die Rechtsver- 
ordnung für die Neugestaltung der Apotheken- 
spanne, die Regelung für die Großhandelsspanne so- 
wie um die Preisvorschriften für die Rezepturen der 
Apotheken. Außerdem sind die notwendigen Maß- 
nahmen für den Aufbau der pharmakologisch-thera- 
peutischen und preislichen Transparenz zu treffen, 
die ab 1. Januar 1977 wirksam werden sollen. 

Nachdem die Repräsentanten der Architekten und 
Ingenieure in den Anhörungen Gelegenheit hat- 
ten, zu dem Entwurf der Bundesregierung Stellung 
zu nehmen, werden 1976 voraussichtlich erste Teile 
der Honorarordnung für Leistungen der Architekten 
und Ingenieure (HOAI) verabschiedet werden. 

In der Fahrzeugvoll- und Fahrzeugteilversicherung 
ist für die 2. Hälfte des Jahres 1976 mit dem Inkraft- 
treten neu kalkulierter Unteinehmenstarife zu rech- 
nen. Dabei werden auch die Zuordnung der Fahr- 
zeugtypen zu den Beitragsklassen der Tarife neu 
überprüft und Verbesserungen bei der Konstruktion 
der Fahrzeuge berücksichtigt werden. 

Die Arbeiten zur Neufassung der Verordnung PR 
Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen 
sollen im Jahre 1976 weitergeführt werden. Das 
Ziel der Neufassung besteht darin, die marktwirt- 
schaftliche Preisbildung im Bereich des Öffentlichen 
Auftragswesens stärker abzusichern und die Vor- 
schriften über die Ermittlung von Selbstkostenprei- 
sen zu verbessern. 


Verbraucherpolitik 

33 . Die Bundesregierung hat mit dem Zweiten Be- 
richt zur Verbraucherpolitik vom 17. Oktober 1975 
ihr verbraucherpolitisches Programm fortgeschrie- 
ben. Die Stellung des Verbrauchers im Wirtschafts- 
leben soll weiter verbessert werden. Er soll über 
grundlegende wirtschaftliche Zusammenhänge, über 
aktuelles Marktgeschehen, über Möglichkeiten zu 
einem richtigen Verhalten am Markt und über ra- 
tionelle Haushaltsführung informiert werden, damit 
er seine Interessen besser wahrnehmen kann. 

Folgende Maßnahmen stehen im Vordergrund: 

— Zu dem Gesetzentwurf über die Regelung des 
materiellen Rechts der Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen, der dem Deutschen Bundestag be- 
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reits vorliegt und noch in dieser Legislaturperiode 
verabschiedet werden soll, beabsichtigt die Bun- 
desregierung, dem Parlament so bald wie mög- 
lich verfahrensrechtliche Vorschriften zuzuleiten. 

— Innerhalb der Bundesregierung wird der Entwurf 
eines Gesetzes zur Regelung der unter Einschal- 
tung von Kreditgebern oder -Vermittlern abge- 
schlossenen Abzahlungsgeschäfte (finanzierte 
Abzahlungsgeschäfte) erarbeitet. 

— Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, das 
Informationsangebot für Verbraucher zu erwei- 
tern und stärker zu differenzieren, die Beratungs- 
stellen zu aktiven Informationszentren fortzuent- 
wickeln und die Fortbildungsmöglichkeiten der 
Betratungskräfte zu intensivieren. 

— Die Bundesregierung fordert Hersteller und 
Händler auf, die freiwillige informative „Pro- 
duktinformation" im Laufe des Jahres 1976 ein- 
zuführen. Diese Warenkennzeichnung wird den 
Beitrag der Wirtschaft zur Information des Ver- 
brauchers verstärken. 

— Mit dem von der Bundesregierung beschlossenen 
und gegenwärtig vom Bundestag behandelten 
Entwurf des Arzneimittelgesetzes soll die Arz- 
neimittelsicherheit erheblich verbessert werden. 


Berufliche Bildung 

34 . Zweidrittel aller Arbeitnehmer erlangen ihre 
berufliche Qualifikation durch eine betriebliche Be-^ 
rufsausbildung. Dagegen ist nur etwa jeder 25ste 
Arbeitsplatz mit einem Hochschulabsolventen be- 
setzt. Da ein sehr großer Teil der von 1977 an stark 
steigenden Anzahl von Schulabgängern um einen 
Ausbildungsplatz nachsuchen wird, dürfte die Be- 
deutung der beruflichen Bildung in Zukunft noch 
weiter zunehmen. Ihr muß aber auf absehbare Zeit 
Vorrang gegenüber anderen Bildungsbereichen ein- 
geräumt werden. 

Um ein ausreichendes Angebot an Ausbildungsplät- 
zen sicherzustellen, sieht der Regierungsentwurf 
eines neuen Berufsbildungsgesetzes vom April 1975 
vor, Prämien zu gewähren, wenn das Angebot die 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen um weniger als 
12,5 Vo übersteigt. Damit soll die Bereitstellung 
eines ausreichenden Angebots an Ausbildungsplät- 
zen gesichert werden. Die benötigten Mittel sollen 
erforderlichenfalls durch eine Abgabe der Arbeit- 
geber aufgebracht werden, die auf der Basis der 
Lohnsumme ermittelt werden soll. Kleine und mitt- 
lere Unternehmen werden durch diese Regelung 
finanziell nicht belastet, da ein Freibetrag in Höhe 
von 400 000 DM vorgesehen ist. Der Regierungsent- 
wurf zur Neufassung des Berufsbildungsgesetzes 
sollte noch in dieser Legislaturperiode verabschie- 
det werden. 


Sektorale Strukturpolitik 

35 , Mit der für 1976 in der Bundesrepublik wie bei 
den wichtigsten Handelspartnern zu erwartenden 


weiteren konjunkturellen Besserung werden auch 
einige strukturelle Wirtschaftsprobleme an Schärfe 
verlieren. Die Wirtschaft wird sich jedoch auch 1976 
an die, z. B. im Energiesektor und im Währungs- 
bereich, veränderten weltwirtschaftlichen Daten an- 
passen müssen. Sie wird sich darüber hinaus auf die 
zu erwartende weitere Öffnung der Märkte in der 
Welthandelsrunde im GATT und auf die Verbesse- 
rung der allgemeinen Zollpräferenzen für die Ent- 
wicklungsländer einstellen müssen. 

Die sektorale Strukturpolitik wird dabei weiter dar- 
auf hinzuwirken haben, daß der Anpassungsprozeß 
in den betroffenen Bereichen der Wirtschaft nicht 
über das hinausgeht, was im Hinblick auf die vor- 
aussichtliche mittelfristige Nachfrageentwicklung 
gesamtwirtschaftlich vertretbar erscheint. Das pri- 
mär konjunkturpolitisch bedingte Programm der 
Bundesregierung zur Stützung von Bau- und ande- 
ren Investitionen vom August 1975 ist zugleich ein 
Beispiel für sektorale Strukturpolitik, die nicht nur 
der Verbesserung der Beschäftigungslage dient, son- 
dern auch die Preisentwicklung in späteren Jahren 
günstig beeinflußt. Denn ein übermäßiger Kapazi- 
tätsabbau kann schon in der Frühphase des Kon- 
junkturaufschwungs Kapazitätsengpässe bewirken. 
Dies führt dann meist relativ rasch auch zu Preis- 
erhöhungen, die vielfach selbst dann nicht zurück- 
genommen werden, wenn das Angebotswachstum 
wieder mit der Nachfrageexpansion Schritt halten 
kann. 

In der Bauwirtschaft wurden Kapazitäten noch in 
einem Zeitraum erweitert, als sich bereits deutlich 
abzeichnete, daß die künftige Entwicklung von 
Struktur und Volumen der Baunachfrage entspre- 
chende Korrekturen auf der Angebotsseite ver- 
langte. Der dann erst im konjunkturellen Ab- 
schwung einsetzende Anpassungsprozeß wurde da- 
durch in Ausmaß und Intensität wesentlich verstärkt. 
Wenn beim notwendigen Kapazitätsabbau über- 
mäßige Einbrüche weitgehend vermieden werden 
konnten, so haben dazu eine immer noch hohe Fle- 
xibilität der Bauwirtschaft sowie eine erfolgreiche 
sektorale Strukturpolitik entscheidend beigetragen. 

Außerdem bleibt es Aufgabe der Strukturpolitik, 
den technischen Fortschritt in der gesamten Volks- 
wirtschaft zu fördern und das in den Unternehmen 
aller Größenklassen vorhandene technologische 
Potential zu aktivieren. Eine wesentliche Rolle spielt 
hierbei die innovatorische Nutzung neuen techni- 
schen Wissens über bessere Produkte und Verfah- 
ren. Die im Rahmen staatlich getragener oder ge- 
förderter Forschungs- und Entwicklungsarbeiten an- 
fallenden neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
müssen für die praktische Verwertung besser auf- 
bereitet, der Zugang dazu muß erleichtert und der 
Transfer an potentielle Anwender intensiviert wer- 
den. Hierbei haben die von staatlicher Seite geför- 
derten Organisationen eine wichtige Funktion zu er- 
füllen. 

Die Bundesregierung fördert — außer durch in- 
direkte Maßnahmen in Form steuerlicher Zulagen 
zu Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen — 
im Rahmen von Schwerpunktprogrammen Forschung 
und Entwicklung sowie die Ausbreitung technolo- 
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gischen Wissens und dessen wirtschaftliche Umset- 
zung durch Zuwendungen und Forsdiungs- und Ent- 
wicklungsaufträge dort, wo die Leistungsfähigkeit 
der Unternehmen sonst überfordert würde. Der Ver- 
mehrung des technischen Wissens über die Breite 
der gewerblichen Wirtschaft dient dabei die För- 
derung der industriellen Gemeinschaftsforschung. 
Die innovativen Kräfte der Wirtschaft sollen in 
ihrer Rolle als technologische Schrittmacher durch 
die Förderung der Erstinnovation stimuliert wer- 
den. Mit diesem Ziel wird auch die durch eine 
staatliche Risikobeteiiigung abgestützte Wagnis- 
finanzierungsgesellschaft ihre im vergangenen Jahr 
begonnene Tätigkeit wahrnehmen. 

Wegen der herausragenden gesamtwirtschaftlichen 
Bedeutung der Energieprobleme liegt der Schwer- 
punkt der folgenden sektoralen Darstellung dies- 
mal auf der Energiewirtschaft und der Energie- 
politik für 1976. Auf die Darlegung anderer sekto- 
raler Entwicklungen, z. B. die Umsetzung des 1975 
beschlossenen fremdenverkehrspolitischen Schwer- 
punktprogramms der Bundesregierung, wurde des- 
halb verzichtet. 


Energiepoiitik 

36 . Bei der erwarteten konjunkturellen Erholung 
kann im Jahre 1976 mit einem Zuwachs des Primär- 
energieverbrauchs um etwa 4 Vo geredinet werden. 
Am Energiemarkt der Bundesrepublik spielen bei 
hoher Importabhängigkeit externe Faktoren eine 
entscheidende Rolle. Dies gilt besonders für Mi- 
neralöl, das bisher zu über 90 Vo aus OPEC-Ländern 
importiert wird. Entscheidend für die Entwicklung 
dieses mit einem Anteil am Primärenergieverbraudi 
von 52 Vo dominierenden Energieträgers ist das Ver- 
halten der Förderländer. 

Angesichts der bisherigen Erfahrungen muß sidi 
die Energiepolitik darauf einstellen, daß die öl- 
förderländer auch im kommenden Jahr ziemlich ge- 
schlossen auftreten werden. Dabei ist auch weiter- 
hin nicht auszuschließen, daß ökonomisches Kalkül 
durch politische Motivation überlagert wird. 

Die der Fortschreibung des Energieprogramms vom 
Herbst 1974 zugrunde liegende Politik gilt unter 
diesen Bedingungen unverändert weiter: 

— Als Konsequenz der Ölkrise werden auch 1976 
die Anstrengungen fortgesetzt werden, die Ab- 
hängigkeit vom importierten öl und die damit 
verbundene Unsicherheit und Verletzbarkeit der 
Volkswirtschaft von außen mittelfristig zu ver- 
ringern. 

— Darüber hinaus sind 1976 energiepolitische Maß- 
nahmen erforderlich, die den Nachfrageeinbruch 
für die Steinkohle mildern und am Mineralöl- 
markt Wettbewerbsverzerrungen abbauen, die 
sich im Konjunkturtal besonders bemerkbar 
machten. 

Maßnahmen bei Mineralöl und Gas 

37 . Neben der Weiterführung der laufenden Akti- 
vitäten wie z. B. der Unterstützung der Bemühun- 


gen der in der Bundesrepublik tätigen Mineralöl- 
und Gasgesellschaften um eine engere Zusammen- 
arbeit mit den nationalen Gesellschaften der För- 
derländer sind vor allem folgende Maßnahmen vor- 
gesehen: 

— Die Bundesregierung wird die Bemühungen um 
eine eigene Rohölbasis fortsetzen. Nach den Er- 
folgen des Jahres 1975 — es wurden in Alge- 
rien, Ägypten, in der britischen Nordsee und 
in Trinidad Öl und Gas gefunden — ■ wird der 
Schwerpunkt der Aktivitäten der DEMINEX in 
diesen Gebieten liegen. Die Bundesregierung 
wird darüber hinaus die DEMINEX in ihren Be- 
mühungen unterstützen, ihre jetzige Position in 
der Nordsee und angrenzenden Gebieten weiter 
auszubauen. 

— Die Bundesrohölreserve von derzeit ca. 2,5 Mil- 
lionen t wird auf voraussichtlich 3,4 Millionen t 
Ende 1976 aufgestockt. Hiermit wird die Vor- 
beugung gegen erneute Versorgungsstörungen 
verstärkt. 

— Die gesetzliche Pflichtbevorratung mit Mineral- 
öl wird ab 1. Oktober 1976 voll wirksam. Für 
Raffinerien erhöht sie sich von derzeit 65 auf 
90 Tage und für abhängige Importeure von 45 
auf 70 Tage. Die unabhängigen Importeure wer- 
den erstmals der Bevorratungspflicht unterwor- 
fen. Neue Überprüfungen haben gezeigt, daß 
die bisher beabsichtigte Regelung für unabhän- 
gige Importeure (25 Tage) zu Wettbewerbsvor- 
teilen für diese Gruppe führen würde. Diese 
Wettbewerbsverzerrungen sollen abgebaut wer- 
den, um einen dauerhaften Wettbewerbsnach- 
teil für die Mineralölverarbeitung innerhalb der 
Bundesrepublik zu vermeiden. Hiermit wird der 
Mineralölwirtschaft die Anpassung an die neuen 
strukturellen Gegebenheiten erleichtert. 

— Durch die exzessiven Weltmarktpreiserhöhungen 
für öl — und als Folge hiervon für Erdgas — 
sind Vorteile für die inländischen Erdgas- und 
Erdölproduzenten entstanden. Die Bundesregie- 
rung bereitet die Einführung einer wirtschafts- 
verwaltungsrechtlichen Abgabe auf diese Vor- 
teile vor. 

— Daneben wird die Bundesregierung auch 1976 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Bemühungen 
der in der Bundesrepublik tätigen öl- und Gas- 
gesellschaften um eine engere Zusammenarbeit 
mit den nationalen Gesellschaften der Förder- 
länder unterstützen. 


Steinkohle 

38 . Um dem deutsdien Steinkohlenbergbau den 
Anschluß an eine günstigere Konjunkturentwick- 
lung zu ermöglidien, werden folgende Maßnahmen 
ergriffen: 

— 1976 wird eine Steinkohlenreserve von 10 Mil- 
lionen t gebildet. Es handelt sich um eine Vor- 
ziehung gegenüber der Ankündigung in der 
Fortschreibung des Energieprogramms, in der 
ein Aufbau ab 1977, mit 2 Millionen t begin- 
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nend und 1980 mit 10 Millionen t endend, vor- 
gesehen war. Damit wird nicht nur dem deut- 
schen Bergbau in der besonderen konjunktur- 
bedingten Situation eine Hilfe gegeben, sondern 
gleichzeitig das Krisenvorsorgesystem in der 
Bundesrepublik wirksamer gemacht. 

— Die Einfuhren von Kohle aus Ländern außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft werden 1976 auf 
das Niveau von 1975 beschränkt. Die zollfreien 
Einfuhrkontingente für 1976 werden entspre- 
chend angepaßt. Dies bedeutet, daß für 1976 
keine zusätzlichen Importmöglichkeiten beste- 
hen. 

Die Anschlußregelung für das Ende 1976 aus- 
laufende Kohlezollkontingentgesetz ist dem Par- 
lament zugeleitet worden. Sie sieht im wesent- 
lichen eine Verlängerung der bisherigen Rege- 
lung bis 1981 vor. 

Die Bundesregierung rückt damit nicht von der 
in der Fortschreibung des Energieprogramms dar- 
gelegten mittelfristigen Politik ab, der Eisen- 
und Stahlindustrie, die sich bereits am Welt- 
markt engagiert, die Einfuhr von jährlich bis zu 
3 Millionen t Kokskohle zu ermöglichen. Vor- 
aussetzung hierfür ist allerdings, daß eine Eini- 
gung der Hüttenvertragspartner Kohle und Stahl 
über ihre Lieferbeziehungen erfolgt. 

— Infolge der konjunkturellen Entwicklung, ver- 
bunden mit einem wachsenden Einsatz von Erd- 
gas und Kernenergie in der Elektrizitätswirt- 
schaft, würde 1976 ohne zusätzliche Maßnahmen 
voraussichtlich weit weniger Kohle verströmt 
werden, als im Rahmen des 3. Verstromungsge- 
setzes erwartet wurde. Die Bundesregierung hat 
deshalb beschlossen, für 1976/77 die Anreize zum 
Einsatz von deutscher Kohle in Kraftwerken 
wesentlich zu verstärken. Die Elektrizitätswirt- 
schaft hat in diesem Zusammenhang für 1976 
die Abnahme von 28 Millionen t unter der Vor- 
aussetzung zugesagt, daß entstehende Mehr- 
kosten des Kohleeinsatzes ausgeglichen werden. 
In dieser Summe sind 2 Millionen t Steinkohlen- 
einheiten in Form einer zusätzlichen Halde der 
Elektrizitätswirtschaft enthalten. 

Zur Erreichung des Verstromungszieles wird der 
Mehrkostenausgleich für Betriebskosten für 
ältere Kohlekraftwerke gegenüber Ölkraftwer- 
ken von 5 DM/t auf 20 DM/t und für Kraftwerke, 
die der Regelung des 2. Verstromungsgesetzes 
unterliegen, von 20 DM/t auf 30 DM/t angehoben. 
Außerdem soll das 3. Verstromungsgesetz in fol- 
genden Punkten geändert werden: 

— Die Abrechnungszeiträume für den Mehr- 
kostenausgleich Kohle/Öl werden verkürzt. 
Hierdurch wird für das Unternehmen die 
Übersicht über die effektiven Einsatzkosten 
der Steinkohle verbessert und damit ein 
Hemmnis für den Einsatz von Kohle besei- 
tigt. 

— Die Förderung des Kohleeinsatzes wird auf 
die bisher ausgenommenen Steinkohlenkraft- 
werke mit einer Leistung bis zu 10 MW aus- 
gedehnt. 


— Neu aufgenommen werden Vorschriften, die 
die Bundesregierung in Einzelfällen ermächti- 
gen, einen über den Ausgleich zum Heizöl 
hinausgehenden finanziellen Anreiz zum Ein- 
satz von Steinkohle für einen befristeten 
Zeitraum zu gewähren. 


Kernenergie 

39 . Die Ausbaupläne bei Kernkraftwerken entspre- 
chen weitgehend den Erwartungen und absehbaren 
Notwendigkeiten. Entscheidende Aufgabe ist nach 
wie vor die Überwindung von Hindernissen für die 
Entwicklung der Kernenergie. Dabei geht es auch 
um die weitere Erfüllung der in Textziffer 63 der 
1. Fortschreibung des Energieprogramms genannten 
Voraussetzungen. Die Bundesregierung wird ihre 
Informationstätigkeit vor allem über Fragen hin- 
sichtlich der Notwendigkeit und Sicherheit der 
Kernenergie im kommenden Jahr verstärken. Sie ist 
der Auffassung, daß der Ausbau der Kernenergie 
auf dem Konsens einer breiten Mehrheit der Be- 
völkerung beruhen muß. Um den bereits jetzt er- 
reichten hohen Sicherheitsstandard noch weiter zu 
vervollkommnen, wird die Forschung auf diesem 
Gebiet intensiv gefördert werden. Weiter wird mit 
der Schließung des Brennstoffkreislaufs (Uranan- 
reicherung, Wiederaufbereitung von Brennelemen- 
ten und Lagerung radioaktiver Abfälle) die für eine 
verstärkte Nutzung der Kernenergie erforderliche 
Infrastruktur sichergestellt werden. 


Energieeinsparung 

40 . Das Gesetz zur Einsparung von Energie in 
Wohngebäuden ist dem Parlament zugeleitet wor- 
den. Die Bundesregierung rechnet mit seiner Ver- 
abschiedung noch in dieser Legislaturperiode. Auf- 
grund des Gesetzes sollen 1976 dann Verordnungen 
für Wärmedämmungen in Neubauten und für eine 
Verbesserung von Heizungssystemen erlassen wer- 
den. Außerdem wird die Bundesregierung ihre Auf- 
klärung über Einsparmöglichkeiten im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten fortsetzen. 


Energieforschung 

41 . Seit der Verstärkung der Forschungstätigkeit 
im Energiebereich durch die Einbeziehung der nicht- 
nuklearen Forschung konnten nunmehr zwei Jahre 
wichtige Erfahrungen, z. B. in der besseren Nutzung 
von Kohle und Abwärme, gesammelt werden. Auf 
dieser Basis wird die Bundesregierung im kommen- 
den Jahr ein Energieforschungsprogramm für die 
Jahre 1977 bis 1980 vorlegen, das alle Bereiche der 
Energieforschung und -technologie einschließlich 
der in den Atomprogrammen behandelten Kern- 
energieentwicklung zusammenfaßt. 

Die Energiepolitik der Bundesregierung kann ange- 
sichts des hohen internationalen Verflechtungsgra- 
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des der Bundesrepublik nicht allein auf nationale 
Maßnahmen ausgerichtet sein. Die Bundesregierung 
hält im Interesse der heimischen Versorgung Fort- 
schritte im internationalen Bereich für äußerst drin- 
gend. 


Europäische Energiepolitik 

42 . Die Bundesrepublik hat, wie auch die anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, ein 
vitales Interesse an der Absicherung der Energie- 
versorgung in Europa. Sie legt daher großes Ge- 
wicht auf Fortschritte bei der Erarbeitung einer ge- 
meinschaftlichen Energiepolitik. Die Ratsentschlie- 
ßungen über Ziele und Maßnahmen dieser Politik 
bis 1985 haben einen Orientierungsrahmen gege- 
ben. Die grundsätzlichen Beschlüsse des Euro- 
päischen Rates vom 1./2. Dezember 1975 sind ein 
weiterer wichtiger Fortschritt. Sie sind von wesent- 
licher Bedeutung für das einheitliche Auftreten der 
Gemeinschaft im multilateralen Nord-Süd-Dialog, 
aber auch für den Schutz und die Entwicklung der 
gemeinschaftlichen Energiequellen sowie für ein 
solidarisches Verhalten im Krisenfall. 1976 wird es 
darum gehen, diese Beschlüsse des Europäischen 
Rates in konkrete Maßnahmen umzusetzen. Die Bun- 
desregierung wird dabei besonderes Gewicht auf ein 
pragmatisches Vorgehen legen, das auch den Ver- 
pflichtungen Rechnung trägt, die acht Mitglied- 
staaten in der Internationalen Energie Agentur (lEA) 
übernommen haben. 

Außerdem hält die Bundesregierung 1976 für vor- 
dringlich: 

— eine Verbesserung der energiepolitischen Ko- 
ordinierung unter Einsatz der bestehenden In- 
strumente, damit Zielkonflikte und Doppelarbeit 
vermieden werden. Beispiele hierfür sind Fragen 
der Energieeinsparung und Konsultationen über 
künftige Raffineriekapazitäten. 

— Eine Verbesserung der Transparenz des Mineral- 
ölmarktes; ein entsprechendes System darf aller- 
dings weder Ansatzpunkt einer Preisintervention 
noch einer Doppelarbeit, z. B. im Hinblick auf 
das entsprechende lEA-System, sein. 

— Die Entwicklung einer gemeinschaftlichen Kohle- 
politik, die Gemeinschaftskohle als wesentlichen 
Sicherheitsfaktor durch langfristige Absatzgaran- 
tien zu kostendeckenden Preisen oder durch ein 
gemeinschaftliches Ausgleichssystem in gewis- 
sen Grenzen absichert. 


Internationale Energieagentur 

43 . In der Internationalen Energieagentur (lEA) 
wird 1976 die Durchführung des Programms für lang- 
fristige Zusammenarbeit im Mittelpunkt der Arbei- 
ten stehen. Der Verwaltungsrat der lEA hat in seiner 
Sitzung am 19. Dezember 1975 erneut über den Ent- 
wurf dieses Programms, das sich auf die Entwick- 
lung alternativer Energiequellen, Maßnahmen zur 


Energieeinsparung sowie auf gemeinsame Forschung 
und Entwicklung im Energiebereich bezieht, bera- 
ten. Dabei wurde über die bisher noch offenen Fra- 
gen Verständigung erzielt. Die Entscheidung über 
die Annahme des Programms ist für Anfang 1976 
vorgesehen. 

Ein wesentliches Element des Programms ist die 
Einführung einer Preisuntergrenze für importiertes 
öl — der „minimum safeguard price" (MSP) — in 
Höhe von 7 S pro barrel fob zum Schutze von In- 
vestitionen zur Entwicklung alternativer Energie- 
quellen. Dem Prinzip des MSP hatte das Bundes- 
kabinett bereits im März 1975 zugestimmt. 

In engem Zusammenhang mit dem MSP steht die 
projektweise Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
von zusätzlicher Energie. Insbesondere die im Pro- 
gramm enthaltenen Leitlinien zur Förderung kon- 
kreter Projekte stellen erstmalig eine Erleichterung 
hierzu dar. Durch Annahme dieser Leitlinien geben 
die Mitgliedsländer zu erkennen, daß sie konkrete 
Kooperationsprojekte besonders unterstützen wol- 
len. 

Ein weiterer Programmpunkt ist die Zusammenar- 
beit in der lEA generell, d. h. sowohl für konkrete 
Projekte als auch für den freien Zugang zu den 
Energiemärkten, der durch allgemeine Maßstäbe 
und Verhaltensregeln erleichtert werden soll. 

Dem Programm kommt erhebliche Bedeutung im 
Verhältnis zu den Partnern in der lEA zu. Mit seiner 
Verabschiedung werden die bereits getroffenen Ver- 
einbarungen der lEA über ein Ölzuteilungssystem 
im Krisenfall und über die Transparenz des Ölmark- 
tes ergänzt. Es wird die Position der Industrieländer 
im Dialog mit den ölproduzierenden und anderen 
Entwicklungsländern festigen. Andererseits bedeu- 
tet es keine Konfrontation mit den Förderländern 
außerhalb der lEA, sondern kommt zugleich deren 
Forderungen an die Industrieländer nach einem 
möglichst sparsamen Umgang mit Energie und einer 
Verminderung der Inanspruchnahme der Welt- 
energieressourcen entgegen. 

Besonders wichtig für die Bundesrepublik ist, daß 
das Programm eine erste konkrete öption für einen 
möglichst funktionsfähigen Weltenergiemarkt dar- 
stellt und einen Rahmen für konkrete Unterneh- 
menskooperation eröffnet. Insofern wird es sich um 
eine Ergänzung der von der Bundesregierung auch 
im Dialog angestrebten erhöhten Sicherheit der 
Energieversorgung und einer besseren Vorherseh- 
barkeit der Entwicklung auf dem Weltenergiemarkt 
handeln. 


Konferenz über internationale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

44 . In der Vorkonferenz zur Konferenz für inter- 
nationale wirtschaftliche Zusammenarbeit (KIWZ 
oder auch „Nord-Süd-Dialog") hatten sich die be- 
teiligten Länder geeinigt, den Themenkreis nun- 
mehr nicht allein auf Energie zu beschränken, sondern 
zusätzlich Rohstoff-, Entwicklungs- und damit zu- 
sammenhängende Finanzfragen zu behandeln. Ener- 
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giepolitisches Hauptziel des Dialogs und insbeson- 
dere der europäischen Mitarbeit in der Energiekom- 
mission ist die Sicherung einer ausreichenden und 
kontinuierlichen Erdölversorgung zu angemessenen 
Preisen. 


Mittelstandspolitik 

45 . Die Mittelstandspolitik der Bundesregierung 
wird sich 1976 an drei Schwerpunkten orientieren: 

— Erstens an Maßnahmen zur Verbesserung der 
allgemeinen Rahmenbedingungen der wirtschaft- 
lichen und gesellschaftspolitischen Existenzchan- 
cen kleiner und mittlerer Unternehmen, 

— zweitens an Maßnahmen zur Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der mittelständischen Wirt- 
schaft, 

— drittens an Maßnahmen zur Verbesserung der 
betrieblichen Finanzierungsmöglichkeiten, 

Damit setzt die Bundesregierung 1976 ihre bisheri- 
ge Mittelstandspolitik fort, die Wettbewerbs- und 
Leistungsfähigkeit kleiner und mittlerer Unterneh- 
men im gesamtwirtschaftlichen Interesse zu stärken 
und so gleichzeitig die Voraussetzungen für eine 
funktionsfähige marktwirtschaftliche Ordnung zu er- 
halten. Diesem Ziel dient insbesondere auch die 
vorgesehene Einführung eines auf 5 Millionen DM 
begrenzten Verlustrücktrages bei der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer. 

Die mittelstandspolitischen Maßnahmen zur Lei- 
stungssteigerung kleiner und mittlerer Unternehmen 
werden 1976 weiter ausgebaut und fortentwickelt. 
Die Bundesregierung wird im Frühjahr 1976 zusam- 
men mit dem Mittelstandsbericht dem Deutschen 
Bundestag eine aktualisierte Fassung ihres Aktions- 
programms vorlegen. 

Zur Erleichterung der Finanzierung von Investitio- 
nen bei kleinen und mittleren Unternehmen, denen 
in der gegenwärtigen gesamtwirtschaftlichen Lage 
große wirtschaftspolitische Bedeutung zukommt, ist 
vorgesehen, die mittelstandsrelevanten Programme 
des ERP-Sondervermögens 1976 von 475 Millionen 
DM im Jahre 1975 auf 657 Millionen DM aufzustok- 
ken. 

Die Bundesregierung wird 1976 ihre Politik fort- 
setzen, die eine angemessene Berücksichtigung klei- 
ner und mittlerer Unternehmen bei der Vergabe 
Öffentlicher Aufträge zum Ziele hat. 

Um eine einheitliche Vergabepraxis innerhalb der 
Bundesverwaltung zu ereichen, bereitet die Bundes- 
regierung den Erlaß von Richtlinien zur angemes- 
senen Beteiligung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vor, die 
nach der Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) 
vergeben werden. Durch diese Richtlinien sollen ge- 
wisse Wettbewerbsvorteile, die Großunternehmen 
haben, zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen 
ausgeglichen werden; eine breite Auftragsstreuung 
trägt dazu bei, die strukturellen Voraussetzungen 
für den Wettbewerb zu verbessern. 


Regionale Strukturpolitik 

46 . Die Zusammenarbeit zwischen Bund undd Län- 
dern in der regionalen Strukturpolitik vollzieht 
sich im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". Trotz 
konjunkturbedingt ab ge sch Wächter Investitionsnei- 
gung konnten 1975 gewerbliche Investitionen in 
Höhe von rd. 8 Mrd. DM in wirtschaftsschwachen 
Regionen gefördert werden, durch die 50 000 neue 
Arbeitsplätze entstehen sollen. Auch der Ausbau der 
Infrastruktur wurde über die Gemeinschaftsaufgabe 
gefördert und über mehrere Sonderprogramme be- 
schleunigt. Der für diese Gemeinschaftsaufgabe zu- 
ständige Planungsausschuß hat im Dezember 1975 
den fünften Rahmenplan für den Zeitraum 1976 bis 
1979 beschlossen. Von den programmatischen Be- 
schlüssen sind von besonderer Bedeutung: 

— Der methodische und datenmäßige Ansatz zur 
Bestimmung von Fördergebieten wird fortge- 
schrieben, damit inzwischen eingetretenen struk- 
turellen und gesamtwirtschaftlichen Änderungen 
Rechnung getragen werden kann. Bei der Fort- 
schreibung auf den Zeitpunkt 1. Januar 1980 
geht es vor allem darum, die Ansätze zur Be- 
rechnung regionaler Erwerbsquoten und zur Er- 
fassung von Strukturveränderungen zu verbes- 
sern. Die Arbeiten sollen im Herbst 1976 abge- 
schlossen sein, sofern schwierige statistische Pro- 
bleme, die sich aus der kommunalen Neugliede- 
rung ergeben hatten, rechtzeitig gelöst werden 
können. 

— Bis zur Beschlußfassung über den nächsten Rah- 
menplan wird eine Erfolgskontrolle vorbereitet. 
Im Zusammenhang mit diesem Rahmenplan wird 
auch zu entscheiden sein, wo die Anpassungen 
vorzunehmen sein werden, die sich aus dem Be- 
schluß der Bundesregierung vom 10. September 
1975 über die Kürzung der Gemeinschaf tsauf- 
gaben-Mittel ergeben. Die Bundesregierung wird 
dafür Sorge tragen, daß die bevorzugte Förde- 
rung des Zonenrandgebietes weiterhin gesichert 
bleibt. 

Ein neues Element in der europäischen Regionalpo- 
litik stellt der EG-Ausschuß für Regionalpolitik dar. 
Das von ihm inzwischen aufgestellte „Schema für 
europäische Entwicklungsprogramme" sieht eine 
wirtschaftliche und soziale Analyse der Programm- 
gebiete und die Bestimmung der Entwicklungsziele 
und -aktionen vor. Zudem sollen die zur Verfügung 
stehenden Finanzmittel angegeben und die Durch- 
führung des Programms dargestellt werden. In den 
nächsten Monaten wird der Ausschuß Richtlinien für 
förderungswürdige Infrastrukturvorhaben erarbei- 
ten. Auf diese Weise soll die Effizienz des EG-Re- 
gionalfonds gesteigert und der Europäischen Kom- 
mission sollen bessere Beurteilungsmaßstäbe für die 
Auswahl solcher Vorhaben an die Hand gegeben 
werden. 


Wirtschaftsförderung Berlin 

47 . Auf der Basis des Viermächte-Abkommens ha- 
ben die beiden Berliner Wirtschaftsgespräche des 
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Bundeskanzlers im Dezember 1974 und Juni 1975 
mit führenden Vertretern der deutschen Wirtschaft, 
der Gewerkschaften sowie aus Politik und Verwal- 
tung deutliche Impulse gegeben. Das Ziel der Ge- 
spräche war die Verstärkung wirtschaftlicher Tätig- 
keiten in Schwerpunktbereichen, um die wirtschaft- 
liche Bilanz Berlins langfristig zu verbessern. For- 
schungs- und Entwicklungsprojekte, die in Berlin 
durchgeführt werden, werden von der Bundesregie- 
rung besonders gefördert. Die deutsche Wirtschaft 
hat darüber hinaus die Gründung eines Ost-West- 
Kooperationszentrums beschlossen. Ferner haben 37 
deutsche Konzerne Berlin-Beauftragte im Vorstands- 
rang bestellt, um dadurch die Möglichkeiten des 
Standorts Berlin verstärkt in ihre Dispositionen 
einzubeziehen. Dieser Kreis wird unter dem Vorsitz 
des Bundesministers für Wirtschaft den im Vorjahr 
begonnenen Gedankenaustausch 1976 fortsetzen, da- 
mit ein wirtschaftliches Berlin-Engagement auf brei- 
ter Basis gefördert wird. 

Die für die Berliner Wirtschaft eingesetzten Förde- 
rungsmittel reichen aus, die nach wie vor bestehen- 
den geographischen Standortnachteile der Stadt aus- 
zugleichen und wirtschaftliche Aktivität attraktiv zu 
fördern. Sie werden nach Substanz und Umfang er- 
halten bleiben. Die am 1. Januar 1976 in Kraft ge- 
tretene Novelle zum Berlinförderungsgesetz beein- 
trächtigt diesen Grundsatz nicht; einerseits wurden 
einige Präferenzen, deren Ausmaß strukturpolitisch 
nicht mehr voll gerechtfertigt war, auf ein besser 
vertretbares Maß zurückgenommen; andererseits 
wurden gezielte Präferenzverbesserungen bei den 
überregionalen Dienstleistungen und der Energie- 
versorgung vorgenommen. 

Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen 

48 . Im Jahre 1975 wurden, wie es die im Zusatz- 
protokoll zu Artikel 7 des Grundvertrages festge- 


legten Ziele vorsehen, Vereinbarungen über die 
Vereinfachung der Kontenführung beim Warenver- 
kehr, über die Gewährung gebundener Finanzkre- 
dite und über eine Regelung des Braunkohleabbaus 
im Grenzbereich bei Helmstedt getroffen. Damit 
sind die innerdeutschen Wirtschaftsbeziehungen ver- 
einfacht und zugleich weiter ausgebaut worden. Für 
1976 ist eine Erweiterung der als Bestandteil des 
Berliner Abkommens bestehenden Dienstleistungs- 
vereinbarung aus dem Jahre 1951 vorgesehen. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß die DDR be- 
reit ist, an der Lösung dieser seit langem erörterten 
Frage, die eine wichtige Voraussetzung für die 
Weiterentwicklung der innerdeutschen Wirtschafts- 
beziehungen ist, mitzuwirken. 

Die Bundesregierung erwartet, daß sich bei der 
zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit 1976 erste 
konkrete Fortschritte einstellen werden, nachdem 
1975 die Rahmenbedingungen für eine engere zwi- 
schenbetriebliche Zusammenarbeit geschaffen wor- 
den sind. Trotz der sich abzeichnenden Koopera- 
tionsabsprachen bleibt aber der Handel in der bis- 
herigen Form auch in Zukunft das Fundament der 
innerdeutschen Beziehungen. 

Für die Entwicklung im Jahre 1976 ist es von großer 
Bedeutung, daß es der DDR durch die Erhöhung der 
auf unserem Markt nachgefragten Leistungen ge- 
lingt, die Lücke zwischen den beiderseitigen Liefe- 
rungen wieder zu schließen. 1975 hatte sich im in- 
nerdeutschen Handel, vor allem im ersten Halbjahr, 
die Schere zwischen den beiderseitigen Leistungen 
wieder geöffnet. Durch einen Abbau des Ungleichge- 
wichts werden die Chancen für eine stetige rei- 
bungslose Weiterentwicklung des innerdeutschen 
Handels, die wichtiger erscheint als vorübergehend 
hohe Zuwachsraten, verbessert. 
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C. Stellungnahme der Bundesregierung zum Jahresgutachten 1975 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


49 , Der Sachverständigenrat hat der Bundesregie- 
rung am 24. November 1975 sein Jahresgutachten 
1975 übergeben, das den Titel „Vor dem Auf- 
schwung" trägt. 

— Der Rat unterstreicht in seiner Diagnose und 
Prognose der konjunkturellen Entwidclung, daß 
der Wirtschaftsaufschwung in greifbare Nähe ge- 
rückt sei. 

— Neben der Analyse der konjunkturellen Aspekte 
hat er auch die Bedingungen untersucht, unter 
denen eine gedeihliche Entwicklung der Wirt- 
schaft auf Jahre gesichert werden kann. Dabei 
wird deutlich, daß wesentliche Probleme nur im 
Rahmen einer mittelfristig ausgerichteten Wei- 
chenstellung zu lösen sind. 

— Der Rat setzt sich außerdem mit der Kritik aus- 
einander, die an der marktwirtschaftlichen Ord- 
nung oder ihr zugeschriebenen Symptomen ge- 
übt wird. 

Die Bundesregierung nimmt im folgenden zu diesen 
drei Problembereichen Stellung. Sie dankt dem Sach- 
verständigenrat für seine umfassende Analyse, die 
allen, die auf den Wirtschaftsprozeß Einfluß neh- 
men, für die Weichenstellung auf kurze und mittlere 
Sicht eine Entscheidungshilfe liefert. 


I. Wirkungsgrad der Globalsteuerung 

50 . Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Sachverständigenrates, daß die weltweite Inflation 
der letzten Jahre die gegenwärtigen Schwierigkei- 
ten wesentlich hervorgerufen hat. Sie stimmt auch 
der Analyse der Preissteigerungsursachen grund- 
sätzlich zu (Ziffern 63 ff.). 

Die entscheidenden außenwirtschaftlichen Gründe 
waren das zu lange internationale Festhalten am 
System der festen Wechselkurse und die Ölpreis- 
explosion. Daneben spielten binnenwirtschaftlich die 
Verschärfung der Verteilungsprobleme gegen Ende 
der sechziger Jahre und die gesteigerten Forderun- 
gen an den Staat ohne gleichzeitiges Zurückdrängen 
der Ansprüche des privaten Sektors an das Produk- 
tionspotential eine wesentliche Rolle. Die Inflations- 
gewöhnung trug ihrerseits maßgeblich zur Beschleu- 
nigung des Geldentwertungsprozesses bei. 

Schon frühzeitig hat die Bundesregierung den sich 
abzeichnenden Gefahren entgegengewirkt. Unver- 
züglich nach dem Übergang zum Blockfloating — am 
Beginn des Sommers 1973 — leitete sie in enger 
Zusammenarbeit mit der Bundesbank entschiedene 
Schritte zur Preisdämpfung ein. 

Der bald darauf einsetzende Stabilisierungsprozeß 
wurde durch die Ölkrise vom Herbst 1973 jäh un- 


terbrochen. Das Preisklima verschlechterte sich noch- 
mals, und es entstanden neue internationale Ver- 
teilungsprobleme. Zugleich wuchs die Gefahr, daß 
die Abschwächungstendenzen in eine kumulative 
Abwärtsbewegung einmündeten. Bundesregierung 
und Bundesbank stimmten damals um der länger- 
fristigen Sicherung von Stabilität und Wachstum 
willen gleichwohl darin überein, von dem eingeleite- 
ten Stabilisierungskurs generell nicht abzugehen, 
sondern nur die restriktiven finanzpolitischen Maß- 
nahmen vom Mai 1973 aufzuheben. 

51 . Zur Lage unserer wichtigsten Handelspartner 
weist der Sachverständigenrat zu Recht darauf hin, 
daß bei ihnen die inflationäre Entwicklung zumeist 
noch erheblich stärker war und vielfach durch hohe 
Zahlungsbilanzdefizite erschwert wurde. 

In vielen Ländern kam es Ende der 60er und An- 
fang der 70er Jahre zu erheblichen gesamtwirtschaft- 
lichen Spannungen, die zwar noch Produktionsstei- 
gerungen zuließen, sich aber vor allem in zuneh- 
menden und zumeist erheblich höheren Preissteige- 
rungsraten als in der Bundesrepublik niederschlu- 
gen. Das System der festen Wechselkurse übertrug 
diese Spannungen sehr rasch und direkt von Land 
zu Land. So ergab sich weltweit nicht nur eine 
Synchronisation des Inflationsprozesses, sondern 
weitgehend auch des Konjunkturzyklus. Die Bundes- 
regierung ist mit dem Sachverständigenrat der Auf- 
fassung, daß ein Land für sich in einer solchen 
Lage bei festen Wechselkursen keine wirksame Sta- 
bilitätspolitik betreiben kann (Ziffer 73). 

52 . Auch im Ausland reagierte die Wirtschaftspoli- 
tik schließlich — wenn auch erst bei durchweg zwei- 
stelligen Preissteigerungsraten — auf die Gefähr- 
lichkeit der Inflation. Im Laufe des Jahres 1974 gin- 
gen zunehmend mehr Staaten zu einer Politik der 
Nachfragedämpfung über. Nun wurden die Probleme 
weltweit offenbar: 

— Produktionsfaktoren waren fehlgeleitet; die 
Energieverteuerung brachte einen erheblichen 
Umstrukturierungsbedarf. 

— Mit den Veränderungen der Wechselkurse und 
dem Übergang zum „Floating" entstand ein An- 
passungszwang bei den Handelsströmen. 

— Mit der nun fast überall verfolgten restriktiven 
Kreditpolitik und mit dem alsbald eingetretenen 
Ende der Rohstoffpreishausse ergab sich weltweit 
ein drastischer Abbau der spekulativen Lager- 
haltung. 

Dem Sachverständigenrat ist zuzustimmen, daß es 
infolgedessen weltweit zu sich wechselseitig ver- 
stärkenden Abschwungs- und schließlich Rezessions- 
tendenzen kam und dies dazu führte, daß der in der 
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Bundesrepublik bis dahin insgesamt noch ruhig ab- 
laufende Entzerrungsprozeß in eine Rezession ein- 
mündete. 

53 . „Es hat sich gezeigt, daß die inflationäre Ent- 
wicklung der vergangenen Jahre letztlich mit einer 
Sicherung von Vollbeschäftigung und Wirtschafts- 
wachstum nicht vereinbar war". Dieser Erkenntnis 

— sie wurde von der Bundesregierung bereits in der 
Stellungnahme zum Gutachten des Sachverständi- 
genrates vom Jahre 1974 formuliert (Jahreswirt- 
schaftsbericht 1975, Ziffer 55) — trug die deutsche 
Wirtschaftspolitik des Jahres 1975 Rechnung. 

Die Bundesregierung hat deshalb in enger Zusam- 
menarbeit mit der Deutschen Bundesbank den drän- 
genden Wünschen vieler Gruppen nach stärkerer 
Expansionspolitik — über die unternommenen 
Schritte hinaus — nicht nachgegeben — auch dann 
nicht, als sich die erhoffte Konjunkturerholung ver- 
zögerte. Im Ergebnis wäre mit einer stärkeren ex- 
pansiven Politik für die Wiedergewinnung eines 
dauerhaft besseren Wirtschaftswachstums und Be- 
schäftigungsstandes nichts Entscheidendes gewon- 
nen worden. Dagegen hätte sich der Preisauftrieb 
wahrscheinlich wieder beschleunigt, und das bis jetzt 
erworbene Vertrauen in die auf mittlere Frist ange- 
legte Politik der Stabilisierung und der Verbesse- 
rung der Wachstumsbedingungen wäre erschüttert 
worden. Die Gefahr neuer Fehlallokationen wäre da- 
mit wieder größer geworden. 

Der Sachverständigenrat teilt in seinem Gutachten 
diese Sicht der Bundesregierung. Gestützt auf seine 
eingehende Analyse der aktuellen Konjunkturlage 
und der zu erwartenden Entwicklung urteilt er sinn- 
gemäß: 

— Allein aus kurzfristiger beschäftigungspolitischer 
Sicht hätte man zwar mehr wünschen können, 
in keinem Falle aber hätte der Staat die vor allem 
vom Ausland gerissene Nachfragelücke füllen 
können. Das zu unternehmen hätte bedeutet, 
falsche Signale für die mittelfristige Angebots- 
struktur zu setzen. Eine expansivere Politik 
hätte zudem dazu beigetragen, die Privaten an- 
gesichts der ohnehin hohen Staatsdefizite hin- 
sichtlich des Stabilisierungswillens der Regierung 
zu verunsichern (Ziffern 85 ff., 228 f.). 

— Die Bundesbank hat ihre Aufgabe, die monetären 
Voraussetzungen für einen neuen Aufschwung zu 
schaffen, ohne die sichtbar gewordenen Erfolge 
aufs Spiel zu setzen, erfüllt (Ziffern 175 ff.). 

54 . Der Sachverständigenrat bezeichnet die jüngste 
Vergangenheit als „Reinigungskrise der Global- 
steuerung" (Ziffern 375 ff.). Da der gegenwärtige 
Normalisierungsvorgang mit Härten verbunden ist, 
stellt der Rat die Frage, ob der hohe Rang des Geld- 
wertes im Zielkatalog bei diesen Reibungsverlusten 
des Stabilisierungsprozesses gerechtfertigt sei. Dem 
Sachverständigenrat muß zugestimmt werden, daß 
diese Lasten nach Lage der Dinge nicht vermeidbar 
waren; die Alternative zu den energischen Stabili- 
sierungsanstrengungen wäre nicht die Vermeidung 
der eingetretenen Lasten gewesen, sondern eine 
weiter sich beschleunigende Geldentwertung mit 
nachfolgenden noch größeren Gefahren für die Be- 


schäftigung und letzlich für die Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftsordnung. 

55 . Die Sachverständigen behandeln in ihrem Jah- 
resgutachten den Verteilungskampf im Zusammen- 
hang mit der Verstärkung des Preisauftriebs (Zif- 
fer 379). Dabei muß auch gesehen werden, daß die 
Verhaltensweisen der jeweiligen Gruppen oder In- 
stitutionen von den ökonomischen Gesamtbedingun- 
gen abhängen. Mit den währungspolitischen Ent- 
scheidungen vom Frühjahr 1973 und der damit mög- 
lich gewordenen Politik zur Eingrenzung der Preis- 
erhöhungsspielräume haben sich die Rahmenbedin- 
gungen für das Verhalten vom Staat, Tarifparteien 
und Konsumenten grundlegend verändert. Insbeson- 
dere die monetäre Grenzziehung hat die im System 
fester Wechselkurse lange Zeit vernachlässigte 
Systemstrenge wiederhergestellt, bei der ein der 
gesamtwirtschaftlichen Situation nicht mehr Rech- 
nung tragendes Fehlverhalten schon verhältnismä- 
ßig rasch zu Korrekturen zwingt. Bundesregierung 
und Bundesbank haben rechtzeitig auf diese verän- 
derten Bedingungen hingewiesen. 

Sofern künftig wieder die Gefahr von Abweichun- 
gen vom gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht be- 
steht, müssen rechtzeitig die entsprechenden wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen ergriffen werden. 
Allerdings wäre ein sich ständig aufsummierender, 
erhöhter Handlungsbedarf des Staates zur Regulie- 
rung des Wirtschaftsablaufs nicht Ausdruck einer 
funktionierenden „Globalsteuerung". Folgte man der 
Linie des unaufhörlichen Gegensteuerns, so lähmte 
der Staat leicht spontane Initiative, da ein allgemei- 
ner Erwartungshorizont aufgebaut würde, wonach 
jedermann auf Prämien, Zulagen oder sonstige Sub- 
ventionen warten dürfte. Beispiele im Ausland zei- 
gen, zu welcher allgemeinen Lähmung dabei schließ- 
lich die Eliminierung der Marktimpulse führt. Die 
Bundesregierung unterstreicht deshalb die Bedeu- 
tung einer mehr mittelfristigen Orientierung der 
Wirtschaftspolitik. 

56 . Die Bundesregierung begrüßt die eingehende 
Würdigung der Finanzpolitik im Jahresgutachten 
1975. Wie der Sachverständigenrat hervorhebt, 
stellten 1975 die Ausgaben des Staates neben den 
steuerpolitischen Maßnahmen die wichtigste kon- 
junkturelle Stütze für Nachfrage und Beschäftigung 
dar. Er weist aber auch zu Recht auf Grenzen der 
Möglichkeiten zur Rezessionsbekämpfung mit 
finanzpolitischen Mitteln hin, indem er z. B. die 
negativen Erwartungen anspricht, die mit höheren 
Finanzierungsdefiziten aus konjunkturpolitischen 
Zielsetzungen heraus verbunden gewesen wären. 
Bereits 1975 zeichnete sich für die Finanzpolitik der 
Zwang ab, der mittelfristig anstehenden Konsolidie- 
rungsaufgabe gerecht zu werden und gleichzeitig 
eine konjunkturell orientierte expansive Ausgaben- 
gestaltung vorzunehmen. Die haushaltspolitische 
Linie des Jahres 1976 sollte auch nach Meinung des 
Sachverständigenrates durch „Expansion und Kon- 
solidierung zugleich" gekennzeichnet sein. Die Bun- 
desregierung hat dieser Aufgabe durch ihre Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
sowie durch Vorlage des Haushaltsstrukturgesetzes 
Rechnung getragen und die Ausgabenrate des Ent- 
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Wurfs des Bundeshaushalts erheblich verringert. Das 
hohe Finanzierungsdefizit beim Bund ebenso wie bei 
Ländern und Gemeinden kann aber nach dem gegen- 
wärtigen Informationsstand 1976 noch nicht zurück- 
geführt werden. Die Bundesregierung ist mit dem 
Rat der Meinung, daß die hiermit verbundene wei- 
tere Kreditaufnahme ohne Gefährdung der konjunk- 
turellen Aufwärtsbewegung möglich ist. 

Zur Würdigung der Finanzpolitik der vorangegan- 
genen Jahre durch den Rat weist die Bundesregie- 
rung darauf hin, daß dabei teilweise die internatio- 
nalen Abhängigkeiten und Zwangsläufigkeiten zu 
wenig in Rechnung gestellt wurden und im übrigen 
Entwicklungstendenzen im nachhinein immer ein- 
deutiger beurteilt werden können als zum jeweili- 
gen Entscheidungszeitpunkt. Wirtschaftliche Pro- 
gnosen, aufgrund derer die Regierung ihre Maßnah- 
men ergreifen muß, sind notwendigerweise mit Un- 
sicherheiten behaftet, ganz abgesehen von den be- 
grenzten konjunkturpolitischen Beeinflussungsmög- 
lichkeiten; darauf muß auch im Zusammenhang mit 
der Entwicklung der öffentlichen Investitionen hin- 
gewiesen werden. Immerhin ist es — im Gegensatz 
zu 1967 — im vergangenen Jahr gelungen, den An- 
teil der öffentlichen Investitionen am Bruttosozial- 
produkt gegenüber dem hohen Vorjahresniveau 
nicht absinken zu lassen. Auf die nicht unbegrenzt 
konjunkturpolitische Steuerungsmöglichkeit öffent- 
licher Investitionen hatte der Sachverständigenrat 
in vorausgehenden Gutachten bereits mehrfach hin- 
gewiesen, 

57 , In seinem Jahresgutachten 1975 beurteilt der 
Sachverständigenrat die Steuerpolitik der Bundesre- 
gierung in den Jahren 1974/75 im allgemeinen posi- 
tiv. 

Er bestätigt überdies die erheblichen Entlastungswir- 
kungen der Steuerreform. Zu begrüßen ist in diesem 
Zusammenhang insbesondere sein Hinweis, daß die 
Entlastungen bei der Einkommensteuer die infla- 
tionsbedingten Mehrbelastungen der vergangenen 
Jahre mehr als ausgeglichen haben, so daß sich auch 
real Steuererleichterungen ergaben (Ziffer 134). 
Ebenso bestätigt seine Aussage, die durch die Steu- 
erreform herbeigeführte Steigerung der verfügbaren 
Einkommen habe die konj unk turpoli tische Aufgabe 
der Finanzpolitik in 1975 — Stützung der Nach- 
frage auf breiter Front — erleichtert, die Steuer- 
politik der Bundesregierung (Ziffer 205). 

Grundsätzliche Zustimmung des Sachverständigen- 
rates fand ebenfalls der von der Bundesregierung 
eingeschlagene Weg zur Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte — Ausgabenkürzungen und Steuer- 
erhöhungen. Dem Hinweis, bei einem Scheitern der 
beabsichtigten Steuererhöhungen seien in den Jah- 
ren nach 1976 weitere gravierende Ausgabenkürzun- 
gen notwendig, ist beizupflichteii (Ziffer 439). 

58 , Die Bundesregierung begrüßt die positive Beur- 
teilung der Geldpolitik durch den Sachverständigen- 
rat (Ziffern 175 ff., 202). Die Bundesbank hat die 
monetären Voraussetzungen für einen stabilitäts- 
gerechten Aufschwung geschaffen. Das Festhalten 
am ursprünglich gesetzten Ziel für die Geldmengen- 
expansion entsprach der neuen monetären Konzep- 


tion und war auch notwendig als das reale Brutto- 
sozialprodukt hinter den Erwartungen zurückblieb: 
Eine Zurücknahme des Geldmengenziels in 1975 
hätte ein prozyklisches Verhalten der Bundesbank 
bedeutet. Zeitweise Abweichungen von der Zielrate 
wie z. B. am Jahresende 1975 können hingenommen 
werden, solange die Orientierung am angestrebten 
Ziel nicht aufgegeben wird. 

Die bisherigen Erfahrungen mit einer Zielvorgabe 
für die monetäre Expansion rechtfertigen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung eine Fortsetzung die- 
ser Politik. Die Bundesregierung stimmt dabei 
grundsätzlich der Empfehlung des Sachverständigen- 
rates zu, die mittelfristige Expansion der Zentral- 
bankgeldmenge mit dem Ziel der Verstetigung am 
Wachstum des Produktionspotentials unter Berück- 
sichtigung der als unvermeidlich anzusehenden 
Preissteigerung zu orientieren (Ziffern 402 ff.). 

Der Rat weist zu Recht darauf hin, daß der Einbruch 
der Auslandsnachfrage und ungünstige Erwartun- 
gen die Wirkung der monetären Impulse vermindert 
haben. Diese Faktoren wiegen um so schwerer, je 
stärker die konjunkturelle Abschwächung ist und 
können von der Geldpolitik, wenn überhaupt direkt, 
dann nur auf längere Sicht beeinflußt werden. So 
spricht vieles für die These des Rates, daß selbst ein 
noch stärkeres Absinken des Zinsniveaus, als es 
sich bei der relativen Position von Kapitalnachfra- 
gern und Kapitalanbietern durchzusetzen vermochte, 
kaum zu einer wesentlichen Stimulierung der priva- 
ten Ausgabenentscheidungen geführt hätte (Ziffern 
84, 183, 187 ff.). 

Die 1975 betriebene Offenmarktpolitik der Bundes- 
bank in langfristigen Wertpapieren hat sicherlich 
dazu beigetragen, das langfristige Zinsniveau zu 
stabilisieren (Ziffer 203). Die Wertung des Rates, daß 
diese Politik letztlich ein Mittel der Mengensteue- 
rung war, wird von der Bundesregierung geteilt. 

59 , Die grundsätzlich optimistische Stellungnahme 
des Sachverständigenrates zum Kapitalmarkt und 
zur Entwicklung der öffentlichen Verschuldung in 
den Jahren 1975 und 1976 stimmt mit der Auffassung 
der Bundesregierung überein. Der Bund ist bei sei- 
ner Kreditaufnahme weitgehend nach dem vom Rat 
als richtig angesehenen Konzept vorgegangen. Auch 
schon im ersten Halbjahr 1975 wurde ein beträcht- 
licher Teil der Kredite im kürzerfristigen Bereich 
aufgenommen. Dabei ist zu beachten, daß die Bun- 
desschatzbriefe, die schon spätestens nach einem 
Jahr ohne Kursrisiko zurückgegeben werden kön- 
nen, nicht ausschließlich dem langfristigen Bereich 
zuzuordnen sind. Im übrigen hat die Bevorzugung 
von Schuldtiteln kurzer Fristen durch die Kredit- 
geber inzwischen wieder etwas nachgelassen. Die 
Bundesregierung wird sich — wie schon bisher — ■ in 
Übereinstimmung mit den Überlegungen des Rates 
um eine möglichst flexible Schuldenpolitik bemühen. 

60 , Die Bundesregierung teilt und begrüßt die Fest- 
stellung des Rates, daß die gegenwärtige Weltwäh- 
rungsordnung „trotz der tiefgreifenden Wandlun- 
gen, die die Weltwirtschaft in den letzten Jahren 
kennzeichneten, gut funktionierte" (Ziffer 49). Dies 
schließt Bemühungen um eine größere Stabilität in 
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den grundlegenden Wirtschafts- und Finanzbezie- 
hungen der Weltwirtschaft nicht auSf solche Bemüh- 
hungen können auch Maßnahmen gegen erratische 
Wechselkursbewegungen einbeziehen. Mißverständ- 
lich interpretiert würde das in Rambouillet erzielte 
Einvernehmen jedoch, wollte man hieraus die Ab- 
sicht zu einer gezielten Stabilisierung von Wechsel- 
kursniveaus herauslesen, „die von den mittelfristi- 
gen Marktbedingungen her nicht gerechtfertigt sind" 
(Ziffer 422). Es kann auch nicht Absicht von Bundes- 
regierung und Bundesbank sein, „die Wechselkurs- 
wirkungen von Änderungen in den Zinsdifferenzen 
(zu vermeiden)" (Ziffer 421). Vielmehr wird es künf- 
tig in verstärktem Maße darum gehen, „gestörten 
Marktbedingungen oder unberechenbaren Wechsel- 
kursschwankungen entgegenzuwirken" (Erklärung 
von Rambouillet, Ziffer 12). 

61 . Die Bundesregierung teilt die Vermutung im 
Jahresgutachten, „daß die Leistungsbilanzprobleme 
der Industrieländer auf kurze Frist noch keineswegs 
ausgeräumt sind" (Ziffer 45). Zu Recht weist der Rat 
darauf hin, daß die Gefahr wieder zunehmender De- 
fizite um so größer sein wird, „je eher die Stabilisie- 
rungsprozesse im Verlauf des Aufschwungs abge- 
brochen werden". Ermutigend ist in diesem Zusam- 
menhang die Feststellung (Ziffer 42), daß es bisher 
den Anschein hat, daß „kaum ein Land bereit ist, 
seine teuer erkauften Erfolge im Kampf gegen die 
Inflation wieder preiszugeben". Die Bundesregie- 
rung selbst wird ihre Bemühungen um mehr Preis- 
stabilität gerade um des längerfristigen Wachstums 
und der Beschäftigung willen konsequent fortsetzen; 
sie wird ferner auch weiterhin im Rahmen bilatera- 
ler und multilateraler Kontakte die Bemühungen um 
eine gleichgerichtete Stabilitätspolitik ihrer Welt- 
handelspartner unterstützen. 

62 . Die Bundesregierung bestätigt die Ansicht des 
Rates, daß im Jahre 1975 in den Ländern der Euro- 
päischen Gemeinschaft die Einsicht wieder an Boden 
gewann, daß sich gesamtwirtschaftliche Probleme 
leichter gemeinsam bewältigen lassen. Zugleich hat 
es erneut Beispiele dafür gegeben, daß der Wille zur 
Gemeinsamkeit dort jedoch nach wie vor rasch an 
Grenzen stößt, wo nationale Interessen auf dem Spiel 
stehen. Für beides war die Tagung des Europäischen 
Rates Anfang Dezember 1975 ein Beispiel; insgesamt 
sieht die Bundesregierung jedoch gewisse Fort- 
schritte in der Konsolidierung der Integrationsbe- 
mühungen. 

63 . Im Hinblick auf den europäischen Währungs- 
verbund („Schlange") betonen die Sachverständigen 
zu Recht, daß sich seine Mitglieder dem Zwang aus- 
setzen müssen, der Stabilitätspolitik der Partnerlän- 
der zu folgen. Die Bundesregierung stimmt der Fest- 
stellung zu, daß „dies und die Solidaritätspflicht in 
den Beistandsversprechen . . . jedes Mitglied weni- 
ger anfällig gegenüber Störungen" machen (Zif- 
fer 420). 

Die Bundesregierung hat deshalb darauf hingewirkt, 
daß die auf Stabilität ausgerichteten Regeln des 
Währungsverbundes nicht aufgeweicht werden. Ent- 
gegen der Darstellung des Sachverständigenrates in 


Ziffer 417 des Gutachtens sind die Höhe der Bei- 
standskredite und die Länge des Zeitraums bis zum 
Saldenausgleich nicht generell erweitert worden. Die 
Bundesregierung hat bei Rückkehr des Französischen 
Franken in "die Schlange lediglich zugestimmt, daß 
die schon bisher zwischen den jeweiligen Partnern 
mögliche und praktizierte Verlängerung der Salden- 
ausgleichsfrist in Zukunft nicht mehr vereinbart wer- 
den muß, sondern auf Antrag des Schuldners ge- 
währt wird. Die Bundesregierung konnte dieser Än- 
derung zustimmen, weil gleichzeitig eine Plafon- 
dierung der Beträge bis zur Höhe der Quote beim 
kurzfristigen Währungsbeistand eingeführt und eine 
laufend wiederholte Inanspruchnahme dieser quasi- 
automatischen Verlängerungsmöglichkeit zeitlich 
auf sechs Monate begrenzt wurde. 


II. Weichenstellungen auf mittlere Sicht 

64 . In einer eingehenden Analyse setzt sich der 
Sachverständigenrat ausführlich mit der mittelfri- 
stigen wirtschaftlichen Problematik in der Bundes- 
republik auseinander. Er unterstreicht damit die 
Bedeutung, die einer an der mittleren Sicht ausge- 
richteten Weichenstellung für die weitere Entwick- 
lung zukommt, über die komplexen mittelfristigen 
Zusammenhänge zwischen Wachstum, Vollbeschäf- 
tigung, Investitionen, Staatstätigkeit und Einkom- 
mensentwicklung befindet sich die Bundesregierung 
seit Herbst letzten Jahres auch in einem Meinungs- 
austausch mit den in der Konzertierten Aktion ver- 
tretenen autonomen Gruppen. Die Bundesregie- 
rung will dem Ergebnis dieser Diskussion nicht 
vorgreifen. Die Auffassungen des Rates, die in wei- 
ten Bereichen mit den Vorstellungen der Bundes- 
regierung übereinstimmen, werden bei den weite- 
ren Erörterungen eine wertvolle Diskussionshilfe 
sein. 

65 . Wirtschaftspolitisches Kernproblem für die 
nächsten Jahre ist nach Ansicht des Sachverstän- 
digenrates die Wiederherstellung eines angemes- 
senen Wachstums und der Vollbeschäftigung. Daß 
dies prinzipiell erreichbar ist, wird vom Rat aus- 
drücklich bestätigt. Dem vielverbreiteten Wachs- 
tumspessimismus erteilt er eine klare Absage (Zif- 
fer 293). Bei einer kräftigen und nachhaltigen Bele- 
bung der Investitionstätigkeit sei auch längerfristig 
ein angemessenes Wachstum des Sozialprodukts 
möglich. 

Ebenso wie der Rat ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die Investitionen ein zentraler An- 
satzpunkt für die Wiederherstellung eines höheren 
Beschäftigungsstandes und eines größeren Wachs- 
tums darstellen (Ziffern 296 ff.). In den letzten Jah- 
ren hat sich das Arbeitsplatzangebot — nicht zuletzt 
auch als Folge struktureller Verwerfungen — er- 
heblich vermindert. Gleichzeitig ist das Produktions- 
potential nur noch langsam gewachsen. Konsequenz 
dieser Entwicklung war eine Zunahme der Arbeits- 
losigkeit, die über den Umfang hinausging, der 
durch die gesamtwirtschaftliche Nachfragerezes- 
sion bedingt ist. Dies verdeutlicht, daß allein mit 
einer konjunkturellen Ausweitung der Gesamtnach- 
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frage in einer Größenordnung, die die Rückkehr zu 
einem wieder „normalen" Auslastungsgrad der vor- 
handenen Produktionskapazitäten bringt, sich das 
Beschäftigungsproblem nicht lösen läßt. Zu berück- 
sichtigen ist auch, daß in den nächsten Jahren trotz 
des erwarteten Rückgangs der Ausländerbeschäf- 
tigung die Zahl der Erwerbspersonen steigen wird. 
Um wieder einen befriedigen Beschäftigungsstand 
zu erreichen, müssen deshalb zusätzliche Arbeits- 
plätze in erheblichem Umfang geschaffen werden. 
Dazu bedarf es vor allem einer deutlichen Zunahme 
der Investitionen in der gewerblichen Wirtschaft. 

66. Ob die erforderliche Stärkung der Investitions- 
tätigkeit tatsächlich zustande kommt, hängt nach 
Meinung des Rates vor allem von einer Stabilisie- 
rung der Erwartungen des Unternehmenssektors ab. 
Primär geht es dabei um die Ertragserwartungen, 
die ihrerseits maßgeblich von der auf mittlere Sicht 
erwarteten Lohnentwicklung bestimmt werden. 
Daneben sind aber nach Meinung des Rates auch 
staatlich determinierte Faktoren von Gewicht: Un- 
mittelbar die Entwicklung der Abgabenbelastung, 
außerdem aber auch die Gesetzgebung und nicht 
zuletzt eine größere Konstanz der Wirtschaftspoli- 
tik. Insgesamt meint der Rat, daß direkt wenig, indi- 
rekt aber sehr viel für die Investitionen getan wer- 
den könne. 

Aufmerksamkeit verdient die hohe Bedeutung, die 
der Rat einer auf mittlere Sicht den Investitions- 
erfordernissen Rechnung tragenden Einkommens- 
politik zumißt {Ziffern 305 ff.). Solange die Investo- 
ren nicht darauf vertrauen können, auch mittel- 
und längerfristig „auf ihre Kosten zu kommen", 
dürften die Chancen für eine ausreichende Investi- 
tionstätigkeit der Unternehmen und eine Besserung 
der Beschäftigungssituation gering sein. 

Dem häufig vorgebrachten Argument, hohe Lohn- 
steigerungsraten seien unschädlich für die Entwick- 
lung von Investitionen und Beschäftigung, da sie 
nicht nur Kosten, sondern gleichzeitig erhöhte Kauf- 
kraft darstellen, widerspricht der Rat mit Nach- 
druck (Ziffer 308). Er hält dies allenfalls auf kurze 
Frist für möglich. Auf mittlere Sicht würde eine 
forcierte Lohnpolitik lediglich in eine Entwertung 
der Lohnsteigerungen durch zunehmende Inflation 
und in Beschäftigungseinbußen mangels Investi- 
tionen einmünden. 

67 . Aus den grundsätzlichen Überlegungen zur mit- 
telfristigen Wachstums- und Beschäftigungsproble- 
matik leitet der Sachverständigenrat Schlußfolge- 
rungen für die Ausgestaltung verschiedener Be- 
reiche der Wirtschaftspolitik ab. Entsprechend der 
herausgehobenen Bedeutung einer adäquaten Lohn- 
politik für die Zukunftsperspektiven der Wirt- 
schdflsentwicklung fordert er, daß die Entgelte wie- 
der stärker im Zusammenhang mit Knappheit und 
Leistung stehen; das Vertrauen in die Funktions- 
fähigkeit dieser Verteilungskriterien müsse gefe- 
stigt werden. Die Bundesregierung teilt die Auffas- 
sung und Erwartung des Rates, daß die Einsicht in 
die Notwendigkeit einer Trendumkehr allenthalben 
gewachsen ist und daß die Tarifvertragsparteien 
— denen der Rat die Verantwortung für Ausmaß 


und Tempo der Korrektur zuspricht bereits im 
Jahre 1976 einen für sie selbst und für die Gesamt- 
wirtschaft tragbaren Kompromiß zustande bringen, 
der solide Basis für die Entwicklung der folgenden 
Jahre sein kann. Die Trendumkehr ist insbesondere 
auch für den Bereich des öffentlichen Dienstes not- 
wendig. 

Um Konflikte bei der einkommenspolitischen Aus- 
einandersetzung zu mildern, stellt der Rat modell- 
haft eine tarifvertragliche Gewinnbeteiligung der 
Arbeitnehmer bei begrenzter Haftung zur Diskus- 
sion. Anknüpfend an frühere Überlegungen sieht er 
darin eine Möglichkeit, die Einkommensverteilung 
zwischen Arbeitnehmern und Kapitaleignern zu 
ändern, ohne mit der Stabilitätspolitik in Konflikt zu 
geraten. Der Kerngedanke liegt in einer teilweise 
erfolgsabhängigen Entlohnung der Arbeitnehmer: 
Auszahlung von Gewinnanteilen im Erfolgsfall und 
Übernahme eines begrenzten Risikos hinsichtlich 
des Einkommenszuwachses bei fehlenden Gewinnen. 
Obgleich noch nicht alle Probleme übersehbar sind, 
könnten die Vorstellungen des Rates Ansatzpunkte 
für weitere Überlegungen der Tarifvertragsparteien 
bieten. Inwieweit diese den Vorschlägen nähertre- 
ten werden, vermag die Bundesregierung nicht zu 
überschauen [zur Vermögenspolitik vergleiche Zif- 
fer 16 i)]. 

68. Als weiteres wesentliches Element der mittel- 
fristigen Stabilisierung der Erwartungen sieht der 
Rat eine durchgreifende Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte an; dies ist auch deshalb notwen- 
dig, damit für die privaten Investitionen die erfor- 
derlichen realen und finanziellen Ressourcen zur 
Verfügung stehen. Die Bundesregierung wird die 
für den Bundeshaushalt 1976 eingeleitete Konsoli- 
dierung auch mittelfristig fortsetzen. Mit der Be- 
schränkung des Ausgabenanstiegs im Finanzplan 
des Bundes für die Jahre ab 1977 auf durchschnitt- 
lich 5Vo pro Jahr und mit den ab 1977 vorgesehe- 
nen Einnahmenverbesserungen hat die Bundesregie- 
rung diesem Ziel entsprochen. Das sogenannte 
strukturelle Defizit im Bundeshaushalt wird gegen 
Ende des Zeitraums der derzeitigen mittelfristigen 
Finanzplanung auf die gesamtwirtschaftlich und 
finanzwirtschaftlich gebotene Größenordnung zu- 
rückgeführt sein. 

Der Sachverständigenrat anerkennt, daß mit den 
eingeleiteten Sparmaßnahmen und dem steuerlichen 
Konsolidierungsbeitrag ein wichtiger Schritt in die 
richtige Richtung getan wird. 

69 . Der Sachverständigenrat würdigt an mehreren 
Stellen seines Gutachtens den hohen Stand, den die 
soziale Sicherung in der Bundesrepublik erreicht 
hat. Es dürfte vorwiegend dieser Tatsache zu ver- 
danken sein, daß trotz der wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten der soziale Frieden erhalten und die er- 
reichte gesellschaftliche Stabilität bewahrt werden 
konnte. 

In seiner Analyse der nicht nur rezessionsbeding- 
ten Probleme der Sozialversicherung hat der Rat 
mit Recht betont, daß ein Teil der Kostensteigerun- 
gen der letzten Jahre auf Wertentscheidungen der 
Gesellschaft zurückzuführen ist und daß deshalb 
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hier bei den Belasteten mit einem größeren Ver- 
ständnis für den Zusammenhang zwischen Beiträgen 
und Versicherungsleistungen als für den zwischen 
Steuern und Staatsleistungen zu rechnen ist. 

Die Bundesregierung unterstreicht die Feststellung, 
daß das System der sozialen Sicherung sich in sei- 
ner Konstruktion im Grundsatz bewährt hat. Diese 
Feststellung schließt Korrekturen im einzelnen 
nicht aus, wie sie z. B. im Haushaltsstrukturgesetz 
für das Arbeitsförderungsgesetz beschlossen wor- 
den sind. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient die Entwick- 
lung der Kosten der Krankenversicherung. Die Bun- 
desregierung verfolgt eine Politik, die darauf ab- 
zielt, daß alle Beteiligten sich um größere Effizienz 
und Kostendämpfung bemühen. Dazu gehören u. a. 
ständige intensive Kontakte mit den Bundesländern, 
die für die Krankenhausplanung und die formelle 
Festsetzung der Krankenhauspflegesätze zuständig 
sind, sowie mit der Ärzteschaft und den Kranken- 
kassen, in deren beider Verantwortung die Ho- 
norarentwicklung liegt. Ferner hat das Bundeskabi- 
nett Maßnahmen zur Preisdämpfung auf dem Arz- 
neimittelmarkt beschlossen. 

Weitere Kostensteigerungen im bisherigen Ausmaß 
können nach Auffassung der Bundesregierung we- 
der aus Wirtschafts- noch aus gesundheits- und so- 
zialpolitischer Sicht auf Dauer hingenommen wer- 
den. Die kurze „Diagnose"' etwaiger Mängel in der 
Konstruktion der Krankenversorgung durch den Rat 
ist ein nützlicher Beitrag zur weiteren Diskussion. 

70 . Die Bundesregierung begrüßt es, daß sich der 
Rat im Zusammenhang mit seinen Überlegungen 
zur „Revision der Staatstätigkeit" auch mit den 
Problemen der Deutschen Bundesbahn (DB) ausein- 
andergesetzt hat. Sie ist sich in der Beurteilung 
der Lage des Unternehmens, das in unserer Volks- 
wirtschaft unentbehrliche Transportaufgaben zu er- 
füllen hat, mit dem Rat ebenso einig wie mit den 
von ihm skizzierten Verkehrs- und unternehmens- 
politischen Maßnahmen, die geplant und durchge- 
setzt werden müssen, um eine Trendumkehr der 
besorgniserregenden Kostenentwicklung zu errei- 
chen. 

Die bereits getroffenen Entscheidungen der Bundes- 
regierung unterstreichen dies nachhaltig: 

— Dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn sind 
unternehmenspolitische Zielvorgaben — Leit- 
linien: Konzentration und Investition — gesetzt 
worden. 

— Nach den bisherigen Überlegungen der DB wird 
der Personalbestand des Unternehmens von 1975 
bis 1979 ohne Entlassungen um 60 000 Personen 
vermindert. Die Einsparung wird durch eine 
Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Leistungs-, Organisations- und Netzstruktur so- 
wie durch eine flexiblere Personalpolitik sicher- 
gestellt. 

— Die Investitionszuschüsse des Bundes für die 
DB werden in den Jahren 1975 bis 1979 absolut 
(von 560 Millionen DM auf 1,6 Mrd. DM) und 
relativ gegenüber den anderen Verkehrsberei- 


chen (von 6,3% auf 15,2%) gesteigert. Die In- 
vestitionen werden sich auf den eisenbahnspezi- 
fischen Bereich konzentrieren, um die Wett- 
bewerbsfähigkeit der DB zu erhöhen und um zu- 
sätzliche Einsparungen an Personal- und Sach- 
kosten zu erreichen. 

— Die Umstrukturierung des Transportnetzes der 
DB wird durch Verkehrs-, regional- und struktur- 
politische Maßnahmen flankiert. 

Die politische Durchsetzbarkeit hängt — auch darin 
stimmt die Bundesregierung mit dem Rat überein — 
wesentlich von der sorgfältigen Planung sowie der 
Transparenz der Entscheidungsgründe und der er- 
warteten Wirkungen ab. Die erforderlichen Maß- 
nahmen werden in enger Abstimmung mit , allen 
Verantwortlichen vorbereitet. 


III. Wirtschaftsordnung auf dem Prüfstand 

71 . Unter der Überschrift „Krise der Marktwirt- 
schaft?" widmet der Rat ein besonderes Kapitel 
der Frage, ob die Entwicklung der Marktwirtschaft 
in eine Sackgasse geraten sei. Die Bundesregierung 
begrüßt es, daß der Rat sich so eingehend mit den 
Grundlagen unserer Wirtschaftsordnung ausein- 
andersetzt. Der Rat vertritt die Auffassung, daß 
von einer Krise der Marktwirtschaft keine Rede 
sein kann, sondern daß es vorrangig darauf an- 
kommt, den marktwirtschaftlichen Funktionsbedin- 
gungen noch besser Rechnung zu tragen. Die aufge- 
tretenen Probleme und Mängel sind auch nach Auf- 
fassung der Bundsregierung nicht auf die markt- 
wirtschaftliche Ordnung, sondern vielmehr auf die 
unvollkommene Berücksichtigung und Realisierung 
der wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen für 
ihre Funktionsfähigkeit sowie auf die starke welt- 
wirtschaftliche Verflechtung zurückzuführen. Abge- 
sehen davon, daß die Verwirklichung der Markt- 
wirtschaft selbst schon permanente Reform bedeu- 
tet, haben die vergangenen Jahre erwiesen, daß in 
einer Marktwirtschaft auch durchaus weitgehende 
gesellschaftspolitische Reformvorhaben verwirklicht 
werden können. Wie der Rat hervorhebt, hat die 
Entwicklung allerdings die dringende Notwendig- 
keit verdeutlicht, auf die Kumulation von Ansprü- 
chen, die Bündelung von Kosten, Abgaben und 
Auflagen sowie vor allem auf den Widerstand der 
privaten Unternehmen und Haushalte zu achten 
(Ziffer 290). 

Die Analyse des Rates der mittelfristigen Beschäf- 
tigungs- und Wachstumsprobleme und der Funk- 
tionsbedingungen der Marktwirtschaft zeigt Pro- 
bleme der Ausgaben- und Abgabenentwicklung auf, 
die ohne Gefahr für die Gesamtleistungsfähigkeit 
unserer Wirtschaft nicht außer acht gelassen werden 
können. Andererseits schärft sie den Blick für jene 
im Erwerbsstreben des einzelnen Bürgers liegenden 
Triebkräfte, aus . denen bisher die großen Leistun- 
gen der Marktwirtschaft gespeist wurden, die zu- 
sammen mit dem gesellschaftlichen Solidaritäts- 
bewußtsein gerade im sozialen Bereich große Fort- 
schritte ermöglicht haben. Die Bundesregierung 
sieht sich daher insgesamt in ihrer Auffassung be- 
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stätigt, daß die dezentralmarktwirtschaftliche und zu- 
gleich sozialgebundene Organisation unserer Volks- 
wirtschaft anderen Gestaltungs- und Lenkungsprin- 
zipien überlegen ist. Gleichzeitig sieht sie aber 
auch, daß mit der Steigerung des privaten Wohl- 
stands Probleme wie qualitatives Wachstum und Um- 
weltschutz stärker hervorgetreten sind als vordem. 
Die Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik muß und 
wird sich dieser Fragen verstärkt annehmen. Diese 
Kategorie von Problemen stellt aber die Marktwirt- 
schaft vor keinen grundsätzlichen Konflikt. 

72 . Der Sachverständigenrat erinnert daran, daß 
unser Wirtschaft- und Gesellschaftssystem in zwei 
Jahrzehnten rapiden Strukturwandels zu einer vor- 
her nicht gekannten Steigerung des privaten Wohl- 
stands geführt hat. 

Der Vorwurf, die Marktwirtschaft sei schon vom 
System her auf rein „ quantitatives Wachstum an- 
gelegt, wird als Irrtum bezeichnet. Der marktwirt- 
schaftliche Strukturwandel diene nicht allein der 
quantitativen Gütervermehrung, sondern immer zu- 
gleich der „qualitativen" durch Anpassung der 
Produktionsstruktur an veränderte Nachfragebe- 
dingungen. Die Bundesregierung unterstreicht, daß 
die Umsetzung von Arbeitskräften und Kapital in 
Branchen mit größeren Zukunftschancen meist ra- 
scher erfolgt als in anderen Wirtschaftsordnungen. 
Die sozialen Friktionen sind auch deshalb in die- 
sem Wirtschaftssystem geringer. Die Bundesregie- 
rung wird sich bei ihren Maßnahmen zur Humani- 
sierung der Arbeitswelt, zur Lösung der Umwelt- 
schutzprobleme etc. auch in Zukunft von diesen Er- 
fahrungen leiten lassen. Sie belegen im übrigen, 
daß es angesichts der Knappheit öffentlicher Mittel 
in Zukunft noch mehr darauf ankommt, bei öffent- 
lichen Aufgaben Prioritäten zu setzen und sich die 
heutigen und zukünftigen Belastungen daraus je- 
weils zu verdeutlichen, die die Bundesbürger über 
die verminderte Steigerung ihres privaten Konsums 
zu tragen haben. Die Bundesregierung hat immer 
wieder auf diese gesamtwirtschaftlichen Zusammen- 
hänge hingewiesen. Sie ist mit dem Rat der Mei- 
nung, daß das Wissen um die gesamtwirtschaft- 
lichen Alternativkosten gerade bei den kollektiv 
zu treffenden Entscheidungen berücksichtigt werden 
muß. 

73 . Im Zusammenhang mit der Frage der Vertei- 
lungsgerechtigkeit setzt sich der Sachverständigen- 
rat mit den Verteilungsprinzipien der Marktwirt- 
schaft auseinander, nämlich; 

— erstens, daß „der Markt die Einkommen nicht 
nach den Bedürfnissen, sondern nach der Lei- 
stung im Produktionsprozeß (verteilt)", die am 
Markt bewertet wird (Ziffer 281), 

— zweitens, daß aber auch „der ein besonders ho- 
hes Einkommen (erzielt), der eine Leistung an- 
bietet, die gemessen an der Nachfrage beson- 
ders knapp ist" (Ziffer 282). 

Was den ersten Punkt anbetrifft, sei es Aufgabe 
der Sozialpolitik — die einen Großteil dessen nach 
sozialen Kriterien umverteilt, was der Staat zuvor 
mit seinen Steuereinnahmen abgeschöpft hat — die 


Diskrepanz zwischen der am Markt erzielten Ent- 
lohnung und den Bedürfnissen zu mildern. 

Der steigende Anteil der Sozialausgaben an den 
öffentlichen Ausgaben insgesamt zeigt die Anstren- 
gungen, die die Bundesregierung auf dem Gebiet 
der Sozialpolitik unternommen hat. Diskussionen 
um die Überprüfung einzelner Staatstätigkeiten vor 
allem anläßlich der Verabschiedung der mittelfristi- 
gen Sparbeschlüsse durch die Bundesregierung, wie 
auch die Modellrechnungen des Rates zur Abgaben- 
belastung einer Vier-Personen-Arbeitnehmerfamilie 
mit durchschnittlichem Einkommen machen deutlich, 
„daß wir uns Grenzen der Abgabenbelastung nä- 
hern" (Ziffer 334). Ein überziehen des Transfer- 
systems kann nicht nur „stabilitätsgefährdende Ab- 
wehrreaktionen der Betroffenen" auslösen, sondern 
auch die Antriebskräfte der Marktwirtschaft lähmen. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin für Ver- 
teilungsgerechtigkeit einsetzen. 

Für den zweiten neuralgischen Punkt im markt- 
wirtschaftlichen Verteilungsmechanismus ist die 
Wettbewerbspolitik zuständig. Eine künstliche 
Knapphaltung am Markt nachgefragter Leistungen 
und Güter durch Machtpositionen, die über die 
marktmäßige relative Knappheit hinausgehen, ver- 
mag machtbedingte Mehreinkommen zu erzeugen. 
Die Wettbewerbspolitik muß dazu beitragen, daß 
die Bildung solcher Machtpositionen verhindert und 
neuen Anbietern der Marktzugang offengehalten, 
erleichtert oder überhaupt erst ermöglicht wird. 

74 . Der Sachverständigenrat entkräftet die Vor- 
würfe einer generellen Unterversorgung mit öffent- 
lichen Gütern in der Marktwirtschaft. Bislang be- 
stimmten die ohne Zweifel auch jetzt noch in eini- 
gen Bereichen vorhandenen Engpässe bei öffent- 
lichen Gütern oft zu einseitig das Gesamtbild. 

Die Bundesregierung ist weiterhin entschlossen, 

— nicht nur in den Zielen, sondern auch in der Auf- 
gabenerledigung klare Prioritäten zu setzen so- 
wie der Legitimationsbedürftigkeit neuer Aufga- 
ben stärker Rechnung zu tragen 

— und — ■ wie ihre mittelfristigen Pläne zum Abbau 
des strukturellen Defizits belegen — die be- 
gründeten Ansprüche der Bürger an den Staat 
mit dem volkswirtschaftlichen Leistungsvermö- 
gen in Einklang zu bringen. 

75 . Allgemein gehaltenen Forderungen nach einer 
mehr umfassenden Strukturpolitik und Investitions- 
lenkung stellt der Rat entgegen, daß marktwirt- 
schaftliche Strukturen Niederschlag eines höchst 
komplizierten Abstimmungsmechanismus seien und 
die Strukturpolitik nicht sektorale oder regionale 
Strukturen nach Plan schaffen könne. Die räumliche 
und sektorale Struktur der Wirtschaft sei zwar im 
Aufgabenbereich des Staates enthalten. Die Struk- 
turpolitik stehe dabei zu den Entwicklungstenden- 
zen in Wirtschaft und Gesellschaft nicht in einer 
bestimmenden, sondern teils komplementären, teils 
subsidiären Beziehung (Ziffer 291). 

Die Bundesregierung sieht in den Ausführungen 
des Rates einen wichtigen Beitrag zur Klärung der 
Diskussion. 
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Anlage 1 


1. Rückblick auf die Jahresprojektion 1975 sowie 
die tatsächlich eingetretene Entwickiung 

1- Nachfrage und Produktion nahmen um die Jah- 
reswende 1974/75 stärker ab, als bei Abschluß des 
Jahreswirtschaftsberichts 1975 erwartet worden 
war. Insbesondere der Rückgang der Auslandsnach- 
frage beschleunigte sich in einem auch international 
nicht erwarteten Tempo und Ausmaß. Bis etwa zur 
Jahresmitte verharrte der Auftragseingang der In- 
dustrie mehr oder weniger auf diesem abgeschwäch- 
ten Niveau. Bedingt durch diesen Einbruch blieb die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung 1975 weit hinter 
den ursprünglichen Erwartungen zurück. Im Juni 
trat dann im Zusammenhang mit dem Fristablauf für 
die Begünstigung von Investitionsgüteraufträgen 
durch die Investitionszulage erwartungsgemäß ein 
kräftiger Schub von Inlandsaufträgen bei der In- 
dustrie ein. Zwar fielen die industriellen Auftrags- 
eingänge aus dem Inland danach zunächst wieder 
auf das vor dem Juni erreichte Niveau zurück, das 
von vielen befürchtete „Auftragsloch" blieb jedoch 
aus, und im weiteren Jahresverlauf nahmen die In- 
landsaufträge — wenn auch unter monatlichen 
Schwankungen — weiter zu. Die Entwicklung der 
Auftragseingänge des Bauhauptgewerbes für indu- 
strielle und gewerbliche Bauten zeigte seit der 
Jahresmitte eine ähnliche Reaktion auf die Investi- 
tionszulage. Die Aufträge aus dem Ausland, die 
sich im 2. Quartal auf dem niedrigen Niveau stabili- 
siert hatten, begannen im 3. Quartal ebenfalls wie- 
der zu steigen. 

2, Bedingt durch den starken Einbruch im Dezem- 
ber 1974 (die statistischen Ergebnisse lagen erst 
nach Abschluß des Jahreswirtschaftsberichts 1975 
vor) hatte das Niveau der industriellen Produktion 
am Jahresende bereits um 6 ®/o unter dem Durch- 
schnitt von 1974 gelegen. Nach einer vorübergehen- 
den Stabilisierung im 1. Quartal auf diesem stark 
abgeschwächten Niveau ging die industrielle Pro- 
duktion danach weiter zurück und begann sich erst 
im Verlauf des 2. Halbjahres — wohl als Reaktion 
auf die verbesserte Auftragslage — wieder allmäh- 
lich zu erholen. 

Das reale Bruttosozialprodukt ist daher in der zwei- 
ten Jahreshälfte 1975 bereits wieder gegenüber 
dem ersten Halbjahr angestiegen, und zwar um 
(saisonbereinigt) rd. IV 2 V 0 ; es lag jedoch immer 
noch um gut 2 ®/o (nach —5 % im 1. Halbjahr) unter 
dem entsprechenden Vorjahresergebnis. Insgesamt 
blieb das Bruttosozialprodukt im Jahresdurchschnitt 
1975 real um gut 3 V 2 % unter seinem Vorjahres- 
niveau, während im Jahreswirtschaftsbericht noch 
von einer Zunahme um rd. 2 ®/o ausgegangen wor- 
den war. Diese ungewöhnlich große Abweichung 
zwischen tatsächlicher Gesamtentwicklung und Pro- 
jektion ergab sich primär durch den in diesem Aus- 


9 Jahreswirtschaftsbericht 1975 der Bundesregierung 
(Drucksache 7/3197) 


maß nicht erwarteten Rückgang der Auslandsnach- 
frage; jedoch entwickelten sich in dessen Gefolge 
auch die inländischen Verwendungsarten des 
Sozialprodukts — insbesondere die Investitionen - — 
ungünstiger, als in der Jahresprojektion unterstellt 
worden war. 

3. Aufgrund der ungünstigeren gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung war der Rückgang der Erwerbs- 
tätigenzahl 1975 mit gut 3 ®/o doppelt so stark wie 
ursprünglich befürchtet. Die Arbeitslosenquote er- 
reichte im Jahresdurchschnitt 1975 4,8 Vo (Jahres- 
projektion: rd. 3®/o), im Jahresverlauf verlangsamte 
sich jedoch der Anstieg der Arbeitslosenzahl (sai- 
sonbereinigt) erheblich. 

4. Deutlich abgeschwächt hat sich 1975 erwartungs- 
gemäß die Preisentwicklung der inländischen Ver- 
wendungsarten des Sozialprodukts. Der Preisanstieg 
der gesamten Inlandsnachfrage betrug im Jahres- 
durchschnitt gut 6 Vo und blieb damit im Rahmen 
der projektierten Marge (+ 6 bis 6 V 2 ®/o). Der Ver- 
braucherpreisanstieg konnte — wie angestrebt — 
auf 6 Vo im Jahresdurchschnitt begrenzt werden; 
wie im Vorjahr war er damit wiederum niedriger 
als in allen anderen OECD-Ländern. Wegen der 
unerwartet starken Verbesserung der terms of 
trade übertraf allerdings der gesamtwirtschaftliche 
Deflationierungsfaktor mit knapp 8 V 2 Vo nicht nur 
deutlich die Verteuerung der Inlandsnachfrage, son- 
dern lag auch über dem Projektionsansatz ( + 6 bis 

70/0). 

5. Nominal nahm das Bruttosozialprodukt damit 
1975 um 4 V 2 ®/o (Jahresprojektion: +8 bis 9 ®/o) zu. 
Während erwartet worden war, daß der Außenbei- 
trag 1975 mit 35 bis 38 Mrd. DM kaum hinter der 
Größenordnung des Vorjahres Zurückbleiben würde, 
erreichte er tatsächlich nur einen Wert von 25 Mrd. 
DM. Von den inländischen Verwendungsarten des 
Sozialprodukts, die 1975 um 6 ^/o Zunahmen (Jahres- 
projektion: + 8 V 2 bis 9 V 2 %), entwickelten sich ins- 
besondere die Investitionen ungünstiger. Die An- 
lageinvestitionen nahmen nominal um 2 V 2 Vo ab, 
während im Jahres wirtschaftsbericht von einem An- 
stieg um 4 bis 6 ®/o ausgegangen worden war. Auch 
der von den Vorratsinvestitionen erwartete expan- 
sive Impuls blieb aus. Dagegen wurde die für den 
privaten Verbrauch projektierte Entwicklung ( + 9 
bis 10 ®/o) mit einem Anstieg um 8 V 2 Vo vergleichs- 
weise wenig unterschritten, obwohl gleichzeitig die 
Sparquote der privaten Haushalte mit 15 V 2 ®/o im 
Jahresdurchschnitt erheblich über der erwarteten 
Größe (rd. 14 Vo) lag. Es dürfte weitgehend auf die 
erheblichen Einkommensverbesserungen derprivaten 
Haushalte durch die Steuer- und Kindergeldreform 
zurückzuführen sein, daß der Private Verbrauch 1975 
trotz der außerordentlich hohen Sparneigung in die- 
sem Ausmaß zur Abstützung der Konjunkturlage 
beigetragen hat. Die Zunahme des Staatsverbrauchs 
blieb mit IH /2 Vo in dem vorgesehenen Rahmen und 
wirkte damit ebenfalls nachfragestabilisierend. 
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Internationaler Vergleich der Verbraucherpreisentwicklung 

Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 

in Vo 



1972 

1973 

1974 

1975 

1. 

Vier- 

tel- 

jahr 

2. 

Vier- 

tel- 

jahr 

19 

3. 

Vier- 

tel- 

jahr 

75 

Okto- 

ber 

No- 

vem- 

ber 

De- 

zem- 

ber 

Bundesrepublik Deutschland ^) .... 

+ 

5.5 

+ 

6.9 

+ 7,0 

+ 6,0 

+ 5,9 

+ 6,2 

+ 6,0 

+ 

5,8 

+ 5,4 

+ 5,4 

Belgien 

+ 

5.5 

+ 

7.0 

+12,7 

+12,8 

+ 15,3 

+ 13,5 

+11,4 

+11,2 

+11,2 

+11,0 

Dänemark 

+ 

6,6 

+ 

9.3 

+ 15,2 


+ 13,5 

+11,5 

+ 9,4 

+ 

4,72) 



Frankreich 

+ 

6,2 

+ 

7,3 

+ 13,7 


+ 14,0 

+12,1 

+11,0 

+ 

10,2 

+ 9,9 


Großbritannien 

+ 

7,1 

+ 

9,2 

+ 16,1 

+24,2 

+ 20,2 

+ 24,3 

+ 26,6 

+25,9 

+25,2 

+ 24,9 

Irland 

+ 

8,7 

+ 

11,4 

+ 17,0 

+20,9 

+23,8 

+ 24,5 

+ 19,0 



+ 16,8“ 


Italien 

+ 

5,7 

+10,8 

+ 19,1 

+ 17,0 

+22,6 

+ 19,7 

+ 15,1 

+ 12,1 

+ 11,3 

+ 11,2 

Luxemburg 

+ 

5,2 

+ 

6,1 

+ 9,5 

+ 10,7 

+ 10,6 

+ 10,4 

+ 10,7 

+ 11,5 

+ 11,1 

+ 10,9 

Niederlande 

+ 

8,0 

+ 

8.1 

+ 9,8 


+ 10,2 

+ 9,9 

+ 10,2 

+ 

9,6 



Norwegen 

+ 

7.2 

+ 

7,5 

+ 9,4 


+ 12,1 

+ 11,7 

+ 12,4 

+ 11,9 

+ 11,8 


Österreich 

+ 

6,3 

+ 

7.6 

+ 9,5 

+ 8,5 

+ 9,3 

+ 8,5 

+ 8,8 

+ 

7,7 

+ 7,0 

+ 6,7 

Portugal 

+ 

10,7 

+12,9 

+ 25,1 


+ 16,4 

+ 15,2 

+ 12,8 


. 



Schweden 

+ 

6,0 

+ 

6.7 

+ 9,9 


+ 8,6 

+ 10,1 

+ 11,6 

+ 

8,9 

+ 9,0 


Schweiz 

+ 

6,7 

+ 

8.7 

+ 9,8 

+ 6,7 

+ 8,0 

+ 8,5 

+ 6,5 

+ 

4,8 

+ 3,7 

+ 3,4 

Japan 

+ 

4,5 

+ 

11,7 

+ 24,5 


+ 15,2 

+ 13,7 

+ 10,6 

+ 

9,6 

+ 8,1 


Kanada 

+ 

4,8 

+ 

7,6 

+ 10,9 

+ 10,8 

+ 11,7 

+ 10,6 

+ 10,9 

+ 10,6 

+ 10,4 

+ 9,5 

USA 

+ 

3,3 

+ 

6,2 

+ 11,0 

+ 9,1 

+ 11,0 

+ 9,8 

+ 8,7 

+ 

7,6 

+ 7,3 

+ 7,0 


Quelle ; Statistisches Bundesamt und andere amtlidie Stellen 
Ü Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. 

2) Für die Zeit vom 29. September 1975 bis Ende Februar 1976 wurde in Dänemark die Mehrwert- 
steuer für nahezu alle Verbrauchsgüter von 15 auf 9,25 ®/o gesenkt. 

3) 4. Vierteljahr 1975 


6 . Während im Jahreswirtschaftsbericht für 1975 
eine ausgeglichene oder leicht die Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen begünstigende 
Einkommensverteilung erwartet und konjunktur^ 
politisch für erforderlich gehalten worden war, zeigt 
die tatsächliche Entwicklung ein völlig anderes Bild: 
Bei einer insgesamt erheblich hinter den Erwartun- 
gen zurückbleibenden Einkommensentwicklung nahm 
wiederum das Bruttoeinkommen aus unselbständi- 
ger Arbeit — wenn auch nur mit 4 Vo — stärker zu 
als das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen ( + 2 V 2 ®/o). 

7 . Die Ausgaben des gesamten staatlichen Sektors 
(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung) sind 1975 mit I 5 V 2 ®/o — wie erwar- 
tet ( + I 4 V 2 bis I 5 V 2 Vo) — kräftig angestiegen. Nach 
Bereinigung um die rein buchungsmäßigen Effekte 
der Steuer- und Kindergeldreform entspricht dies 
einem Zuwachs von 14®/o (Projektion: +13 bis 
14 Vo). Dabei haben die ebenfalls bereinigten Aus- 
gaben des Bundes in haushaltsmäßiger Abgrenzung 
einschließlich der Konjunkturprogramme um gut 
14®/o, die der Länder um etwa 9 Vo und die der Ge- 
meinden um schätzungsweise 8 Vo zugenommen. Im 
Vergleich zu den Anfang 1975 gemachten Ansätzen 
haben sich konjunkturbedingte Mehrausgaben teil- 
weise mit Minderausgaben kompensiert. Demgegen- 
über blieben die Einnahmen mit einer Zunahme von 


3®/o deutlich unter der erwarteten Entwicklung von 
7 bis 8 + 0 . Das Finanzierungsdefizit des Staates 
fiel daher mit rd. 65 Mrd. DM erheblich höher aus 
als geschätzt (40 bis 45 Mrd. DM); es liegt damit 
um rd. 53 Mrd. DM — • das sind gut 5 +0 des Brutto- 
sozialprodukts — über dem Niveau von 1974. Durch 
diesen „Swing" im Defizit, zu dem die Steuer- und 
Kindergeldreform wesentlich beigetragen hat, sind 
vom Staat erhebliche expansive Impulse auf die Ge- 
samtwirtschaft ausgegangen, die entscheidende Vor- 
aussetzungen für eine konjunkturelle Belebung ge- 
schaffen haben. 

Unter den einzelnen Ausgabearten nahm der Staats- 
verbrauch mit IIV 2 Vo etwa wie erwartet ( + IOV 2 bis 
IIV 2 V 0 ) zu. Dabei stiegen die Sachleistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung — wie schon in 
den vergangenen Jahren — überproportional an, 
während sich die öffentlichen Personalausgaben 
deutlich niedriger als in den Vorjahren entwickel- 
ten. Die staatlichen Anlageinvestitionen haben sich 
mit 5 V 2 +0 erheblich schwächer als vorausgeschätzt 
( + 12 bis 14 + 0 ) erhöht. Im Gegensatz zur Rezession 
im Jahre 1967, als sie um über 12 +0 zurückgegan- 
gen waren, trugen die öffentlichen Investitionen 1975 
immerhin zur Konjunkturstabilisierung bei ^). Die 

Die Sachinvestitionen des Bundes (einschließlich der 

Konjunkturprogramme) stiegen dabei in haushalts- 
mäßiger Abgrenzung um 10 ®/i. 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
im Jahre 1975 mit der Jahresprojektion der Bundesregierung 



Jahresprojektion 

Tatsächliche Entwicklung 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Vo 

Entstehung des Sozialprodukts 



Erwerbstätige 

- rund IV 2 

- 3,2 

Arbeitslosenquote in ®/o 

(rund 3) 

(4,8) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

— rund 1 

“ 1,7 

Bruttoinlandsprodukt 



in Preisen von 1962 (BIP) 

+ rund 2 

~ 3,6 

BIP je Erwerbstätigen 

+ rund 3 V 2 

- 0,4 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ rund 4 V 2 

+ 1,3 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen Preisen 



Privater Verbrauch 

+ 9 bis +10 

+ 8,4 

Staatsverbrauch 

+ 10‘/2 bis +11'+ 

+ 11,7 

Anlageinvestitionen 

+ 4 bis + 6 

- 2,4 

darunter; 



öffentliche Investitionen 

+ 12 bis +14 

+ 5,7 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 

(+ 5 bis + 7) 

(- 2 , 8 ) 

Inlandsnachfrage 

+ 8^/2 bis + 9 V 2 

+ 6,1 

Außenbeitrag 



Mrd. DM 

( + 35 bis +38) 

( + 25,0) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ®/o 

(rund 3 ^/ 2 ) 

(8,4) 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 8 bis + 9 

+ 4,4 

Preisentwicklung 



Privater Verbrauch 

+ rund 6 

+ 6,1 

Inlandsnachfrage 

+ 6 bis + 6 V 2 

+ 6,2 

Bruttosozialprodukt 

+ 6 bis + 7 

+ 8,3 

Verteilung des Sozialprodukts 



Volkseinkommen 

+ 8 bis 4- 9 

+ 3,7 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 



(Summe) 

+ 8 bis +10 

+ 2,7 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (Summe) 

+ 7 V 2 bis + 844 

+ 4,1 

Nachrichtlich: 



Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten 



Arbeitnehmer 

+ rund 9 

+ 7,1 

Sparquote 

(rund 14) 

(15,7) 


Einkommens- und Vermögensübertragungen (ein- 
schließlich Zinsen) sind mit 21 Vo erwartungsgemäß 
stark gestiegen (Projektion: +I 8 V 2 bis 19V2®/o). 
Ganz wesentlich für diesen hohen Zuwachs waren 
die Übertragungen an die privaten Haushalte, die 
vor allem infolge der Steuer- und Kindergeldreform, 
aber auch aufgrund der dynamischen Rentenanpas- 
sungen und der Zahlungen für Arbeitslose und Kurz- 
arbeiter kräftig Zunahmen. 

Im Gegensatz zu den Ausgaben haben die Einnah- 
men — wie erwähnt — den am Jahresanfang 1975 
erwarteten Zuwachs deutlich unterschritten. So blie- 


ben die Steuereinnahmen entgegen den Erwartun- 
gen ( + 5 bis 6 ^/ 0 ) etwa auf ihrem Vorjahresniveau. 
Auch die Beiträge zur Sozialversicherung konnten 
mit 9Vo die erwartete Steigerung von 11 bis 12 Vo 
nicht erreichen. Wesentliche Ursache hierfür war die 
konjunkturell bedingt schwache Einkommensent- 
wicklung, die spürbar geringer ausfiel, als zu Jahres- 
anfang 1975 erwartet worden war. 

8 . Die Ersparnis- und Nettogeldvermögensbildung 
der privaten Haushalte ist 1975 stärker als erwartet 
gestiegen. 
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Die verfügbaren Einkommen haben zwar etwa in 
dem Umfang zugenommen, wie zu Jahresbeginn vor- 
ausgeschätzt worden war. Die Sparquote fiel jedoch 
höher aus; sie stieg im 1. Halbjahr 1975 auf ein bis- 
her nicht erreichtes Niveau und begann sich erst im 
3. Quartal des Jahres wieder zu normalisieren. 

Ausschlaggebend für die hohe Ersparnisbildung 
dürfte — wie schon im Vorjahr — das Bestreben 
gewesen sein, angesichts der unsicheren Wirtschafts- 
lage Liquiditätsreserven zu bilden. Hierauf deutet 
auch die Bevorzugung liquider Anlageformen hin. 
Beträchtliche Mittel scheinen auch aus Unternehmen 
entnommen und im privaten Bereich angelegt wor- 
den zu sein. 

Der zu Jahresbeginn erwartete erhebliche Rückgang 
des Kreditbedarfs der Unternehmen und für den 
Wohnungsbau ist 1975 eingetreten. Wegen der 
stärkeren Abschwächung der Investitionen war die 
Verminderung des Finanzierungsdefizits im Unter- 
nehmenssektor allerdings noch höher als unterstellt. 
Zugleich haben die Unternehmen die Ermäßigung 
des Zinsniveaus zu einer Konsolidierung ihrer Ver- 
schuldung genutzt und somit die Basis für einen 
neuen Aufschwung verbessert. 

Mit dem Rückgang des Welthandels haben sich die 
deutschen Exporte und — bei relativ hohen Impor- 
ten — der Leistungsbilanzüberschuß stärker vermin- 
dert, als zu Jahresbeginn vorausgeschätzt worden 
war. Entsprechend geringer war die Nettokredit- 
gewährung an das Ausland. 

Durch die zunehmende Nettogeldvermögensbildung 
der privaten Haushalte und die abnehmenden Finan- 
zierungsdefizite der Sektoren „Unternehmen“ und 
„übrige Welt“ standen genügend Mittel zur Finan- 
zierung des gegenüber der Jahresprojektion für 1975 
konjunkturbedingt noch bedeutend stärker gestie- 
genen Kreditbedarfs der öffentlichen Haushalte zur 
Verfügung. 

Die Erwartung, daß die Deckung des öffentlichen 
Kreditbedarfs ohne unerwünschten Druck auf die 
Konditionen möglich sein würde, ist — trotz der 
notwendigen Anpassungen an die Anlegerpräferen- 
zen — durch das Sinken der Zinsen im Jahre 1975 
bestätigt worden. 


II. Jahresprojektion 1976 

9. Bis zum Jahresende 1975 haben sich in der Bun- 
desrepublik die Anzeichen für eine konjunkturelle 
Erholung und eine beginnende neue Aufwärtsbewe- 
gung verstärkt. Die Nachfrage, die seit den Sommer- 
monaten an Kraft gewonnen hatte, schlug sich all- 
mählich auch in einer Belebung der Produktions- 
tätigkeit nieder. Die Einschätzung der zukünftigen 
Geschäftsentwicklung durch die Unternehmen ver- 
besserte sich. 

Gleichwohl ist eine Abschätzung der 1976 zu erwar- 
tenden gesamtwirtschaftlichen Entwicklung mit er- 
heblichen Unsicherheiten behaftet. Zwar kann nun- 
mehr als ziemlich sicher angesehen werden, daß def 
konjunkturelle Tiefpunkt inzwischen überwunden 


ist, ungewiß ist jedoch die Intensität und das Zeit- 
profil des einsetzenden Konjunkturaufschwungs. Das 
Tempo der konjunkturellen Erholung wird dabei in 
hohem Maße auch davon abhängen, wie schnell und 
wie nachhaltig sich die in Ansätzen bereits erkenn- 
bare Belebung der Auslandsnachfrage fortsetzt. 

Nicht auszuschließen ist, daß der in vielen Ländern 
außerordentlich niedrige Auslastungsgrad der Ka- 
pazitäten einer schnellen und nachhaltigen Belebung 
des Welthandels und damit auch einer nachhaltigen 
Verstärkung der inländischen Investitionsneigung 
entgegensteht. Andererseits ist es jedoch auch mög- 
lich, daß es angesichts der in den meisten Ländern 
ergriffenen expansiven Maßnahmen bereits 1976 
durch einen Prozeß von sich im internationalen Ver- 
bund gegenseitig stimulierenden Binnenkonjunktu- 
ren zu einer kräftigeren Ausweitung des Welthan- 
dels kommen könnte und dadurch — zumal in einem 
so stark mit der Weltwirtschaft verflochtenen Land 
wie der Bundesrepublik — auch die Investitions- 
tätigkeit erheblich angeregt wird. 

10. Zur Zeit läßt sich noch nicht zweifelsfrei erken- 
nen, ob mehr für eine optimistischere oder eine 
pessimistischere Beurteilung der 1976 zu erwarten- 
den Welthandelsentwicklung spricht. Bei der Ab- 
schätzung der Ausfuhrentwicklung ist daher in der 
Jahresprojektion für 1976 von einer mittleren An- 
nahme für den Anstieg des Welthandelsvolumens 
( + 5 bis 6 Vo) ausgegangen worden. Nach dem vor- 
jährigen deutlichen Rückgang des Anteils unserer 
Exporte am Welthandel kann für 1976 allerdings 
eher wieder mit einem gewissen Anstieg der deut- 
schen Exportmarktanteile gerechnet werden; die 
reale Zunahme der Warenausfuhr der Bundesrepu- 
blik könnte danach 1976 etwa 5 bis 7 Vo betragen. 
Davon ausgehend und unter Berücksichtigung der 
wahrscheinlichen Entwicklung der Ausfuhrpreise so- 
wie der Dienstleistungseinnahmen wird in der Jah- 
resprojektion für 1976 eine 

nominale Zunahme der Ausfuhr von Waren und 

Dienstleistungen um 9 bis 11 ^/o 

angenommen. 

11. Von den inländischen Verwendungsarten des 
Sozialprodukts könnten die Investitionen — nach 
zweijährigem Rückgang — 1976 am stärksten expan- 
dieren. Dabei sind — wie stets in der Frühphase 
eines Konjunkturaufschwungs — vor allem vom 
Lageraufbau kräftige Impulse zu erwarten; sie sind 
in der Jahresprojektion mit etwa IV 2 V 0 des Brutto- 
sozialprodukts angenommen worden. 

Auch die Anlageinvestitionen könnten 1976 voraus- 
sichtlich erstmals seit vier Jahren wieder deutlicher 
zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum beitragen. 
Der starke Anstieg der Inlandsaufträge für Investi- 
tionsgüter um die Jahresmitte 1975 und deren Sta- 
bilisierung danach könnten 1976 insbesondere für 
die Ausrüstungsinvestitionen der Unternehmen wie- 
der eine Zunahme bewirken. Das gleiche gilt nach 
der 1975 registrierten Entwicklung der Aufträge für 
gewerbliche Bauten auch für die Bauinvestitionen 
der Unternehmen. Insgesamt wird für die Anlage- 
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Investitionen der Unternehmen^) 1976 eine nomi- 
nale Zunahme um 9 bis 10 % unterstellt. 

Gegen diese Annahme könnte sprechen, daß die In- 
vestitionsplanungen der Industrie nach dem Ifo- 
Investitionstest für dieses Jahr eher noch einen 
leichten Rüdegang der industriellen Investitionen 
signalisieren. Es darf in diesem Zusammenhang je- 
doch nicht übersehen werden, daß die Investitionen 
der Industrie weit weniger als die Hälfte der An- 
lageinvestitionen des gesamten Unternehmenssek- 
tors ausmachen. Zum anderen ist es eine Erfahrung 
aus früheren Konjunkturzyklen, daß sich die Inve- 
stitionstätigkeit in der Industrie später als in ande- 
ren Bereichen des Unternehmenssektors zu beleben 
pflegt^). Schließlich können aufgrund der bereits 
seit Monaten wieder zunehmenden Auslandsnach- 
frage mit der Zeit eine weitere Verbesserung des 
Investitionsklimas und entsprechende Korrekturen 
der Investitionspläne erwartet werden. Auch von 
der Finanzierungsseite her dürfte der erwarteten 
Zunahme der Unternehmensinvestitionen nichts im 
Wege stehen. 

Dagegen wird das ohnehin bereits niedrige Vor- 
jahresniveau der Wohnungsbauinvestitionen 1976 
wahrscheinlich sowohl real wie auch nominal noch- 
mals unterschritten werden. Zwar scheint sich in der 
Entwicklung der Baugenehmigungen für Wohnge- 
bäude zuletzt eine gewisse Stabilisierung abzuzeich- 
nen. Aufgrund des Sonderprogramms zur Woh- 
nungsmodernisierung dürfte es im 1. Halbjahr zu- 
dem zu einer Belebung der Produktion des Ausbau- 
gewerbes kommen. Die Produktion des Bauhaupt- 
gewerbes hat sich jedoch im Bereich der Wohnungs- 
bautätigkeit wegen des nachhaltigen Abbaus von 
Auftragsbeständen offenbar noch nicht vollständig 
dem derzeitigen Auftragsniveau angepaßt. 

Für die öffentlichen Investitionen wird 1976 eine 
Zunahme um 3 bis 4 Vo erwartet, zu der auch die 
in das Jahr 1976 hineinreichenden Wirkungen des 
Konjunkturprogramms vom 28. August 1975 beitra- 
gen. Diese angesichts der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung geringe Zuwachsrate ist im wesent- 
lichen darauf zurückzuführen, daß die Investitions- 
entwicklung im gemeindlichen Bereich für 1976 rela- 
tiv verhalten eingeschätzt werden muß. 

Insgesamt (Unternehmen, Wohnungsbau und Staat) 
wurde der Jahresprojektion 1976 aufgrund dieser 
Annahmen 

für die Anlageinvestitionen eine nominale Zu- 
nahme um 6 bis 1 ^fo 

zugrunde gelegt. Im Rahmen dieser Entwicklung 
wird für die Ausrüstungsinvestitionen mit 8 bis 9 Vo 
ein etwa doppelt so starker nominaler Anstieg an- 
genommen wie für die Bauinvestitionen (4 bis 5 Vo). 


ohne Wohnungsbau 

^) So nahmen die Anlageinvestitionen des Unterneh- 
menssektors (der neben der Industrie u. a. auch Hand- 
werk, Handel, Verkehr und den Dienstleistungsbe- 
reich umfaßt) z. B. 1968 um über 10®/o zu, während 
die industriellen Investitionen noch um 1 ®/o unter 
dem Vorjahresniveau lagen. 


12 . Die private Verbrauchsnachfrage könnte 1976 
fast im gleichen Ausmaß zunehmen wie im vergan- 
genen Jahr, wenngleich die einzelnen Bestimmungs- 
faktoren eine teilweise sehr abweichende Entwick- 
lung zeigen dürften. Trotz einer voraussichtlich wie- 
der stärker expandierenden Bruttolohn- und -ge- 
haltssumme wird sich die Entwicklung der Netto- 
löhne 1976 wahrscheinlich nicht entsprechend be- 
schleunigen, da im Gegensatz zum Vorjahr wieder 
mit einer überproportionalen Zunahme der Steuer- 
und Sozialversicherungsabzüge zu rechnen ist. 

Erheblich verringern wird sich 1976 der Anstieg der 
öffentlichen Einkommensübertragung an die priva- 
ten Haushalte, nämlich auf voraussichtlich etwa ein 
Drittel der Vorjahreszuwachsrate. Dabei ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß die Einkommensübertra- 
gung 1975 aufgrund einmaliger Faktoren, insbeson- 
dere der Kindergeldreform sowie der gestiegenen 
Arbeitslosigkeit, außerordentlich stark zugenommen 
hatten. Wenn sich auch die Entwicklung der Ver- 
mögenseinkommen der privaten Haushalte und der 
entnommenen Gewinne kaum abschwächen, son- 
dern eher noch etwas verstärken könnte, dürfte die 
Zunahme des gesamten verfügbaren Einkommens 
der privaten Haushalte 1976 aufgrund der geringe- 
ren Ausweitung des Masseneinkommens mit voraus- 
sichtlich etwa 6 bis 7 Vo nicht mehr so hoch ausfal- 
len wie im Vorjahr (+ 9 V 2 Vo). 

Andererseits ist die Sparquote 1975 auf ein so hohes 
Niveau angestiegen, nämlich von 14,8% im Jahre 
1974 auf 15,7 %, daß es wahrscheinlich kaum von 
Dauer sein wird. Mit der Verbesserung der kon- 
junkturellen Situation in diesem Jahr dürfte daher 
ein gewisser Rückgang der Sparneigung einherge- 
gen; ein Prozeß, der in der zweiten Hälfte des Vor- 
jahres offenbar bereits eingesetzt hat. Geht man des- 
halb von einer von 15V2% im Vorjahr auf rund 
14V2% reduzierten Sparquote aus, so würde auf- 
grund der erwarteten Einkommensentwicklung 

1976 eine nominale Zunahme des Privaten Ver- 
brauchs um 7 V 2 bis 8 V 2 ^/o möglich 
sein. 

13 . Nach den bisher bekannten Planungen für die 
öffentlichen Haushalte wird sich der Anstieg der 
laufenden Ausgaben in diesem Jahr deutlich ver- 
langsamen. Im Einklang damit wird in der Jahres- 
projektion für 1976 von einer nominalen 

Zunahme des Staatsverbrauchs um 6 V 2 bis 

VI2 Vo 

ausgegangen; sie bliebe damit nicht nur deutlich 
hinter der Vorjahresentwicklung zurück, sondern 
wäre gleichzeitig auch beträchtlich niedriger als in 
allen Jahren seit 1968. Im Rahmen dieser Gesamt- 
entwicklung wird der Staatsverbrauch der Gebiets- 
körperschaften voraussichtlich unterproportional, 
derjenige der Sozialversicherung stark überpropor- 
tional zunehmen. 

14 . Inlandsnachfrage und Ausfuhr zusammenge- 
nommen könnten danach 1976 nominal um etwa 
9 bis 10% zunehmen. Bei einer solchen Expansion 
der gesamten Nachfrage ist gleichzeitig mit einer 
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erheblich beschleunigten Einfuhrentwicklung zu 
rechnen. Die nominale Zunahme der Einfuhr von 
Waren und Dienstleistungen wird für 1976 auf 10 
bis 12®/o veranschlagt. Der Saldo von Aus- und 
Einfuhr, also der Außenbeitrag, würde danach 24 
bis 27 Mrd. DM betragen, d. h. etwa die Größenord- 
nung des Vorjahres erreichen. Insgesamt würde sich 
aus diesen Annahmen für Verbrauch, Investitionen 
und Außenbeitrag 1976 eine 

nominale Zunahme des Bruttosozialprodukts um 

8^/2 Vo bis 9^2 Vo 

ergeben. 

15 . Auch wenn sich die Nachfrage in dem erwar- 
teten Ausmaß belebt, bestehen in diesem Jahr 
gleichwohl gute Aussichten für eine weitere Ver- 
langsamung des Preisanstiegs: Einmal ist bei wieder 
zunehmender Kapazitätsauslastung mit einer Ver- 
besserung der Kostensituation in den Unternehmen 
zu rechnen. Zum anderen dürfte die vorerst noch 
verhaltene Nachfrageentwicklung in Verbindung 
mit dem zwar verbesserten, aber immer noch nied- 
rigen Auslastungsgrad die Preisüberwälzungsmög- 
lichkeiten in engen Grenzen halten. 

Unter Berücksichtigung des Überhangs der Ver- 
braucherpreisentwicklung von knapp 2 ®/o am Jah- 
resende 1975, dem niedrigsten seit vier Jahren, wird 
daher 

1976 für die Preisrate des Privaten Verbrauchs 

ein weiterer Rückgang von 6 ^lo im Vorjahr auf 

5 bis 4^/2 Vo (das bedeutet rd. 4^2 Vo im 2. Halb- 
jahr 1976) erwartet. 

Die Preisentwicklung der aus dem gewerblichen Be- 
reich kommenden Güter und Dienstleistungen wird 
sich dagegen voraussichtlich stärker abschwächen. 
Aus diesem Grund könnte der Preisanstieg der ge- 
samten Inlandsnachfrage (Verbrauch und Investitio- 
nen), der 1975 ebenso hoch war wie die Verbrau- 
cherpreisrate, mit 4 Vo in diesem Jahr niedriger aus- 
fallen als der Anstieg der Verbraucherpreise. Unter 
der Voraussetzung, daß im Jahresdurchschnitt 1976 
keine wesentliche Veränderung der terms of trade 
eintritt, würde in diesem Jahr auch der gesamtwirt- 
schaftliche Deflationierungsfaktor auf eine Größen- 
ordnung von rund 4 ®/o begrenzt werden können, 
nachdem er im Vorjahr mit 8V2 Vo noch erheblich 
über der Preisrate der Inlandsnachfrage gelegen 
hatte. 

16 . Mit der erwarteten Entwicklung von nominaler 
Nachfrage und Preisen könnte 1976 eine 

reale Zunahme des Bruttosozialprodukts um 4 

bis 5 Vo 

erreicht werden. Da das gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktionspotential in diesem Jahr nur um etwa 2 Vo 
zunehmen dürfte, würde die Kapazitätsauslastung 
bei einem solchen Wirtschaftswachstum wieder an- 
steigen, wenngleich sie zunächst noch deutlich un- 
ter dem längerfristigen Durchschnitt der Vergangen- 
heit bleiben wird. Vom Produktionspotential her 
besteht 1976 ein theoretischer Wachstumsspielraum 
von etwa 10 ®/o, von dem nach der Jahresprojektion 


in diesem Jahr also annähernd die Hälfte in An- 
spruch genommen würde. 

Ein solches Hineinwachsen der Produktion in un- 
ausgelastete Kapazitäten pflegt erfahrungsgemäß 
mit einer erheblichen Steigerung der Produktivität 
einherzugehen. Die Zunahme des Bruttoinlandspro- 
dukts je Erwerbstätigenstunde kann daher für 1976 
ebenso hoch veranschlagt werden wie die des 
Bruttoinlandsprodukts selbst, d. h. mit 4 bis 5 ”/o. 
Das erwartete reale Wirtschaftswachstum würde 
danach ohne eine Ausweitung des jahresdurch- 
schnittlichen Arbeitsvolumens erreicht werden. Im 
Jahresverlauf wird allerdings mit einem sich be- 
schleunigenden Anstieg der Beschäftigung gerech- 
net. Entsprechend dürfte die 

Arbeitslosenquote bis zum Jahresende deutlich 

(saisonbereinigt auf rd. 4 VV zurückgehen und 

im Jahresdurchschnitt auf rd. 4^2 ^lo begrenzt 

werden können. 

17 . Die für 1976 erwartete Stabilisierung des Ar- 
beitsmarktes setzt allerdings voraus, daß sich die 
Ertragslage der Unternehmen in diesem Jahr we- 
sentlich verbessert, da die konjunkturpolitischen 
Impulse und Anreize sonst nur zu einer vorüber- 
gehenden Belebung der Investitionstätigkeit führen 
würden. 

Im Hinblick auf diese Notwendigkeiten und die pro- 
jektierte Nachfrageentwicklung wird in der Jah- 
resprojektion für 1976 von einer 

Zunahme des Bruttoeinkommens aus unselb- 
ständiger Arbeit um 6^/2 bis 7^12 

ausgegangen. Dabei ist einerseits berücksichtigt, 
daß die Beschäftigtenzahl im Jahresdurchschnitt 
1976 nochmals etwas abnehmen dürfte. Zum ande- 
ren wurde in Rechnung gestellt, daß die Arbeit- 
geberbeiträge zur Sozialversicherung wegen der 
Erhöhung der Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeit 
und zur gesetzlichen Krankenversicherung kräftig 
ansteigen und die Effektivlöhne mit dem erwarteten 
Abbau von Kurzarbeit voraussichtlich stärker als 
das Tariflohnniveau zunehmen werden. Unter den 
der Jahresprojektion zugrunde gelegten Bedingun- 
gen würde sich dann für 1976 eine überproportio- 
nale 

Zunahnie des Bruttoeinkommens aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen um 12 bis 14 ^lo 

ergeben. Eine solche Einkommensentwicklung muß 
jedoch auf dem Hintergrund der vergangenen Jahre 
gesehen werden, in denen die (von Veränderungen 
in der Erwerbstätigenstruktur bereinigte) Lohn- 
quote stetig angestiegen ist. Nach der ungünstigen 
Entwicklung der zurückliegenden Jahre ^) ist eine 
ausreichende Verbesserung der Unternehmenser- 
träge eine wesentliche Voraussetzung für eine 
nachhaltige Verstärkung der Investitionstätigkeit 


^) Nach Schätzung der Deutschen Bundesbank (Monats- 
bericht vom Oktober 1975, S. 18) sind die Unterneh- 
mensgewinne allein 1974 um 2,5 ®/o und im 1. Halb- 
jahr 1975 nochmals um 1,2 ®/o zurückgegangen. Eine 
entsprechende Schätzung für das 2. Halbjahr 1975 
liegt noch nicht vor. 
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1972 bis 1975 
und Eckwerte der Jahresprojektion für 1976 



1972 

1973 1) 

1974 1) 

1975 ^) 

1976-’) 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

- 0,2 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in “/o 

+ 0,3 - 1,9 - 3,2 - rd. 1 

Arbeitslosenquote in ®/o 

(1,1) 

(1,2) 

(2,6) 

(4,8) 

(rd. 41/2) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

- 0,7 

" 0,6 

“ 1,3 

- 1,7 

+ rd. 1 

Bruttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1962 (BIP) 

+ 3,4 

+ 5,1 

+ 0,6 

- 3,6 

+ 4 bis + 5 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 3,6 

+ 4,8 

+ 2,5 

- 0,4 

+ 5 bis + 6 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 4,3 

+ 5,4 

+ 3,9 

+ 1,3 

+ 4 bis + 5 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 9,8 

+ 9,9 

+ 7,5 

+ 8,4 

+ 7V2 bis + 8+2 

Staatsverbrauch 

+ 12,1 

+ 14,9 

+ 16,7 

+ 11,7 

+ 6V2 bis + 7+2 

Anlageinvestitionen 

+ 7,0 

+ 5,1 

- 2,1 

" 2,4 

+ 6 bis + 7 

darunter: 

öffentliche Investitionen 

- +2 

+ 5,8 

+ 20,2 

+ 5,7 

+ 3 bis + 4 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 

(+ 4,4) 

(+ 9,6) 

(+ 1.1) 

(- 2,8) 

( + 10 bis + 15 ) 

Inlandsnachfrage 

+ 9,3 

+ 10,1 

+ 5,8 

+ 6,1 

+ 9 bis +10 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+14,7) 

( + 24,7) 

( + 39,8) 

(+25,0) 

( + 24 bis +27) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ®/o . . 

(1,8) 

(2,7) 

(4,0) 

(2,4) 

(2V2) 

Bruttosozialprodukt 

+ 9,5 

+ 11,2 

+ 7,2 

+ 4,4 

+ 8+2 bis + 9+2 

zu Marktpreisen 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 

+ 5,5 

+ 7,0 

+ 7,3 

+ 6,1 

+ 5 bis + 4+2 

Inlandsnachfrage 

+ 5,6 

+ 6,8 

+ 8,6 

+ 6,2 

+ rd. 4 

Bruttosozialprodukt 

+ 5,9 

+ 5,7 

+ 6,8 

+ 8,3 

+ rd. 4 

Verteilung des Sozialprodukts 

Volkseinkommen 

+ 9,1 

+ 11,7 

+ 7,0 

+ 3,7 

+ 8+2 bis + 9+2 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen (Summe) 

+ 7,9 

+ 7,6 

+ 1,1 

+ 2,7 

+ 12 bis +14 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit (Summe) 

+ 9,7 

+ 13,5 

+ 9,6 

+ 4,1 

+ 6+2 bis + 7+2 '*) 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme je be- 
schäftigten Arbeitnehmer 

+ 9,0 

+ 12,0 

+ 11,4 

+ 7,1 

+ rd. 7 “) 

Sparquote 

(14,9) 

(14,1) 

(14,8) 

(15J) 

(rd. 14+2) 


Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
“) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes 
3) Jahresprojektion 

Nicht zu verwechseln mit dem Ausmaß möglicher Tariflohnerhöhungen 
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und damit gleichzeitig eine Vorbedingung dafür, 
mittelfristig dem Ziel eines hohen Beschäftigungs- 
standes wieder näherzukommen. Ferner sollte 
nicht übersehen werden, daß die Vermögenseinkom- 
men in Form von Zinsen, Mieten etc. zum Teil auch 
Arbeitnehmern und Rentnern zufließen. 

18 . Die projektierte Entwicklung der Öffentlichen 
Finanzen (in der Abgrenzung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung) geht davon aus, daß die 
staatlichen Ausgaben 1976 geringer als im Vor- 
jahr steigen werden. Die Bundesregierung hat hier- 
zu im August 1975 ein Sparprogramm beschlossen 
und parallel dazu ein Investitionsprogramm verab- 
schiedet, das vor allem 1976 produktionswirksam 
werden wird. Unter Berücksichtigung dieses Pro- 
gramms sowie der bisher bekannten Planungen von 
Ländern und Gemeinden wird für die Gebietskör- 
perschaften (einschließlich Sonderrechnungen) in 
der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung für 1976 ein Ausgabenwachstum von 7 
bis 8% erwartet 1). Für die Ausgaben der Sozial- 
versicherungsträger wird eine Zunahme von IOV2 
bis IIV2V0 vorausgeschätzt. Insgesamt könnten die 

Ausgaben des staatlichen Sektors danach 1976 

um 8^/2 bis 9^/2 ^/o zunehmen. 

Das staatliche Ausgabenwachstum liegt damit deut- 
lich niedriger als 1975. Unter den wichtigsten Aus- 
gabearten dürfte der Staatsverbrauch um 6V2 bis 
7V2 ^/o ansteigen. Die Bundesregierung geht dabei 
unter Berücksichtigung ihrer Sparbeschlüsse von 
Tarifabschlüssen für den öffentlichen Dienst aus, 
die den gesamt- und finanzwirtschaftlichen Notwen- 
digkeiten gerecht werden. Auch für den Sachauf- 
wand der Gebietskörperschaften wird mit sehr spar- 
samen Ansätzen gerechnet. Dagegen dürften die 
Sachleistungen der Krankenversicherungen 1976 
wiederum überproportional zunehmen, wenngleich 
deutlich geringer als 1975. Es kann ferner angenom- 
men werden, daß sich die Einkommens- und Ver- 
mögensübertragungen einschließlich der Zinszah- 
lungen 1976 um 11 bis 12 Vo erhöhen. Dabei dürften 
die Einkommensübertragungen erheblich schwächer 
als 1975 ansteigen, weil der zusätzliche Effekt durch 
die Einführung der Steuer- und Kindergeldreform 
wegfällt und im Verlauf des Jahres 1976 eine Ver- 
besserung der Arbeitsmarktlage erwartet wird, die 
zu verringerten Zahlungen für Arbeitslose und 
Kurzarbeiter führen würde. Die Rentenzahlungen 
werden sich dagegen ähnlich wie 1975 entwickeln. 
Die Vermögensübertragungen werden 1976 — ins- 
besondere wegen der Investitionszulage — erheb- 
lich ansteigen; die Investitionszulage wird in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung als Aus- 
gabe und nicht — wie in der Haushaltsrechnung — 
als Abzugskosten bei den Steuereinnahmen gebucht. 
Auch die Zinsausgaben dürften wegen der noch 
hohen Kreditaufnahme weiterhin deutlich zuneh- 
men. 

Für die öffentlichen Anlageinvestitionen wird in 
der Jahresprojektion für 1976 von einer Zunahme 


J Die Umrechnung in die haushaltsmäßige Abgrenzung 
ergibt einschließlich Konjunkturprogramme eine Zu- 
wachsrate von 6 bis 7 Vo. 


um 3 bis 4 Vo ausgegangen. Eine wesentliche Vor- 
aussetzung für eine solche Entwicklung hat die 
Bundesregierung mit der Verabschiedung des Inve- 
stitionsprogramms vom August 1975 geschaffen, 
das zusätzliche öffentliche Investitionen von 
3V2 Mrd. DM vorsieht. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß Länder und Gemeinden ihren Anteil 
am Investitionsprogramm realisieren, ohne ihre bis- 
her geplanten Investitionsvorhaben einzuschränken. 
Der Zuwachs der staatlichen Einnahmen wird 1976 
auf 8V2 bis 9V2 Vo geschätzt. Dabei dürften die 
Steuern um 7V2 bis 8V2 Vo und die Sozialversiche- 
rungsbeiträge um IIV2 bis 12V2 zunehmen. Neben 
der allgemeinen Einkommensentwicklung ist dafür 
als Sonderfaktor die Erhöhung der Beiträge zur ge- 
setzlichen Krankenversicherung und zur Bundes- 
anstalt für Arbeit bestimmend. Die übrigen Einnah- 
men könnten um 1 V2 bis 2V2 Vo steigen. 

Obwohl die Einnahmen prozentual etwas stärker 
als die Ausgaben wachsen würden, könnte das 
staatliche Defizit unter den genannten Bedingun- 
gen 1976 mit 65 bis 70 Mrd. DM die vorjährige Grö- 
ßenordnung sogar eher noch etwas übertreffen, weil 
das Niveau der Ausgaben 1975 deutlich über dem 
der Einnahmen gelegen hatte. Dabei ist auch für 
1976 zu beachten, daß gesamtwirtschaftlich bedingte 
Abweichungen von Haushalts-Soll- und Haushalts- 
Ist Auswirkungen auf die Höhe des Defizits haben 
können. 

19 . Bei der unterstellten Entwicklung der verfüg- 
baren Einkommen, einer voraussichtlich rückläu- 
figen Sparquote sowie weiterhin zunehmenden Ver- 
mögensübertragungen — insbesondere an den Un- 
ternehmenssektor — - dürfte der Finanzierungsüber- 
schuß der Privaten Haushalte im Jahre 1976 gegen- 
über dem Vorjahr zwar etwas zurückgehen, aber 
immer noch ein hohes Niveau beibehalten. Das 
Finanzierungsdefizit der Unternehmen (einschließ- 
lich Wohnungsbau und finanzieller Sektoren) 
könnte 1976 gegenüber dem Vorjahr weiter ab- 
nehmen. Zwar geht die Jahresprojektion von einer 
deutlichen Verstärkung der Investitionen aus; zu- 
gleich wird jedoch mit einer Erhöhung der Eigen- 
finanzierungsmöglichkeiten gerechnet, da sich die 
Ertragslage der Unternehmen durch eine kosten- 
günstigere Kapazitätsauslastung — zurückhaltende 
Lohnabschlüsse vorausgesetzt — voraussichtlich 
verbessern wird. Darüber hinaus werden die Finan- 
zierungsmittel der Unternehmen durch die Aus- 
zahlung der Investitionszulage erhöht. Bei dem er- 
warteten Außenbeitrag dürfte 1976 die Inanspruch- 
nahme inländischer Finanzierungsmittel durch das 
Ausland im wesentlichen unverändert bleiben. 

Das Finanzierungsdefizit des staatlichen Sektors 
wird sich unter Berücksichtigung des Auszahlungs- 
bedarfs für die Investitionszulage gegenüber dem 
Vorjahr tendenziell erhöhen. Allerdings dürfte die 
Nettokreditaufnahme der öffentlichen Haushalte 
1976 geringer als 1975 ausfallen, weil der Bund die 
für 1976 erforderlichen Mittel teilweise bereits im 
Vorjahr am Kreditmarkt aufgenommen hat. In die- 
sem Umfang kann eine Finanzierung des staatlichen 
Defizits durch Abbau von Geldvermögen erfolgen. 
Angesichts der dargelegten Entwicklung bei den 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 



1972 

1973 

1974 

1975 

1976 1) 



Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Vo 

Einnahmen 






Steuern 

-1- 9,5 

+ 17,9 

+ 6,9 

- 0,1 

-b 7V2 bis -b 8‘/2 

Sozialversicherungsbeiträge 

+ 14,1 

+ 19,1 

+ 10,4 

+ 8,9 

+ IP /2 bis + 12^/2 

Sonstige Einnahmen 

+ 3,6 

+ 13,3 

+ 12,5 

+ 1,8 

+ P /2 bis + 2^/2 

Einnahmen insgesamt ®) 

+ 10,5 

+ 18,0 

-f 8,4 

+ 3,0 

-b 8% bis + 9 V 2 

Ausgaben 






Staatsverbauch 

+ 12,1 

+ 14,9 

+ 16,7 

+ 11,7 

+ 6 V 2 bis + 7^/2 

Einkommens- und Vermögensübertragun- 






gen ä) «) 

+ 14,0 

+ 13,4 

+ 13,5 

+ 21,2 

+ 11 bis +12 

Anlageinvestitionen 

- 1,2 

-b 5,8 

+ 20,2 

-b 5,7 

+ 3 bis + 4 

Ausgaben insgesamt 

+ 11,5 

+ 13,4 

+ 15,5 

+ 15,4 

+ 8 V 2 bis + 9^/2 

Finanzierungssaldo in Mrd. DM 

- 1,2 

+ 13,7 

-11,7 

-65,4 

-65 bis -70 


1) Jahresprojektion 

2) 1972 abzüglich Konjunkturzuschlag, 1973 und 1974 einschließlich Stabilitätszuschlag und Investitionsteuer 

3) Einsdiließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
Einsdiließlich Zinsen 

Abzüglich Rückflüsse vom EAGFL 

Bei Bereinigung um die rein buchungsmäßigen Auswirkungen durdi Einführung der Kindergeldreform in 1975 (Ersetzung der 
Kinderfreibeträge durch Kindergeld) ergeben sich folgende Zuwachsraten in 1975: Steuern: — 2,2®/o; Einnahmen insgesamt: 
+ 1,6 ”/o; Staatsverbraudi: +12,5 Vo; Einkommens- und Vermögensübertragungen: +17,1 Vo; Ausgaben insgesamt: +14,0 ®/o 


anderen Sektoren wird daher die Finanzierung der 
öffentlichen Defizite ohne Beeinträchtigung der pri- 
vaten Kreditnachfrage möglich sein. Hierbei ist 
auch zu berücksichtigen, daß der überwiegende An- 
teil der Zunahme der Unternehmensinvestitionen 
auf den Aufbau der Lagerhaltung entfällt und somit 
kurzfristig zu finanzieren sein dürfte, während der 
Staat seine Nachfrage nach Finanzierungsmitteln 
je nach Marktlage auf den kurz- und langfristigen 
Bereich verteilen wird. 
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Anlage 2 


Bericht Uber die Konjunktur- und Sonderpro- 
gramme 1974/75 

Um die Jahreswende 1973/74 sah sich die Bundes- 
regierung aufgrund der sich immer deutlicher ab- 
zeichnenden konjunkturellen Abschwächung, der 
durch die Mineralölkrise ausgelösten Unsicherhei- 
ten sowie struktureller Anpassungsprobleme veran- 
laßt, einen expansiveren Kurs in der Wirtschafts- 
politik einzuschlagen. Sie konnte diese Kursände- 
rung um so eher einleiten, als sich erste Erfolge 
ihrer Stabilisierungsbemühungen in Richtung auf 
eine Beruhigung des Preisauftriebs einstellten. Seit 
Dezember 1973 hat die Bundesregierung dement- 
sprechend — ■ zunächst regional und sektoral ge- 
zielt, dann auf breiterer Basis — eine Reihe wirt- 
schafts- und finanzpolitischer Maßnahmen getrof- 
fen, um einer übermäßigen Abschwächung der Wirt- 
schaftstätigkeit entgegenzuwirken, ohne dabei die 
fortschreitende Stabilisierung des Preisniveaus und 
den notwendigen Strukturwandel zu gefährden. 

1. Eingeleitet wurde diese Politik durch die Auf- 
hebung bzw. Lockerung der im Mai 1973 ergriffe- 
nen Dämpfungsmaßnahmen, vor allem im investiven 
Bereich. Diese am 19. Dezember 1973 von der Bun- 
desregierung beschlossenen Maßnahmen bestanden 
insbesondere in 

— der Aufhebung der Investitionsteuer, 

— der Wiederzulassung der degressiven Abschrei- 
bung für bewegliche Wirtschaftsgüter des An- 
lagevermögens, 

— der Wiederzulassung der steuerlichen Begünsti- 
gung des Wohnungsbaus (§ 7 b EStG). 

2. Im Frühjahr 1974 wurden diese Maßnahmen er- 
gänzt durch das „Sonderprogramm für Gebiete mit 
speziellen Strukturproblemen" , für das 900 Millio- 
nen DM — davon 600 Millionen DM Bundesmit- 
tel — bereitgestellt wurden. 

Am 6. Februar 1974 beschloß die Bundesregierung 
Maßnahmen zur Verbesserung der kommunalen 
Infrastruktur in strukturschwachen Gebieten. Hier- 
für wurden von Bund und Ländern je 300 Millionen 
DM den Gemeinden als Finanzhilfen zur Verfügung 
gestellt. Gefördert wurden damit 615 kommunale 
Projekte mit einem Investitionsvolumen von 652,9 
Millionen DM; die Aufträge mußten unverzüglich 
vergeben werden. Auf Abwasserreinigungs- und 
-beseitigungs- sowie Abfallbeseitigungsanlagen ent- 
fielen ca. 30 Vo der Projekte, auf öffentliche Frem- 
denverkehrseinrichtungen etwa der gleiche Anteil 
sowie etwa 25 Vo auf die Erschließung von Industrie- 
gelände. 

In einem weiteren — am 5. März 1974 beschlosse- 
nen — Teilprogramm wurden für Investitionsvorha- 
ben des Bundes 300 Millionen DM bereitgestellt. 

Das Sonderprogramm ist inzwischen abgewickelt. 
Seine primären Wirkungen auf Produktion und Be- 
schäftigung fielen überwiegend in das Jahr 1974. 


3. Am 25. September 1974 legte die Bundesregie- 
rung ein weiteres „Sonderprogramm zur regionalen 
und lokalen Abstützung der Beschäftigung" mit 
einem Gesamtvolumen von 950 Millionen DM vor. 
Die Maßnahmen des Programms zielten auf Gebiete 
mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit unter 
besonderer Berücksichtigung der Arbeitslosigkeit 
im Baugewerbe. 

Im Rahmen eines zusätzlichen Bundesinvestitions- 
programms in Höhe von 250 Millionen DM wurden 
Maßnahmen gefördert, die ganz überwiegend dem 
Hochbau zugute kamen. 

Zur Durchführung kommunaler Infrastrukturpro- 
jekte wurden den Gemeinden von Bund und Län- 
dern — je zur Hälfte — 360 Millionen DM zur Ver- 
fügung gestellt. Damit wurden 534 kommunale Vor- 
haben mit einem Investitionsvolumen von 606 Mil- 
lionen DM gefördert. Von den Zuschüssen entfielen 
rd. 25 ®/o auf Ausbildungs-, Fortbildungs- und Um- 
schulungsstätten sowie je 20 ®/o auf Kindergärten 
und Sportstätten. 

Als weiterer Schwerpunkt wurden Vorhaben im 
Bereich des Wohnungsbaus von Bund und Ländern 
gefördert. Dabei handelte es sich um Maßnahmen 
der Althausmodernisierung, des Sonderwohnungs- 
baus für alte Menschen und kinderreiche Familien 
sowie um Maßnahmen zur Förderung der wohn- 
nahen Infrastruktur. Von den insgesamt hierfür 
bereitgestellten 300 Millionen DM (Bund und Länder 
je 150 Millionen DM) waren bis Ende 1975 Ver- 
pflichtungen {Auftragsvergaben) in Höhe von rd. 
280 Millionen DM eingegangen worden. Eine beson- 
ders rege Nachfrage ergab sich beim Sonderwoh- 
nungsbau. 

Für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" wurden im 
Rahmen dieses Programms 20 Millionen DM Bun- 
desmittel bereitgestellt. 

Die auftragsmäßigen Wirkungen des Sonderpro- 
gramms vom September 1974 fielen zum überwie- 
genden Teil noch in das Jahr 1974, da als Auftrags- 
vergabetermin der 31. Dezember 1974 festgesetzt 
worden war. Lediglich bei der Althausmodernisie- 
rung war aufgrund der besonderen Bedingungen im 
Ausbaugewerbe als Auftragsvergabetermin der 
31. März 1975 vorgesehen, der dann bis zum 30. Juni 
1975 verlängert wurde. Die Auftragswirkungen die- 
ses Teilprogramms erstreckten sich demgemäß noch 
auf das erste Halbjahr 1975. 

Die produktions- und beschäftigungsmäßige Umset- 
zung des Gesamtprogramms erfolgte im wesentli- 
chen im Jahre 1975. Ende 1975 waren über 80 % der 
bereitgestellten Mittel kassenmäßig abgeflossen. 

4. Am 12. Dezember 1974 beschloß die Bundesregie- 
rung dann ein breit angelegtes „Programm zur För- 
derung von Beschäftigung und Wachstum bei Sta- 
bilität". Im Mittelpunkt der beschlossenen Maßnah- 
men stand entsprechend der zentralen Bedeutung 
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der Investitionen für eine nachhaltige Belebung der 
Wirtschaftstätigkeit 

— die Anregung privater Investitionen, 

— die Durchführung zusätzlicher öffentlicher In- 
vestitionen, 

— die Förderung arbeitsmarktpolitischer Maßnah- 
men. 

Für Bundesinvestitionen und zur Durchführung ar- 
beitsmarktpolitischer Maßnahmen wurden 1 730 Mil- 
lionen DM zur Verfügung gestellt. 

Die Schwerpunkte des Investitionsprogramms des 
Bundes (1 130 Millionen DM) lagen bei Maßnahmen 
zur Verbesserung der Energieversorgung und bei 
Hochbaumaßnahmen. Die Anstoßeffekte dieser Bun- 
desmaßnahmen auf die Produktion sind nach einer 
DIW-Untersuchung mit gut 2 Mrd. DM zu veran- 
schlagen. Da die Auftragsvergabe bis zum 31. März 
1975 erfolgen sollte (bei der Althausmodernisierung 
bis spätestens vier Wochen nach der bis zum 
30. Juni 1975 befristeten Bewilligung), lagen die auf- 
tragsmäßigen Wirkungen meist schon im ersten 
Halbjahr 1975. 

Im Rahmen der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
wurden Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber und 
Mobilitätshilfen für längerfristig Arbeitslose ge- 
währt. Von dem Gesamtbetrag von 600 Millionen 
DM wurden insgesamt 410 Millionen DM in An- 
spruch genommen. Der nicht ausgefüllte Restbetrag 
wurde zur Fortführung von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit zur Verfü- 
gung gestellt und entsprechend eingesetzt. 

Die private Investitionstätigkeit wurde durch Inve- 
stitionszulagen für Wirtschaftsgüter des Anlage- 
vermögens gefördert, die in der Zeit vom 1. De- 
zember 1974 bis 30. Juni 1975 bestellt worden sind 
bzw. mit deren Herstellung in diesem Zeitraum be- 
gonnen worden ist. Dadurch sollte erreicht werden, 
daß zusätzliche Investitionen angeregt, aber auch 
Investitionsentscheidungen in das erste Halbjahr 
1975 vorgezogen werden. Durch Sonderregelungen 
wurden gleichzeitig energiepolitisch bedeutsame 
Investitionen und der soziale Mietwohnungsbau be- 
günstigt. 

Erste Auswirkungen dieser Maßnahmen zeigten sich 
bei der Entwicklung der Auftragseingänge der In- 
vestitionsgüterindustrien — zunächst noch über- 
lagert von dem starken Einbruch der Auslandsnach- 
frage — • bereits in den ersten Monaten 1975. Ein 
außerordentlich kräftiger Auftragsschub setzte dann 
kurz vor Auslaufen der Bestellfrist Ende Juni 1975 
ein. So nahmen die Inlandsaufträge von Mai auf 
Juni saisonbereinigt 

— im Maschinenbau um 126 ^'o, 

— in der elektrotechnischen Industrie um 84V2®/o 
und 

— im Straßenfahrzeugbau um 106 
zu. 

Das nach Auslaufen der Bestellfrist vielfach vor- 
ausgesagte „Auftragsloch" bei der Investitionsgü- 
ternachfrage ist nicht eingetreten. Zwar ging nach 
dem kräftigen Auftragsschub zur Jahresmitte der 
Auftragseingang erwartungsgemäß wieder zurück. 


Faßt man die Monatsergebnisse allerdings zusam- 
men (Juni — November) und vergleicht sie mit den 
sechs Monaten vorher, so zeigt sich, daß die Auf- 
tragseingänge in den genannten sechs Monaten sai- 
sonbereinigt um durchschnittlich 13 ^/o höher waren 
als im vorangegangenen Sechsmonatsabschnitt. Dies 
dürfte nicht zuletzt darauf zurückzuführen sein, daß 
es zu Anschlußaufträgen in den vorgelagerten Be- 
reichen gekommen ist. Die Investitionszulage hat 
damit nicht nur zu einer Stabilisierung der Ordertä- 
tigkeit in v/ichtigen Bereichen der Investitionsgüter- 
industrie geführt, sondern auch zu einer fortschrei- 
tenden Belebung der Wirtschaftstätigkeit beigetra- 
gen. 

Die durch die Investitionszulage ausgelösten Be- 
stellungen werden sich produktionsmäßig besonders 
im Jahre 1976 auswirken, da als Fertigstellungs- 
termin für die begünstigten Anlagegüter der 30. Juni 
1976 vorgeschrieben ist. Bei Gebäuden und Ge- 
bäudeteilen (Fertigstellungstermin: 30. Juni 1977) 
und bei Großprojekten im Bereich der Energieerzeu- 
gung und Verteilung (Fertigstellungstermin: 30. Juni 
1978) erstrecken sich die Produktionseffekte auch 
noch auf die Folgejahre. 

Bei den 168 Großprojekten mit besonderer ener- 
giepolitischer Bedeutung teilt sich das begünstigte 
Investitionsvolumen (Anschaffungs- und Herstel- 
lungskosten) von über 20,0 Mrd. DM wie folgt auf 
die einzelnen Jahre auf: 

1974 (Dezember) 23 Millionen DM 

1975 3 786 Millionen DM 

1976 5 568 Millionen DM 

1977 5 953 Millionen DM 

1978 4 908 Millionen DM. 

Von besonderer Bedeutung für die Anregung der 
privaten Investitionstätigkeit ist auch der Liquidi- 
tätseffekt, der von der Auszahlung der Investi- 
tionszulage ausgeht. Die Finanzsituation der Unter- 
nehmen wird hierdurch verbessert. Ausgezahlt war 
die Investitionszulage zum Jahresende 1975 mit 
knapp 100 Millionen DM. Liquiditätsmäßig wird die 
Zulage sich im wesentlichen aber erst im Jahre 
1976 auswirken (geschätzt rd. 3,6 Mrd. DM). We- 
gen der möglichen Aufrechnung mit einer bestehen- 
den Steuerschuld wird ein großer Teil der Zulage 
bereits in den ersten Monaten 1976 kassenwirk- 
sam werden, was zu einer erwünschten Vorziehung 
des Liquiditätseffektes führt. 

5 . Am 28. August 1975 hat die Bundesregierung das 
„Programm zur Stärkung von Bau- und anderen 
Investitionen" mit einem Ausgabevolumen von 5,75 
Mrd. DM beschlossen. Durch die Aufbringung von 
zusätzlichen Eigenmitteln privater Haushalte (bei 
der Wohnungsmodernisierung und Bausparzwi- 
schenfinanzierung) kommt es zu einem wesentlich 
höheren Auftragsvolumen, das auf mehr als 10 Mrd. 
DM geschätzt wird. 

Folgende Teilprogramme werden durchgeführt: 

— Bundesinvestitionsprogramm (1 200 Millionen 
DM) 
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Die zur Durchführung bundeseigener Investi- 
tionen zusätzlich bereitgestellten Mittel gehen 
zu rd. zwei Drittel in den Hochbaubereich. Der 
Rest fließt vornehmlich in den Tiefbau. Die Auf- 
tragsvergaben mußten bis zum 31. Dezember 
1975 erfolgen. Kassenmäßig abgewickelt waren 
bis zu diesem Zeitpunkt rd. 116 Millionen DM 
(10 ^/o des Gesamtvolumens). 

— Arbeitsbeschaffunqsmaßnahmen (600 Millionen 
DM) 

Von den der Bundesanstalt für Arbeit bereitge- 
stellten Förderungsmitteln war der gesamte Be- 
trag bis zum 31. Dezember 1975 bereits durch 
Bewilligungsbescheide gebunden. Gefördert wer- 
den ganz überwiegend bauwirksame Maßnahmen 
zur Einstellung zusätzlicher Arbeitnehmer. Die 
Bundesanstalt für Arbeit geht davon aus, daß 
ein großer Teil der Projekte bereits im Winter- 
halbjahr begonnen und die Beschäftigungslage 
im Baubereich damit positiv beeinflußt wird. 

— • Kommunales Infrastrukturprogramm (rd. 1 600 
Millionen DM) 

Bund und Länder stellen hierfür Zuschüsse in 
Höhe von 1 200 Millionen DM (Bund 600 Mil- 
lionen DM) bereit. Hinzu kommt ein Eigenfinan- 
zierungsanteil der Gemeinden. Durch Umschich- 
tungen von anderen Programmteilen wurde das 
Programm um 25 Millionen DM aufgestockt. Ins- 
gesamt werden rd. 2 000 Projekte zur Verbesse- 
rung der kommunalen Infrastruktur gefördert. 
Für 70 ®/o der Projekte wurden gleichzeitig An- 
träge auf ERP- bzw. KW-Darlehen gestellt. Ins- 
gesamt werden damit Investitionen mit einem 
Volumen von über 2 Mrd. DM durchgeführt. Die 
Zuschußhöhe schwankt je nach Land zwischen 
54 und 80 v. H. der Investitionsaufwendungen, 
im Bundesdurchschnitt beträgt sie etwa 60 Vo. 

Die Schwerpunkte liegen bei der Abwasserreini- 
gung und -beseitigung (29,9 ®/o des geförderten 
Investitionsvolumens), Sport- und Erholungs- 
anlagen (12,6 Vo), Errichtung und Ausbau berufs- 
bildender Schulen, Sonder- und Fortbildungs- 
stätten (9,4 Vo) und bei Energie- und Wasserver- 
sorgungsleitungen (6,6 ®/o). 

Die im Rahmen dieses Programms — aber auch 
bei den Sonderprogrammen von 1974 — für 
Infrastrukturprojekte der Gemeinden bereitge- 
stellten Finanzhilfen haben dazu beigetragen, daß 
im Gegensatz zu dem prozyklischen Verlauf von 
1967/68 die gesamtwirtschaftlich notwendige 
Verstetigung der kommunalen Investitionstätig- 
keit erreicht wurde. 

— Stadtsanierungsprogramm (rd. 500 Millionen 
DM) 

Innerhalb dieses Programms werden rd. 660 
durchgeplante Vorhaben der städtebaulichen 
Sanierung und Entwicklung nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz mit einem Investitionsförde- 
rungsvolumen von rd. 620 Millionen DM geför- 
dert. Bund und Länder stellten hierfür Zuschüsse 
in Höhe von je 237,5 Millionen DM zur Verfü- 


gung. Hinzu kam der Eigenanteil der Bauträger, 
für die Darlehen der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau (KW) in Höhe von rd. 96 Millionen DM in 
Anspruch genommen wurden. Ein Restbetrag 
(12,5 Millionen DM Bundeszuschüsse, rd. 29 Mil- 
lionen DM KW-Mittel) wurde auf das kommu- 
nale Infrastrukturprogramm übertragen. 

— Darlehensprogramm ERP/KW (1 000 Millionen 
DM) 

Im Rahmen des Darlehensprogramms wurden 
zinsgünstige ERP- und KW-Kredite von 1 Mrd. 
DM bereitgestellt. Sie dienen vor allem der 
Finanzierung des auf die Gemeinden entfallen- 
den Eigenanteils bei den kommunalen Program- 
men. 

über ERP wurden insgesamt 1 158 Projekte mit 
einem Investitionsvolumen von 1 778 Millionen 
DM berücksichtigt. Davon entfielen auf Abwas- 
sermaßnahmen rd. 83 Vo, auf Luftreinhaltungs- 
maßnahmen rd. 12 Vo und auf Abfallbeseitigungs- 
maßnahmen rd. 5 Vo des Darlehensvolumens. 

Im KW-Darlehensprogrammteil wurden 1 351 
Projekte mit einem Investitionsförderungsvolu- 
men von 1 378 Millionen DM berücksichtigt. 

— Modernisierungsprogramm (700 Millionen DM) 
Bei dem hohen Modernisierungsbedarf und den 
günstigen Förderungsbedingungen (15®/o bzw. 
30 ®/o Zuschuß zu den Investitionskosten) waren 
die Förderungskontingente bereits kurz nach 
Abschluß der Verwaltungsvereinbarungen durch 
Anträge belegt. Inzwischen haben die Leitinsti- 
tute der Länder die Mittel für die Förderungs- 
anträge zugesagt. 

— Bausparzwischenfinanzierungsprogramm (300 
Millionen DM) 

Im Rahmen dieses Sonderprogramms wurden 
Zinsverbilligungsmittel zur Zwischenfinanzie- 
rung des Baues steuerbegünstigter Ein- und 
Zweifamilienhäuser und Eigentumswohnungen in 
Höhe von 300 Millionen DM (nach Umschichtung 
rd. 291 Millionen DM) bereitgestellt. Davon wa- 
ren zum 31. Dezember 1975 rd. 50 Vo durch För- 
derungsanträge belegt. Nach dem bisherigen 
Antragseingang wird bis zum Auslaufen der An- 
tragsfrist am 31. März 1976 mit einer weiterhin 
zügigen Inanspruchnahme des Programms zu 
rechnen sein. 

Die auftragsmäßige Umsetzung des Programms er- 
folgte weitgehend bereits im letzten Quartal 1975 
(Auftragsvergabetermin — mit Ausnahme des Woh- 
nungsbauteils — 31. Dezember 1975). Es hat damit 
zu einer weiteren Stabilisierung der Nachfrage- 
situation in der Bauwirtschaft beigetragen. Dafür 
spricht auch, daß 1975 in den Herbstmonaten — 
entgegen der saisonüblichen Abschwächung der 
Beschäftigung — sogar noch zusätzliche Arbeits- 
kräfte im Baugewerbe eingestellt wurden. 

Die Auftragswirkungen, die vom Teilprogramm 
Bausparzwischenfinanzierung und Wohnungsmoder- 
nisierung ausgehen (Auftragsvergabetermin bei der 
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Bausparzwischenfinanzierung bis 30. April 1976, bei 
der Wohnungsmodernisierung möglichst bis 
31. März 1976), dürften größtenteils in die ersten 
Monate 1976 fallen, so daß mit einer weiteren Ver- 
besserung der Auftragssituation im Bausektor ge- 
rechnet werden kann. Anhand der vorliegenden 
Beschäftigtenzahlen im Baubereich läßt sich fest- 
stellen, daß das Ziel, die im Winterhalbjahr ver- 
stärkt auftretenden Beschäftigungsrisiken einzu- 
grenzen, erreicht werden konnte. 

Die produktions- und beschäftigungsmäßigen Wir- 
kungen des Gesamtprogramms treten weitgehend 
erst im Jahre 1976 ein. Unter Einbeziehung der 
durch das Programm induzierten Vorleistungspro- 
duktion dürfte die zu erwartende Bruttoproduktion 
mehr als das Doppelte des Programmvolumens ins- 
gesamt erreichen. Dabei sind die Folgewirkungen, 
die von den zusätzlich entstehenden Einkommen 
ausgehen, noch nicht berücksichtigt. Unter Einbe- 
ziehung dieser Effekte sind positive Impulse auf 
Nachfrage und Beschäftigung auch noch über 1976 
hinäus zu erwarten. 
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